
die protokolle des österreichischen ministerrates
1848 – 1867

Herausgegeben vom Institut für Neuzeit- und Zeitgeschichtsforschung  
an der Österreichischen Akademie der Wissenschaften



die protokolle des
österreichischen ministerrates

1848 – 1867

Redaktion

Stefan Malfèr

Entstanden im Auftrag der Kommission für die Geschichte  
der Habsburgermonarchie

herausgegeben von

Helmut Rumpler



die protokolle des
österreichischen ministerrates

1848 –1867

II. abteilung

das ministerium schwarzenberg

band 5
4. juni 1851 – 5. april 1852

Bearbeitet und eingeleitet von
THOMAS KLETEČKA

und
Anatol Schmied-Kowarzik



Vorgelegt von w. M. Helmut Rumpler in der Sitzung vom 16. März 2012

Die Kommission für die Geschichte der Habsburgermonarchie

Obmann: Helmut Rumpler
Obmann-Stellvertreter: Ernst Bruckmüller

Mitglieder (2007–2012):
Alfred Ableitinger
Werner Drobesch
Waltraud Heindl

Thomas Just
Lorenz Mikoletzky
Michael Pammer

Roman Sandgruber
Hannes Stekl

Arnold Suppan
Werner Telesko

Alle Rechte vorbehalten

ISBN 978-3-7001-7242-0

Copyright © 2013 by 
Österreichische Akademie der Wissenschaften 

Wien

Satz und Layout: Crossdesign Werbeagentur GmbH, A-8042 Graz 

Druck und Bindung: Prime Rate Kft., Budapest

http://hw.oeaw.ac.at/7242-0 
http://verlag.oeaw.ac.at



INHALTSVERZEICHNIS

VORWORT von Helmut Rumpler und Stefan Malfèr  . . . . . . . . . . . . . . . .                	 VII

EINLEITUNG von Thomas Kletečka und Anatol Schmied-Kowarzik  . . .   	I X

BIBLIOGRAPHIE  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                                             	LI X

ABKÜRZUNGEN  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                                             	L XV

VERZEICHNIS VERALTETER AUSDRÜCKE  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                     	L XVIII

VERZEICHNIS DER TEILNEHMER AM MINISTERRAT  . . . . . . . . . . .           	L XXI

PROTOKOLLE UND BEILAGEN Nr. 508–646 
(4. Juni 1851 bis 5. April 1852)  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                               	 1

ERGÄNZENDE PROTOKOLLE ANDERER PROVENIENZ  . . . . . . . . . .          	 637

CHRONOLOGISCHES VERZEICHNIS DER PROTOKOLLE
UND BEILAGEN  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                                         	 675

CHRONOLOGISCHES VERZEICHNIS DER ERGÄNZENDEN
PROTOKOLLE ANDERER PROVENIENZ  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                    	 691

REGISTER  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                                                   	 693





VORWORT

Das zentrale Thema des vorliegenden fünften und letzten Bandes der Protokolle des 
Ministeriums Schwarzenberg ist die Aufhebung der Reichsverfassung vom 4. März 1849 
und der Übergang zum monarchischen Absolutismus des nachfolgenden Jahrzehnts, für 
den sich zur Unterscheidung vom Absolutismus vor 1848 das Wort „Neoabsolutismus“ 
eingebürgert hat. Schon die ein Jahr nach dem Ausbruch der Märzrevolution von 1848 
erlassene Verfassung war ein Rückschritt gegenüber dem Verfassungsentwurf des in Wien 
und Kremsier versammelten Reichstages gewesen. Sie war nicht durch einen gemeinsamen 
legislativen Akt des Monarchen und des gewählten Parlaments, sondern durch Oktroi 
zustandegekommen, und sie beruhte auf dem monarchischen Prinzip. Die Staatsgewalt 
ging nicht mehr „vom Volke aus“ (Entwurf der Grundrechte), sondern vom Monarchen, 
der die Verfassung „aus eigener Macht“ verlieh (Manifest vom 4. März 1849). Aber selbst 
diese Verfassung wurde nicht vollständig umgesetzt, und der zwei Jahre später nach § 96 
eingesetzte „Reichsrat“ war nichts anderes als das Instrument zur Gängelung der allzu 
selbständigen Regierung und zur Aushebelung der ganzen Verfassung. Am 20. August 
1851 erteilte der Kaiser seinem Ministerpräsidenten den Auftrag, „die Frage über den 
Bestand und die Möglichkeit der Vollziehung der Verfassung“ zu prüfen. Das Ergebnis 
stand schon fest: die Verfassung galt für unvollziehbar und sollte aufgehoben werden. 
Am Silvestertag des Jahres 1851 wurde sie außer Kraft gesetzt. An ihre Stelle traten die 
„Grundsätze für organische Einrichtungen“, ein kurzes, schwammiges Papier, in dem nur 
der Wille des jungen Kaisers, alles selbst bestimmen zu wollen, klar hervortrat.
In den Protokollen dieses Bandes ist nachzulesen, wie die einzelnen Schritte gesetzt 
wurden, wie zwischen dem Reichsrat mit seinem Präsidenten Kübeck und dem Minis-
terrat um Positionen und Formulierungen gefeilscht wurde. Der Widerstand des 
Ministerrates war vorhanden, wurde aber immer schwächer. Die vorbereitenden Bera-
tungen fanden im November 1851 in einem besonderen Komitee aus Mitgliedern des 
Reichs- und des Ministerrates statt, dessen Protokolle im Anhang abgedruckt sind. Die 
abschließenden Beratungen des Ministerrates wurden durch eine Machtdemonstration 
des Kaisers abrupt beendet, und die Ideen Kübecks wurden zum Gesetz erhoben.
Der wenige Monate später, am 5. April 1852, eintretende Tod des kranken Ministerprä-
sidenten gab dem Kaiser nicht nur die Möglichkeit, das Kabinett umzubilden, sondern 
den Ministerrat als politisches Entscheidungsorgan weiter zu entmachten. Er wurde zur 
„Konferenz“ herabgestuft. Es gab keinen Nachfolger für Schwarzenberg, nur mehr einen 
Vorsitzenden dieser Konferenz, deren Protokolle zum größeren Teil bereits ediert vor-
liegen (Abteilung Buol-Schauenstein).
Trotz dieser verfassungsgeschichtlichen und politischen Rückschritte des Jahres 1851/52 
wurde das Rad der Zeit nicht vollständig zurückgedreht. Die Reformen auf dem Gebiet 
der Verwaltung, der Justiz, der Wirtschaft und des Sozialwesens wurden fortgeführt, 
allerdings nun nach den am 31. Dezember 1851 festgelegten „Grundsätzen“. Zunächst 
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wurde die staatliche Verwaltung organisiert, nämlich die Bezirksämter und die Statthal-
tereien. Die Strafprozeßordnung wurde revidiert. Daneben wurden u. a. die Aufhebung 
der Avitizität in Ungarn, ein neuer Zolltarif, das Forstgesetz und ein liberaleres Patent-
gesetz in Angriff genommen.
Abseits dieser großen Themen mit ihren teils jahrelangen, teils jahrzehntelangen Aus-
wirkungen enthält auch dieser Band eine Fülle zwar kleinerer, aber sozial-, verwaltungs- 
und lokalgeschichtlich interessanter Erörterungen, etwa den Umgang mit den Begnadi-
gungsanträgen der in der Revolutionszeit in Ungarn Kompromittierten und Verurteil-
ten oder die ebenfalls Ungarn betreffenden Hilfsmaßnahmen anläßlich der besorgnis-
erregenden Ausfälle der Getreide- und Kartoffelernte im Sommer und Herbst 1851. 
Auch eigenartig aktuell anmutende Themen und Formulierungen finden sich, wenn 
etwa die Nationalbank durch eine Geldspritze der Bank in Triest aushelfen muß und 
der Handelsminister aus diesem Anlaß strenge Kreditbedingungen gegen die Spekula-
tion einmahnt, oder wenn das Staatsbudget die im Bau befindlichen Eisenbahnlinien 
nicht mehr finanzieren kann. Die gewohnte Vielfalt der Themen ist auch in diesem 
Band präsent.
Das Manuskript des vorliegenden Bandes wurde nach Übernahme des Editionsprojektes 
Ministerratsprotokolle 1848–1867 vom ehemaligen Ost- und Südosteuropainstitut im 
Rahmen der Forschungstätigkeit der von 1959 bis 2012 bestandenen Kommission für 
die Geschichte der Habsburgermonarchie erarbeitet und abgeschlossen. Die Forschungs-
projekte der Kommission sind seit 1. Jänner 2013 an das im Zuge der organisatorischen 
Neustrukturierung der Forschungseinrichtungen gegründete Institut für Neuzeit- und 
Zeitgeschichtsforschung übertragen.
An dieser Stelle sei auch wieder allen der Dank ausgesprochen, die am Fortschreiten der 
Edition beteiligt sind. Dem ehem. Generaldirektor des Österreichischen Staatsarchivs 
Hon. Prof. Dr. Lorenz Mikoletzky, dem Direktor des Haus-, Hof- und Staatsarchivs  
Mag. Thomas Just sowie den Leitern und MitarbeiterInnen der Abteilungen des Öster-
reichischen Staatsarchivs sei für die Unterstützung der Edition gedankt. Der Dank gilt 
auch den Partnern vom Institut für Geschichte der Ungarischen Akademie der Wissen-
schaften, die bei Archivaufenthalten in Budapest mit Rat und Tat zur Seite standen und 
das Manuskript dieses Bandes, so wie bei allen bisherigen Bänden, freundlicherweise 
durchgesehen haben. 

Wien, im Jänner 2013

Helmut Rumpler	S tefan Malfèr
Herausgeber	R edakteur



EINLEITUNG*

Von Thomas Kletečka und Anatol Schmied-Kowarzik

Reactio triumphans – die Installierung des Neoabsolutismus (IX): a) Die Augusterlässe (IX), 
b) Der neue Eid (XV), c) Die „Verfassungsrevision“ oder: der Weg zu den Silvesterpatenten 
(XVI), d) Die Frage des Wirkungskreises oder: die Eliminierung des Ministerrates (XXVIII),  
e) Die Gestaltung des Reiches nach dem monarchischen Prinzip oder: das „Kübecksche 
System“ (XXXIII). − Gesetze und Verwaltung (XXXIX). − Finanzen (XLV). − Ministerwech-
sel (LIV). − Zum Kommentar (LVII).

Reactio triumphans – die Installierung des Neoabsolutismus

a) Die Augusterlässe

Mit der Errichtung des Reichsrates am 13. April 1851 war ein wichtiger Schritt zur 
Verwirklichung des „großen Planes“ gesetzt worden, der offenbar zwischen dem Monar-
chen und dem kommenden Mann der österreichischen Politik, Karl Friedrich Freiherr 
Kübeck von Kübau, verabredet worden war. Allerdings nur der erste Schritt, und Kübeck 
wartete ungeduldig darauf, weitere zu setzen1. Seine Geduld wurde nicht lange strapaziert, 
denn schon Mitte Mai 1851 erhielt er den kaiserlichen Auftrag, eine Arbeit über die 
politischen Verhältnisse des österreichischen Kaiserstaates zu verfassen2. Es sollten freilich 
drei Wochen vergehen – wohl durch die außenpolitischen Ereignisse bedingt − bevor der 
Kaiser Anfang Juni dieses Thema erneut zur Sprache brachte und „auf politische Verän-
derung unserer Zustände“ drängte, worauf der Reichsratspräsident um „mündliches 
Gehör“ in dieser Sache bat3. Zwei Tage später hatte er dann Gelegenheit, seine Ansichten 
Franz Joseph ausführlich darzulegen4. Kübeck begann mit einer Analyse der vormärz
lichen Zustände, die letztlich für den Ausbruch der Revolution verantwortlich waren. 
Neben der Inkompetenz des Monarchen diagnostizierte er die Schwäche von dessen 
Vertretung, „also auch der Regierung“, und ortete Verrat oder wenigstens Kurzsichtigkeit 
höchst gestellter Organe. Daß das System unter Ferdinand dennoch 13 Jahre funktioniert 

*	 Die Kapitel Reactio triumphans, Ministerwechsel und Zum Kommentar wurden von Thomas Kletečka, 
die Kapitel Gesetze und Verwaltung und Finanzen von Anatol Schmied-Kowarzik verfaßt.

1	 Siehe dazu Thomas Kletečka, Einleitung. In: Die Protokolle des österreichischen Ministerra-
tes 1848 – 1867 [weiterhin zit. als Ömr.] II/4: Das Ministerium Schwarzenberg, 14. Oktober 1850 
– 30. Mai 1851, bearbeitet und eingeleitet von Thomas Kletečka, unter Mitarbeit von Anatol Schmied-
Kowarzik (Wien 2011) XXXIV.

2	 Friedrich Walter (Hg.), Aus dem Nachlaß des Freiherrn Carl Friedrich Kübeck von Kübau. Tage
bücher, Briefe, Aktenstücke (1841–1855) (= Veröffentlichungen der Kommission für Neuere Geschich-
te Österreichs 45, Graz/Köln 1960) 68, Tagebucheintragung v. 14. 5. 1851.

3	E bd. 71, Tagebucheintragung v. 3. 6. 1851.
4	 Der von Kübeck eigenhändig verfaßte Leitfaden für diese Ausführungen abgedruckt in Walter, Nachlaß 

Kübeck 204 ff.
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hatte, schrieb Kübeck „dem zweckmäßigen und gut berechneten Organismus der Ver-
waltung“ zu. Das waren vor allem die geglückte Symbiose zwischen Administration und 
der gesellschaftlichen Ordnung, die sich in der Territorialeinteilung manifestierte, und 
das Kollegialsystem, das die kollektive Autorität stärkte und somit Unterordnung und 
Gehorsam nachhaltig förderte. Nach diesem ideologischen Bekenntnis stellte der Reichs-
ratspräsident fest, daß nur die Schwäche der politischen Führung, die sich einige wenige 
Machthungrige zunutze gemacht hätten, die Revolution von 1848 ermöglicht hatte, da 
die große Masse der Bevölkerung nie grundlegende politische Veränderungen anstrebte. 
Die große Sünde, die nach der Niederwerfung der Revolution begangen wurde, führte 
Kübeck weiter aus, lag darin, daß anstelle einer Stärkung des Monarchen, des monarchi-
schen Prinzips, genau das Gegenteil stattfand. Der Reichstag wurde nicht eliminiert, es 
wurde sogar eine Verfassung ins Leben gerufen und, was der Vortragende besonders 
hervorhob, es gab ein verantwortliches Ministerium.
Die Frage der Ministerverantwortlichkeit bildete neben dem Weiterbestehen der Verfas-
sung den wichtigsten Kritikpunkt Kübecks an den bestehenden politischen Verhältnissen. 
Diese Frage, vor allem das „wem gegenüber“, war freilich ganz und gar nicht geklärt; die 
endgültige Klärung war immer wieder hinausgeschoben worden5. Kübeck faßte aber den 
Begriff von der Verantwortlichkeit der Minister, des Ministeriums, dahin auf, daß sich 
dahinter die Idee der Volkssouveränität verberge, somit prinzipiell der Idee des monar-
chischen Prinzips diametral entgegenstünde und unter den konkreten politischen Bedin-
gungen nur den Monarchen diskriminiere, da sie die „Ausübung einer Despozie“ des 
Ministeriums, das ja in seinem Namen regiere, ermögliche.
Die Regierung habe unter dem Mantel der Verantwortlichkeit eine ihr nicht zustehende 
Machtfülle erlangt und sie dazu benützt, die alten Einrichtungen durch neue, gänzlich 
ungeeignete zu ersetzen; so die „unnöthige neue Territorial-Eintheilung“, so die Einfüh-
rung der „Land- und Kreistage auf revoluzionärer Grundlage“ und die „republikanische 
Gemeindeordnung“ genauso wie eine „kostspielige revoluzionäre Rechtspflege“. Kübeck 
beklagte auch die „Wuth nach Uniformität“, die man mit „Macht-Einheit“ verwechsle 
und die nur nationale Kränkungen und „Unsicherheit des Eigenthums, insbesondere des 
großen Grundbesitzes“ hervorrufe. All diese Maßnahmen würden zudem, da die entspre-
chenden ministeriellen Vorträge veröffentlicht würden, den Monarchen als Komplizen 
der Regierung erscheinen lassen. 
Um die politischen Verhältnisse des österreichischen Kaiserstaates wieder ins Lot zu 
bringen, empfahl der Reichsratspräsident die sofortige „Restaurazion der kaiserlichen 
Autorität“. Das ebenfalls mögliche Szenario der sofortigen Aufhebung der oktroyierten 
Verfassung verwarf er als ungeeignet: es biete sich keine formelle Veranlassung dazu, die 
neuen – ungeeigneten − administrativen Einrichtungen würden weiter in Kraft bleiben 

5	 Siehe dazu Helmut Rumpler, Ministerrat und Ministerratprotokolle 1848–1867. Behördengeschicht
liche und aktenkundliche Analyse (= Einleitungsband zu Die Protokolle des Österreichischen 
Ministerrates 1848–1867, Wien 1970) [im folgenden zit. als Ömr. Einleitungsband] 29 f. und Ders., 
Monarchisches Prinzip und Ministerverantwortlichkeit in Österreich und Preußen 1848–1867. In: 
Bericht über den 11. österreichischen Historikertag in Innsbruck 1971 (= Veröffentlichungen des 
Verbandes Österreichischer Geschichtsvereine 19, Wien 1972) 68–76, hier 70 f. mit weiteren Literatur- 
und Quellenhinweisen.
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und die Maßnahme würde für überflüssige Aufregung sorgen. Zur Herstellung der vollen 
Souveränität des Kaisers müßte die Stellung des Ministeriums geändert werden; die 
Verantwortlichkeit wäre deutlich als die Verantwortlichkeit dem Kaiser gegenüber zu 
definieren, und die Regierung durch einen Eid ohne Verfassungsbezug dem Souverän 
neu zu verpflichten. Das Ministerium wäre als Vollzugsorgan des kaiserlichen Willens in 
aller Öffentlichkeit zu bezeichnen und die allgemeine Wirksamkeit des Gesamtministe-
riums als auch die besondere Wirksamkeit der einzelnen Ministerien neu zu formulieren. 
Kübeck schlug weiters vor, einen eigenen Polizeiminister zu ernennen, der zwar Sitz und 
Stimme im Ministerrat haben, aber direkt dem Kaiser unterstellt sein sollte. Das Unter-
richts- wäre mit dem Innenministerium, das Landeskultur- mit dem Handelsministerium 
zu verschmelzen, und das Montanistikum wäre dem Finanzministerium einzuverleiben. 
Kübeck schwebte auch eine Aufwertung des Reichsrates vor: ihm sollte nun auch das 
Initiativrecht in Gesetzes- und Verordnungsfragen zukommen, der Kaiser sollte den 
Vorsitz übernehmen, alle Gesetzes- und Verordnungsangelegenheiten, die nicht vom 
Reichsrat ausgingen, sowie wichtige Besetzungen sollten von diesem Gremium beraten 
werden. Dann hätte der Reichsrat eine Kontrollfunktion gegenüber dem Ministerrat 
auszuüben und die Revision der früher von Kübeck beanstandeten neuen Organisations-
formen vorzubereiten. Die Statthaltereien wären auf eine kollegiale Basis zu stellen; von 
ihnen sollte schließlich der Ruf nach Aufhebung der Verfassung kommen.
Der von diesen Ausführungen „ergriffene“ Kaiser forderte den Reichsratspräsidenten auf, 
seine Gedanken zu Papier zu bringen und ihm vorzulegen6. Es sollte, trotz der Urgenzen 
des Monarchen, zehn Tage dauern, bis Kübeck diesen Auftrag erfüllt hatte und das Ope-
rat an seinen Herrn übersenden konnte7.
Das Schriftstück wiederholte detailliert Kübecks mündlich vorgetragene Ansichten. Die 
vehemente Stellungnahme gegen den Konstitutionalismus, den der Reichsratspräsident 
als bloßes Zwischenstadium auf dem Weg zur Republik ansah, bildete den theoretischen 
Ansatzpunkt. Kübeck „bewies“, daß – mit Ausnahme Wiens – die revolutionären Forde-
rungen der abgelaufenen Epoche keine Unterstützung in der Bevölkerung vorgefunden 
hätten. Allein das „Regierungsrecht des Monarchen“ als ideologische Basis biete eine 
legitime Möglichkeit zur Veränderung, zur Reorganisation der bestehenden Strukturen. 
Damit stehe es dem Monarchen ohne weiters zu, auch die Verfassung, die sich eben als 
Fehler erwiesen hat, wieder zu beseitigen und dem durch keine Regierung eingeschränk-
ten monarchischen Prinzip Geltung zu verschaffen. Das Prozedere, das Kübeck für das 
Erreichen dieses Zieles entwarf, entsprach seinen mündlich gegebenen Vorstellungen.
Der Kaiser war mit den Ansichten und Vorschlägen des Reichsratspräsidenten vollkom-
men einverstanden und auch gewillt, sie in die Tat umzusetzen, wollte aber erst mit Felix 
Fürst zu Schwarzenberg die Angelegenheit besprechen, da er vermeinte, ihm dies schul-

6	M ax Freiherr v. Kübeck (Hg.), Tagebücher des Carl Friedrich Freiherrn Kübeck von Kübau 2/1 (Wien 
1909) 56, Eintragung v. 5. 6. 1851.

7	 Walter, Nachlaß Kübeck 72, Tagebucheintragungen v. 13. und 16. 6. 1851. Die Arbeit Kübecks abge-
druckt in Hans Schlitter, Versäumte Gelegenheiten. Die oktroyierte Verfassung vom 4. März 1849 
(Zürich/Leipzig/Wien 1920) 209–222.
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dig zu sein. Das beunruhigte allerdings Kübeck, da er sich nicht vorstellen konnte, daß 
der Ministerpräsident auf seine Vorschläge eingehen würde8.
Doch Franz Joseph plagten Skrupel, er befürchtete den Rücktritt Schwarzenbergs und er 
wußte offenbar nicht, wie er dem Ministerpräsidenten dessen weitere politische Demon-
tage beibringen sollte. Deswegen beauftragte der junge Monarch den erfahrenen Reichs-
ratspräsidenten, einen „geeigneten Auszug“ aus seiner Arbeit „zur Mittheilung an Fürsten 
Schwarzenberg“ anzufertigen9. Kübeck tat wie ihm befohlen; doch nun trat das ein, was 
schon beim Zustandekommen des Reichsratsstatuts den Reichsratspräsidenten in größte 
Sorge versetzt hatte – der Kaiser, von der möglichen Demission des Ministerpräsidenten 
beunruhigt, ja geradezu schmerzhaft berührt, begann zu schwanken. Kübeck mußte 
seinen „geeigneten Auszug“ dreimal umarbeiten, bis am 7. Juli endlich die richtige Form, 
die sich weitgehend am ersten Entwurf orientierte, gefunden werden konnte10.
Nachdem diese Hürde genommen war, teilte der Kaiser dem Ministerpräsidenten münd-
lich das Kübecksche Operat über die notwendigen Maßnahmen zur „Normalisierung“ 
der politischen Verhältnisse mit. Schwarzenberg zeigte sich im großen und ganzen ein-
verstanden, bat aber um Aufschub der Maßnahmen, um die geplante Anleihe ungestört 
über die Bühne bringen zu können. Das wurde ihm von Franz Joseph zugestanden, der 
an eine Verzögerung von ein paar Tagen, höchsten ein paar Wochen glaubte. Anders 
Kübeck. Der Reichsratspräsident vermutete hinter dieser Vorgehensweise des Regierung-
schefs nur eine Hinhaltetaktik mit dem Ziel, „die Sache scheitern zu machen“11. Nach-
dem Schwarzenberg auch schriftlich um die Verschiebung des politischen Aktes bis zum 
Abschluß der finanziellen Operation ersucht hatte, sah sich Kübeck in seiner Befürchtung 
bestätigt und opponierte dagegen12. Als Finanzexperte war ihm sehr wohl bewußt, daß 
die von ihm propagierten politischen Maßnahen sich keinesfalls positiv auf den Verlauf 
der Anleihe auswirken konnten, doch er hatte seine Präferenzen klar gemacht. In dieser 
kritischen Situation konnte er auch die gestellte Frage, ob er, falls der Finanzminister „in 
die neue Kombination nicht eingehen und seiner Stelle entsagen sollte“, das Finanzressort 
übernehmen würde, nur mit einem Ja beantworten13. Die Durchführung der „großen 
Maßregel“, wie Kübeck sie nannte, verzögerte sich erneut; erst nach einem Kurzurlaub 
des Kaisers in Ischl konnte der Reichsratspräsident befriedigt notieren: „Fester Entschluß 
des Kaisers zur Ausführung der bewußten Maßregel.“14 Und der Reichsratspräsident stieß 
sogleich nach. Am 12. August 1851 richtete er einen Vortrag an den Kaiser, in dem er 
auf die Konsequenzen der neuen politischen Situation einging15. Zwei Fragen waren es, 

8	 Walter, Nachlaß Kübeck 72, Tagebucheintragung v. 17. 6. 1851.
9	E bd. 73, Tagebucheintragung v. 23. 6. 1851.
10	 Siehe dazu ebd., 73 f., die Tagebucheintragungen v. 28. 6., 30. 6., 2. 7. und 7. 7. 1851. Zwei der Kübeck-

schen Entwürfe mit eigenhändigen Anmerkungen des Kaisers versehen und mit Vorträgen Kübecks v. 27. 6. 
und 2. 7. 1851 eingeleitet in Hhsta., RR., Präs. 151/1851.

11	 Kübeck, Tagebücher 2/1, 57, Eintragung v. 13. 7. 1851. Zur Anleihe von 1851 siehe unten Kapitel 
Finanzen.

12	 Walter, Nachlaß Kübeck 74, Tagebucheintragung v. 19. 7. 1851. 
13	E bd. 75, Tagebucheintragung v. 21. 7. 1851.
14	 Walter, Nachlaß Kübeck 75, Tagebucheintragung v. 11. 8. 1851.
15	 Hhsta., RR., Präs. 151/1851.
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die Kübeck als vordringlich zu lösen wünschte: den Wirkungskreis der Minister, des 
Gesamtministeriums und der Statthalter und als zweites die Verfassungsrevision. Was den 
Wirkungskreis betraf, erwartete der Reichsratspräsident bei der Neudefinierung keine 
großen Schwierigkeiten, „da aus der früheren und neuren Zeit Behelfe genug vorhanden 
sind, welche benützt werden können“, und empfahl, die Lösung dieser Aufgabe dem 
Reichsrat, „als dem dabei unbefangensten Organ“, zu übertragen; dessen Präsidium 
könnte mit dem Ministerpräsidenten die Teilnahme einzelner Ministerien an den ent-
sprechenden Beratungen vereinbaren. Die Verfassungsfrage war schwieriger und viel 
weiter reichend, da sie „schon in das Leben gerufene, manche bereits gesetzlich promul-
gierte aus der Verfassungsurkunde abgeleitete Einrichtungen“ betraf. Es müssen, erklärte 
Kübeck, bei der Lösung dieser Frage zugleich auch Vorschläge über die „künftigen Insti-
tuzionen“ vorgelegt werden. Als ersten Schritt bei der Problemlösung schlug er dem 
Kaiser vor, je ein Gutachten vom Minister- und vom Reichsratspräsidenten einzufordern, 
um auf dieser Grundlage weitere Verfügungen zu treffen. 
Am 16. August kamen dann Kübeck, Schwarzenberg und Alexander Bach unter dem 
Vorsitz des Monarchen zusammen, um die letzten Vorbereitungen zur Durchführung der 
zu ergreifenden Maßnahmen zu besprechen, und Kübeck konnte notieren: „Vollkomme-
ne Übereinstimmung“16. Tags darauf, einem Sonntag, fand schließlich jener Ministerrat 
mit dem Kaiser als Vorsitzenden statt, in dem die Maßregeln, die implizit den formalen 
Beginn des Neoabsolutismus einleiteten, verkündet und beschlossen wurden17.
Einleitend erklärte Franz Joseph die „Unanwendbarkeit des sogenannten englisch-fran-
zösischen konstitutionellen Prinzips auf den österreichischen Kaiserstaat“, somit die 
Unmöglichkeit der Durchführung der oktroyierten Märzverfassung von 1849. Schwar-
zenberg machte dann seine Ministerkollegen mit dem Inhalt der Kübeckschen Vorschlä-
ge und den Entwürfen der diesbezüglichen Kabinettschreiben bekannt. Er stellte sich 
ganz hinter die zu ergreifenden Maßnahmen, genauso wie Bach, Ferdinand Edler v. 
Thinnfeld und Anton Freiherr v. Csorich di Monte Creto18. Lediglich Philipp Freiherr 
v. Krauß brach – wenig überraschend − eine Lanze für den Konstitutionalismus, berief 
sich auf seinen als verantwortlicher Minister geleisteten Eid und verwies auf den verhee-
renden Eindruck, den eine Aussetzung der Verfassung auf die österreichischen Finanzen 
haben werde, insbesondere auf die anlaufende Anleihe. Unter diesen – neuen – Umstän-
den, erklärte der Finanzminister, könne er nicht mehr sein Amt versehen. Auch Leo Graf 
v. Thun und Hohenstein äußerte Bedenken, die sich allerdings nicht auf das Prinzipiel-
le der gedachten Maßnahmen bezogen, sondern das Praktische, vor allem das Gemein-
dewesen, betrafen, und erbat sich Bedenkzeit für die Zusage für seine weitere Mitwirkung 
als Minister unter den veränderten Bedingungen. All das war freilich nichts anderes als 
ein Sturm im Wasserglas, die Entscheidung war auf höchster Ebene längst gefallen, selbst 
im Ministerrat hatten die proponierten Maßnahmen eine Mehrheit gefunden, und so 

16	 Walter, Nachlaß Kübeck 75, Tagebucheintragung v. 16. 8. 1851.
17	 MR. v. 17. 8. 1851/I.
18	 Baumgartner und Karl Krauß waren aus unbekannten Ursachen der Sitzung fern geblieben, Kübeck, 

Tagebücher 2/1, 58, Eintragung v. 17. 8. 1851.
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konnte der Kaiser unter der Verpflichtung der Anwesenden zur strengsten Geheimhal-
tung die emotionsgeladene Sitzung schließen19.
Die Geheimhaltung sollte nicht lange währen. Am 26. August 1851 publizierte die 
Wiener Zeitung die Kabinettschreiben, datiert mit 20. August, die die politische Wende 
zum Neoabsolutismus offiziell ankündigten20. Zwei dieser Kabinettschreiben waren an 
Schwarzenberg gerichtet. Im ersten wurde die Verantwortlichkeit des Ministeriums als 
ausschließlich dem Monarchen gegenüber definiert und bestimmt, daß das Ministerium 
die „unbedingte Treue“ durch einen Eid in die Hände des Kaisers zu geloben hätte. Auch 
unter den veränderten Umständen verblieb dem Ministerium das Initiativrecht bei Ge-
setzesentwürfen u. dgl. Sowohl das Gesamtministerium als auch die einzelnen Minister 
waren direkt dem Kaiser für die Einhaltung und Durchführung der bestehenden Geset-
ze verantwortlich, wobei sich der Kaiser vorbehielt, die jeweiligen Wirkungskreise neu 
zu bestimmen. Die ministerielle Gegenzeichnung hatte sich von nun an nur auf die 
Kundmachung der Gesetze oder kaiserlichen Verordnungen zu beschränken und hatte 
bloß die „Bedeutung der Gewährleistung, daß die bestimmte Form beobachtet und die 
kaiserlichen Beschlüsse genau und richtig aufgenommen werden“. Als äußeres Zeichen 
der neuen Stellung des Ministeriums hatte bei der Kundmachung der Gesetze die Floskel 
„nach Vernehmung Meines Ministerrates“ die bisherige Form „auf Antrag Meines Mini-
steriums“ zu ersetzen. Das zweite Kabinettschreiben enthielt den Auftrag, gemeinsam mit 
dem Reichsratspräsidenten die „Frage über den Bestand und die Möglichkeit der Voll-
ziehung der Verfassung vom 4. März 1849“ zu beraten, wobei das Prinzip „der monar-
chischen Gestaltung und der staatlichen Einheit“ des Reiches als Voraussetzung zu gelten 
hätte. Das an Kübeck gerichtete Kabinettschreiben bestimmte, daß von nun an der 
Reichsrat ausschließlich als Rat des Kaisers und der Krone zu gelten habe. Folgerichtig 
waren alle Gesetzes- und Verordnungsentwürfe des Ministeriums nicht mehr direkt, 
sondern über den Monarchen an den Reichsrat zur Begutachtung zu richten. Der Kaiser 
behielt sich weiters vor, nach eigenem Gutdünken Minister zu den Beratungen des 
Reichsrates zu berufen.
Mit den Erlässen vom 20. August 1851 hatte sich Kübeck mit seinen Ideen auf der 
ganzen Linie durchgesetzt. Durch die eindeutige Bestimmung der Verantwortlichkeit des 
Ministeriums dem Monarchen gegenüber war die von Kübeck so heftig kritisierte und 
in der politischen Praxis wohl auch bestehende (Gleich)Stellung der Regierung dem 
Kaiser gegenüber wesentlich verändert worden und zwar ganz im Sinne des autokrati-
schen Prinzips. Das Ministerium, die einzelnen Minister waren in ihrer Regierungstätig-
keit von nun an nicht mehr gleichberechtigte Antragsteller, sondern Ausführungsorgane 
des monarchischen Willens. Der Auftrag zur Beratung über die Möglichkeit der Durch-
führung der Verfassung war eine nur schlecht verhüllte Aufforderung, die Aufhebung der 

19	 Kübeck notierte Die Gesichter bei dieser Sitzung verriethen allseitige Gemüthsaufregung, ebd.
20	 Es handelte sich um drei Kabinettschreiben, publiziert u. a. als Rgbl. Nr. 194/1851 (Festlegung der 

Verantwortlichkeit des Ministeriums), ebd., Nr. 197/1851 (Auftrag zur Revision der Verfassung), an den 
Ministerpräsidenten adressiert, und ebd., Nr. 196/1851 (Änderung des Reichsratstatutes) an den Reichsrats-
präsidenten; ein weiteres Kabinettschreiben an Schwarzenberg vom selben Tag, ebd., Nr. 195/1851, teilte 
ihm nur das an Kübeck gerichtete Kabinettschreiben mit. 
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Verfassung in die Wege zu leiten. Wenn auch die Absicht Kübecks, den Vorsitz des 
Reichsrates durch den Kaiser besorgen zu lassen und dem Reichsrat das Initiativrecht 
einzuräumen, nicht in die Tat umgesetzt worden war, so wurde die Stellung dieser Kör-
perschaft allein schon durch die Degradierung des Ministerrates – wozu auch die Bestim-
mung gehörte, daß der Kontakt zwischen dem Ministerrat und dem Reichsrat ausschließ-
lich über den Monarchen stattfinden sollte – in der politischen Machtkonstellation ge-
stärkt. Kübeck war in seiner vorsichtigen Art optimistisch. „Der erste Schritt aus der Lüge 
zur Wahrheit ist geschehen“, kommentierte er die getroffenen Entscheidungen in einem 
Brief an seine Tochter Lina Derchich21. Die Identifizierung des bisher bestandenen 
politischen Systems, das durch die Verantwortlichkeit der Regierung gegenüber einer 
letztendlich auf der Volkssouveränität beruhenden Verfassung gekennzeichnet war, mit 
der Lüge und der Durchsetzung des monarchischen Prinzips mit der Wahrheit bildeten 
für den tiefreligiösen Kübeck Axiome seines ideologischen und daraus resultierenden 
politischen Credos.
Unter den geänderten Bedingungen schienen einige der Protagonisten des alten politi-
schen Systems die Konsequenzen gezogen zu haben. Philipp Krauß, Karl Ritter v.                                                                                                             
Krauß und Thun wollten ihre Ministerposten räumen, blieben aber dann in ihrer Stel-
lung. Obwohl Kübeck ihren vorläufigen Verbleib aus taktischen Gründen begrüßte, 
konnte er die bissige Bemerkung „merkwürdige Leute“ nicht unterdrücken22.

b) Der neue Eid

Zur Umsetzung der kaiserlichen Aufträge vom 20. August 1851 erwies es sich als not-
wendig, zunächst die Frage der Beeidigung der Beamten zu klären. Nachdem Bach im 
Ministerrat vom 27. August 1851 diese Frage kurz thematisiert hatte23, brachte sie der 
Kaiser am folgenden Tag in einem von ihm präsidierten Ministerrat erneut zur Sprache 
und unterstrich damit die Bedeutung, die er dieser Angelegenheit beimaß24. Es ginge 
darum, erklärte der Monarch, bis zum Zustandekommen der neuen Einrichtungen, die 
durch die Kabinettschreiben vom 20. August ins Auge gefaßt worden seien, sich der Treue 
und des Gehorsams der Beamten zu versichern. Franz Joseph betrieb die neue Eidesab-
legung energisch weiter und ordnete für den 7. September eine weitere Ministerberatung 
zu diesem Thema an25. Der Innenminister legte einen Entwurf der neuen allgemeinen 
Eidesformel vor, und der Kaiser bestimmte, daß diese Formel dem Ministerpräsidenten 
mittels eines Handschreibens, das dieser selbst entwerfen und dem Kaiser vorlegen sollte, 
zur weiteren Verwendung mitgeteilt werde. Die Frage, ob in dem neuen Eid die Enthe-
bung von der Eidesleistung auf die Verfassung ausdrücklich zu erwähnen wäre, wurde 
verneint; diese Erwähnung sollte in dem zu entwerfenden Handschreiben an den Mini-
sterpräsidenten Platz finden. Nachdem sich der Ministerrat am nächsten Tag auf die 

21	 Brief v. 27. 8. 1851, Hhsta., Depot Kübeck, Fasz. Karl F. Kübeck an seine Kinder.
22	 Kübeck, Tagebücher 2/1, 59, Eintragungen v. 21. und 27. 8. 1851.
23	 MR. v. 27. 8. 1851/IX.
24	 MR. v. 28. 8. 1851/I.
25	 MR. v. 7. 9. 1851/I.
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Formulierung des Handschreibens geeinigt hatte, ergingen mit 12. September zwei 
Handschreiben an Schwarzenberg, in denen die ausdrückliche Auslassung des Verfas-
sungsbezuges und die Maßnahmen bei etwaiger Verweigerung der Eidesablegung, also 
die Entlassung aus dem Staatsdienst, behandelt und die allgemeine Eidesformel − ohne 
jeden Bezug auf die Verfassung – mitgeteilt wurde. Bach erhielt ein Handschreiben be-
züglich der Beeidigung der Statthalter. Und der Kaiser hielt eigenhändig fest: „Alle 3 
Handbillets sind nicht zu veröffentlichen“26. „Zur Erzielung der notwendigen Überein-
stimmung“ weiterer, nach Ressort, Aufgabe und Stellung unterschiedlicher Eidesformeln 
beschloß der Ministerrat mehr als einen Monat später, eine Kommission unter dem 
Vorsitz Ransonnets ins Leben zu rufen, was als Versuch angesehen werden kann, in die-
sem Punkt eine reichsweite Reform durchzusetzen. Die Kommission erarbeitete Richtli-
nien, nach denen dann die einzelnen Minister besondere Eidesformeln für Beamte ihrer 
Ministerien mit Vorträgen zur kaiserlichen Sanktion vorlegten – und die allesamt uner-
ledigt blieben27. Die Minister selbst legten am 10. Oktober den neuen Eid ab, nicht mehr 
auf die Verfassung, sondern allein auf Franz Joseph I. und seine Erben und im Bewußt-
sein der ausschließlichen Verantwortlichkeit dem Herrscher gegenüber, so daß Kübeck 
mit Befriedigung (und Häme) notieren konnte: „Endliche Beeidigung der Minister, 
deren Gewissensskrupel durch die aufopfernde Liebe für ihre Plätze besiegt sind.“28

c) Die „Verfassungsrevision“ oder: der Weg zu den Silvesterpatenten

Die Frage der Eidesleistung war freilich die leichteste Aufgabe, die es unter den neuen 
politischen Verhältnissen zu lösen galt, denn der neue Eid diente hauptsächlich dazu, die 
ausführenden Organe der Verwaltung – also das Instrumentarium – für die großen Ver-
änderungen sicherzustellen. Die wichtigste Aufgabe war die Aufhebung der oktroyierten 
Verfassung vom 4. März 1849. Den Präsidenten des Minister- und des Reichsrates war 
der Auftrag erteilt worden, gemeinsam diesbezügliche Gutachten und Vorschläge zu 
unterbreiten. Kübeck machte sich Anfang September an die Arbeit und konnte bereits 
am 7. desselben Monats Schwarzenberg seine „Vorarbeit“, d. i. eine skizzenhafte Darstel-
lung der zukünftigen politischen Organisierung der Monarchie, überreichen. Bei dieser 
Gelegenheit erfuhr er, daß sich der Ministerpräsident in der Verfassungsfrage an Bach 
gewandt hatte, „um von ihm eine Inspirazion zu erhalten“29. Die „Vorarbeit“ Kübecks 
enthielt eine Mischung aus restaurativen und neoständischen Ideen. Zwar postulierte er 
einen „Haupttypus“ als Grundlage für die politische Organisation des Gesamtreiches, 
doch müßten historisch gewachsene Eigentümlichkeiten jedes einzelnen Kronlandes 

26	 Siehe MR. v. 8. 9. 1851/I. Die neue Eidesformel für Beamte abgedruckt bei Moriz v. Stubenrauch, 
Handbuch der österreichischen Verwaltungs-Gesetzkunde 1, (Wien 1856) 166. Mit Vortrag v. 14. 2. 
1852 erstattete Bach Bericht über den Vollzug der Beeidigung der politischen Beamten; anbei das Verzeich-
nis der Statthalter, Länderchefs, Zivil- und Militärgouverneure, Distriktsobergespäne und der Präsidenten 
der Grundentlastungslandeskommissionen, die den neuen Eid bereits abgelegt hatten, Ava., IM., Präs. 
5124/1851.

27	 Siehe dazu MR. v. 15. 10. 1851/I, MR. v. 29. 10. 1851/II und MR. v. 12. 11. 1851/IV.
28	 Kübeck, Tagebücher 2/1, 60, Eintragung v. 10. 10. 1851.
29	 Walter, Nachlaß Kübeck 77, Tagebucheintragungen v. 3. und 7. 9. 1851.
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berücksichtigt werden. Eine geeignete Kommunikation und Zusammenarbeit der staat-
lichen Verwaltung mit „Faktoren der sozialen Stellungen“ sollte die Akzeptanz der Be-
völkerung für die gesetzlichen und Verwaltungsmaßnahmen und für das monarchische 
Prinzip erreichen. In der Kübeckschen Ideenwelt bedeutete dies eine teilweise Rückkehr 
zur vormärzlichen, stark ständisch-feudal geprägten Verwaltungsstruktur, in der im we-
sentlichen die zugestandene Gemeindeselbstverwaltung zurückgedrängt, der Einfluß des 
Großgrundbesitzes gegenüber dem kleinen Grundbesitz gestärkt würde. Die Landge-
meinden waren laut Kübeck „geokratisch“ einzurichten, „das heißt in der Art, daß der 
selbständige größere Grundbesitz auf die Gemeinden als einem Vereine kleiner Grund-
besitzer leitenden und überwachenden Einfluß ausübe“. Die staatliche Kontrolle sollte 
dominant werden, wobei diese Kontrolle landesfürstlich, also nach den einzelnen Kron-
ländern differenziert und nach schon früher vorhandenen Mustern installiert werden 
konnte. Kübeck schlug eine staatliche Verwaltungshierarchie vom Bezirks- über das 
Kreisamt bis zur Statthalterei vor; auf der untersten Ebene, den Bezirksämtern, sollten 
alle entsprechenden Verwaltungs- und juridischen Fragen behandelt werden – eine klare 
Unterstellung der Justiz unter die Staatsgewalt und Abkehr vom Prinzip der Gewalten-
trennung. Die oberste Ebene, die Statthalterei, hatte nach Kübecks Auffassung ihre 
Geschäfte wieder in kollegialer Form abzuwickeln. Den zwei mittleren Ebenen waren 
Kreis- bzw. Landesausschüsse beizugeben, die, wie der Reichsratspräsident etwas kryp-
tisch ausführte „die Keime und Faktoren für weitere politische Institutionen im Zentrum 
der Monarchie bilden, welche Gegenstand einer späteren Aufgabe wären“30.
Der Präsident des Reichsrates tat sein Möglichstes, um die Angelegenheit der Verfassungs-
revision zu beschleunigen – durch Reklamation beim Kaiser und in wiederholten Ge-
sprächen mit Schwarzenberg und Bach. Kübeck sah den Ministerpräsidenten und den 
Innenminister als ein akkordiertes Team an, in dem Bach die Rolle des Spiritus rector 
zukam31. Darüber hinaus verfaßte der Reichsratspräsident ein weiteres Schriftstück zu 
der anstehenden Frage, das er umgehend Schwarzenberg übermittelte32. Darin folgert 
Kübeck, daß der kaiserliche Auftrag, der mit dem Ah. Handschreiben vom 20. August 
ergangen war, kein „sächliches Gutachten“, sondern nur Vorschläge abverlangte, ob, wie 
weit und in welcher Art und Weise eine Verfassungsrevision durchzuführen sei. In Wirk-
lichkeit sei die Verfassung in weiten Teilen des Reiches gar nicht und in den anderen nur 
stückweise in Kraft, und manche in Kraft getretene Verfassungsbestimmungen seien 
ohnedies durch die Augusterlässe hinfällig. Was tatsächlich von den „konstitutiven Be-
stimmungen“ zu beraten wäre, seien der künftige Wirkungskreis der Ministerien oder die 
politische Stellung der Statthalter. Besondere Aufmerksamkeit – und sofortige Behand-

30	 Von dieser „Vorarbeit“ Kübecks existieren einige Versionen; die ursprüngliche, mit dem Vermerk Erstes Ela-
borat des Reichsraths Präsidenten in Hhsta., Kab. Kanzlei, MRZ. 3579/1851, abgedruckt als Beilage 
zum MRProt. v. 17. 12. 1851, Nr. 600 b, eine weitere, modifizierte, abgedruckt bei Adolf Beer, Kübeck 
und Metternich. Denkschriften und Briefe. In: Denkschriften der kaiserlichen Akademie der Wissen-
schaften. Philosophisch-historischen Classe 25 (Wien 1897) 47 f. 

31	 Siehe dazu Walter, Nachlaß Kübeck 78, die Tagebucheintragungen v. 14. 9., 18. 9. und 21. 9. 1851, 
und Kübeck, Tagebücher 2/1, 59, Eintragung v. 12. 9. 1851.

32	 Hhsta., RR., Präs. 134/1851, datiert mit 20. September 1851 und mit dem Randvermerk Diese Dar-
stellung wurde dem Fürsten Schwarzenberg im kurzen Wege mitgeteilt.



Das Ministerium SchwarzenbergXVIII

lung − verdienten die beschlossenen oder bereits durchgeführten „administrativ-judiziel-
len“ Maßnahmen, da sie auf konstitutionellen Ideen beruhten und unmittelbare Auswir-
kungen auf das Alltagsleben hätten. Die Behandlung der „Rechtszusicherungen“ für die 
Staatsbürger sei nicht so dringend, auftauchende Fragen könnten vorläufig auf admini-
strativem Wege „berichtiget, beschwichtiget oder behoben werden“. Kübeck stellte fest, 
daß der kaiserliche Auftrag zur Verfassungsrevision unter den aufgestellten Prämissen nur 
zur Abolition der Verfassung und der damit junktimierten Grundrechte führen könne; 
da eine Rückkehr zu vormärzlichen Verhältnissen nicht empfehlenswert sei, müßten 
Fragen, die sich aus der Aufhebung der Konstitution ergaben, wie die Umgestaltung des 
auf der Verfassung beruhenden Systems der Verwaltung und Organisierung aller Zweige 
des öffentlichen Lebens, in den auszuarbeitenden Antrag zur Verfassungsrevision subsu-
miert werden. Freilich könne dies nicht sofort durchgeführt werden, die Aufgabe des 
Minister- und des Reichsratspräsidenten sei es vielmehr, Vorschläge über die Wichtigkeit 
und die Reihenfolge der Behandlung der fraglichen Gegenstände abzugeben. Als vor-
dringlich bezeichnet Kübeck die Neuregelung der Wirksamkeit der Ministerien und der 
Stellung der Statthalter. Beides, stellt er befriedigt fest, sei auf kaiserlichen Befehl bereits 
in Arbeit. Als weitere Gegenstände – in der Reihenfolge ihrer Wichtigkeit – nennt er die 
„kritische Prüfung der aus der Verfassung entnommenen Grundsätze und ihrer Anwen-
dung in den provisorisch eingeführten politisch-gerichtlichen Organismen“, womit die 
territoriale Einteilung der Länder, Kreise und Bezirke gemeint war, die neue Struktur des 
Gemeindewesens, und die politischen und gerichtlichen Organe. Zweitens sollen allge-
meine Grundsätze für die Reorganisierung der genannten Institutionen erstellt werden, 
dann, drittens, seien Vorschläge auszuarbeiten, welche Rolle etwaige, die Staatsgewalt 
beratende Organe, die den maßgebenden gesellschaftlichen Schichten des jeweiligen 
Kronlandes zu entstammen hätten, spielen sollen, und viertens sei vorzuschlagen, wie die 
neu aufgestellten Grundsätze in den Kronländern unter Berücksichtigung ihrer 
historischen Individualität in die Tat umgesetzt werden sollen. Damit stellte der Reichs-
ratspräsident nun die wichtigsten, bereits in Kraft gesetzten „Errungenschaften“ der 
Verfassung zur Diskussion, denn davon betroffen waren unter anderem die Landesstatu-
te, das Gemeindegesetz und die neue Justizorganisation sowie die Unabhängigkeit der 
Richter und die Geschworenengerichte. Zur Umsetzung der hier skizzierten Vorschläge 
schlägt Kübeck die Errichtung einer Kommission aus Mitgliedern des Minister- und des 
Reichsrates vor, die Vorarbeiten, also akkordierte Grundsätze zu den einzelnen Punkten, 
liefern sollte. Auf der Basis dieser Vorarbeiten hätten dann, nach erfolgter kaiserlicher 
Sanktion, die detaillierten Beratungen der zuständigen Organe, der einzelnen Ministeri-
en und des Reichsrates also, unter der direkten Kontrolle des Monarchen zu beginnen.
Kübeck hielt während dieser Zeit Kontakt mit den maßgeblichen Männern der Regierung, 
mit Schwarzenberg und Bach. Doch die Gespräche über die Verfassungsrevision zogen 
sich ohne greifbare Ergebnisse in die Länge. Dem Reichsratspräsidenten gelang es erst am 
1. Oktober nach zweistündiger Unterredung, den Ministerpräsidenten von seinen Verfah-
rensvorschlägen in der angestrebten Revision zu überzeugen33. Am übernächsten Tag 

33	 Kübeck, Tagebücher 2/1, 60, Eintragung v. 1. 10. 1851.
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legten die beiden Präsidenten dem Kaiser einen gemeinsamen Vortrag zu dieser Frage vor. 
Dem Vortrag lagen zwei „Ausarbeitungen“, von Kübeck und von Schwarzenberg, über 
den Komplex Verfassungsrevision bei34. Die „Ausarbeitung“ Kübecks war die bereits er-
wähnte Arbeit vom 20. September 185135. Die von Schwarzenberg vorgelegte „Ausarbei-
tung“ war eine in zwei Abschnitte gegliederte Arbeit von mehreren Dutzend Seiten36. 
Gleich zu Anfang des ersten Teils stellt der Autor fest, daß der kaiserliche Auftrag zur 
Revision klar die Aufhebung der Verfassung impliziere. Die Aufhebung habe unmittelba-
re Auswirkungen auf bereits bestehende Verordnungen des privatrechtlichen, administra-
tiv-rechtlichen und konstitutiven Lebens. Im privatrechtlichen Sektor müsse zugleich mit 
der Abolition der Verfassung zur Beruhigung der Bevölkerung ein klarer Ah. Willensaus-
spruch erfolgen. Dieser Sektor umfaßt das Staatsbürgerrecht, die Freizügigkeit der Person 
und des Vermögens, die „gleichmäßige Zugänglichkeit der öffentlichen Ämter und Staats-
dienste“, dann die Aufhebung des Untertänigkeitsverbandes und die Grundentlastung – 
alle diesbezüglichen Bestimmungen, folgert der Autor, können weiter in Kraft bleiben. 
Die den nichtkatholischen Konfessionen und den Juden zugestandenen Rechte werden 
hingegen in Frage gestellt. Auf dem Gebiet der Verwaltung ist ohnehin durch die Erlässe 
vom 20. August die Stellung des Ministerrates, das ist die Ministerverantwortlichkeit, und 
des Reichsrates eindeutig geregelt. Die Kompetenzen des Reichsgerichtes und des Rech-
nungshofes sind – stark einschränkend – neu zu definieren. Die Stellung der Statthalter 
ist strikt nach dem monarchischen Prinzip aufzufassen. Das Gemeindewesen bedarf bei 
den Städten keiner Änderung, bei den Landgemeinden allerdings schon; hier sind die 
Selbstverwaltung einzuschränken und die Interessen des Großgrundbesitzes im höheren 
Maße zu berücksichtigen. Das alles hat unter Wahrung der je nach Kronland divergieren-
den Bedürfnisse in die Wege geleitet zu werden. In der Justizverwaltung wird das Prinzip 
der Gewaltentrennung auf der untersten Ebene aufgegeben. Die einheitliche Gesetzgebung 
und die Gleichstellung vor dem Gesetz bleiben aufrecht, die Mündlichkeit und Öffent-
lichkeit des Zivilprozesses wird hingegen in Frage gestellt. Auch die Institution der Ge-

34	 Vortrag v. 3. 10. 1851 samt Beilagen, Hhsta., Kab. Kanzlei, MRZ. 3759/1851.
35	 Siehe Anm. 32.
36	 Sie ist inhaltlich vollständig und formal überwiegend identisch mit der in der Fachliteratur so bezeichneten 

Denkschrift Bach; ähnlich auch die Bachschen Andeutungen, Nr. 600 a; vgl. Heinrich Friedjung, Öster-
reich von 1848 bis 1860, 1 (Stuttgart/Berlin 1908) 479, Joseph Redlich, Das österreichische Staats- und 
Reichsproblem. Geschichtliche Darstellung der inneren Politik der habsburgischen Monarchie von 1848 
bis zum Untergang des Reiches 1/2 (Leipzig 1920), 133 und Friedrich Walter, Die österreichische Zen-
tralverwaltung; 3. Abteilung: Von der Märzrevolution 1848 bis zur Dezemberverfassung 1867; 1: Die 
Geschichte der Ministerien Kolowrat, Ficquelmont, Pillersdorf, Wessenberg-Doblhoff und Schwarzenberg 
(= Veröffentlichung der Kommission für Neuere Geschichte Österreichs 49, Wien 1964) 521 f. Die von 
Wilhelm Brauneder, „Bachs Denkschrift“ von 1851: ein Forschungsirrtum. In: Werner Ogris/Walter H. 
Rechberger (Hg.), Gedächtnisschrift Herbert Hofmeister (Wien 1996) 83–88, gebrachten Argumente gegen 
die Autorschaft Bachs sind von Georg Seiderer, Liberalismus und Neoabsolutismus. Studien zur Verfas-
sungspolitik und Verwaltungsreform in der Habsburgermonarchie unter Alexander Bach 1848–1859. 
Habilitationsschrift Ludwig-Maximilian-Universität München. Fakultät für Geschichts- und Kunstwis-
senschaften (masch. Manuskript München 2004) 97, Anm. 199 überzeugend widerlegt worden. Auch 
Stefan Lippert, Felix Fürst zu Schwarzenberg. Eine politische Biographie (= Historische Mitteilungen. Im 
Auftrag der Ranke Gesellschaft, Vereinigung für Geschichte im öffentlichen Leben e.V. Beiheft 21, Stutt-
gart 1998) 388–393, dürfte die tatsächliche Urheberschaft dieser Denkschrift nicht erkannt haben.
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schworenengerichte wird angezweifelt, der Grundsatz der Unabsetzbarkeit der Richter 
verworfen. Die Grundsätze der konfessionellen Freiheiten, der Lehr- und Lernfreiheit, der 
„zugesicherte Schutz der nationalen Entwicklung“ müssen nach neu erstellten Prinzipien 
beraten und entschieden werden. Bei den politischen Rechten ist die Frage der Preßfreiheit 
ohnehin schon in Beratung; das Petitionsrecht „ist ein rein theoretischer Begriff“ und das 
Vereins- und Versammlungsrecht ist „glücklicherweise nie in Wirksamkeit getreten“. Be-
züglich der „konstitutiven“ Bestimmungen stehen die Einheit des Reiches und die Selb-
ständigkeit der einzelnen Kronländer außer Frage. Die Einschränkung der Ausübung der 
Regierungsgewalt des Monarchen und die Mitwirkung parlamentarischer Körper bei 
Ausübung gesetzlicher Gewalt sind hingegen untragbar geworden. Somit sind der Reichs-
tag, die Landtage sowie die Landesverfassungen aufzuheben. Zugleich muß klar gemacht 
werden, welche Institutionen die Interessen der Bevölkerung wahrzunehmen haben. Der 
Verfasser schlägt auf Landesebene eine beratende Körperschaft vor, die „aus den wesent
lichen Faktoren der Gesellschaft zusammengesetzt“ (also nach neoständischen Prinzipien 
aufgebaut) ist und deren Kompetenzen durch die landesfürstliche Initiative beschränkt 
bleibt. Analog dazu ist auf Reichsebene ein beratendes „Reichs-Kollegium“ ins Leben zu 
rufen. Schließlich wird die Krönung durch den Papst zum Zeichen der hervorragenden 
Stellung des Monarchen angeregt.
Dieser erste Teil der von Schwarzenberg vorgelegten „Ausarbeitung“ stellte auf der Basis 
der Rechtswirklichkeit die notwendigen Änderungen vor, welche sich aus der Aufhebung 
der Verfassung ergaben, die vom Autor als beschlossen angesehen und von ihm akzeptiert 
wurde. Unter dieser konkreten Bedingung waren die gemachten Vorschläge zu sehen; die 
Tendenz ging dahin, vom Geist der in der Verfassung kodifizierten bürgerlichen Freihei-
ten zu retten, was zu retten war. Diese Tendenz setzte sich im zweiten Teil der „Ausar-
beitung“ fort.
Zunächst werden ausführlich die Meriten des alten, vormärzlichen Systems gewürdigt, das, 
so der Autor, gerecht, ausgewogen und in der Bevölkerung angesehen und akzeptiert war. 
Warum soll, stellt dann der Verfasser des Operats die rhetorische Frage, nicht auch heute 
ein ähnliches Systems, getragen vom Beamtentum und dem Militär, Bestand haben. Weil, 
antwortet er, eine „rein beamtlich-militärische Regierungsweise den gegenwärtigen Bedürf-
nissen und Verhältnissen der Monarchie und der allgemeinen Lage von Europa nicht 
entsprechen werde“. Gerade die anzustrebende internationale Bedeutung Österreichs ge-
bietet es, eine solide Herrschaftsgrundlage im Inneren zu schaffen. Denn die Verhältnisse 
haben sich in der letzten Zeit geändert, die öffentliche Meinung ist nun mal gegen eine 
„beamtliche“ Regierungsform. Ihre Durchsetzung führt unweigerlich zum Einsatz militä-
rischer Mittel, der Ausrufung des Belagerungszustandes, was die Monarchie sowohl nach 
innen als auch nach außen schwächt. Dann wird die theoretische Grundlage für das Fol-
gende geliefert: „Die politische Einsicht der Regierten in den Zusammenhang der allgemei-
nen und speziellen Interessen ist eines der wichtigsten Bindungsmittel für die Monarchie, 
eine der dauerhaftesten Grundlagen für die Anhänglichkeit an das regierende Haus“. Selbst 
die Revolutionsepoche hat das bewiesen. Es ist daher die Pflicht der Regierung, sich über 
die Interessen der Regierten zu informieren und ihren Bedürfnissen Rechnung zu tragen. 
Am besten geschieht dies nicht auf Grundlage einer konstitutionell-parlamentarischen 
Beteiligung weiter Bevölkerungsteile, sondern unter Schaffung der bereits im ersten Teil der 
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„Ausarbeitung“ skizzierten Institutionen der Landes- beziehungsweise Reichskollegien. Es 
ist ein Gebot der Stunde, wird weiter argumentiert, das Reichskollegium sofort ins Leben 
zu rufen, da es noch dauern wird, bis die Grundlage zu seiner Beschickung – die Landes-
kollegien – installiert werden können; jetzt könne der Herrscher direkt die Geeigneten in 
dieses Gremium berufen und so den Befürchtungen der Bevölkerung, die nach der Aboli-
tion der Verfassung entstehen können, entgegensteuern. „Die Berufung“, schließt der 
Vorschlag, „könnte übrigens anknüpfend an das Reichsratsstatut in der Form der statuten-
mäßigen Verstärkung des Reichsrates durch außerordentliche Theilnehmer erfolgen“.
War der erste Teil der von Schwarzenberg vorgelegten „Ausarbeitung“ ein programmati-
scher Entwurf für die Gestaltung der Politik nach der Verfassungsaufhebung, so war der 
zweite Teil ein Versuch, die Installierung eines reinen Absolutismus zu verhindern und 
möglicherweise kümmerliche Reste der Konstitutionalismusidee zu bewahren. Vor allem 
der Vorschlag zur Installierung eines Reichskollegiums kann dahin gedeutet werden, 
wenngleich diese Einrichtung nur als ein beratendes Gremium konzipiert war und sich 
schon stark an der Ideenwelt des ständischen Absolutismus anlehnte. Zugleich hatte der 
Verfasser offenbar das Ziel verfolgt, durch Aufblähung des Reichsrates die nach den 
Augusterlässen gestärkte Stellung dieser Institution zu vermindern und so den Einfluß 
Kübecks indirekt zu schwächen. Es sei angemerkt, daß hier das erste Mal substantiell die 
Idee eines „verstärkten Reichsrates“ formuliert wurde. 
In dem bereits erwähnten Vortrag, dem diese beiden Arbeiten angeschlossen waren, 
wurde nun behauptet, daß es zwischen den grundlegenden Ansichten der beiden Präsi-
denten keine wesentlichen Unterschiede gäbe und die Differenz lediglich darin bestünde, 
daß der Ministerpräsident einige Entscheidungen des Kaisers zur sofortigen Erledigung 
anregte, während der Reichsratspräsident erst die Ergebnisse eingehender Beratungen 
abwarten wollte. Schließlich wurde im beiderseitigen Einverständnis vorgeschlagen, nach 
dem vom Reichsratspräsidenten empfohlenen Prozedere vorzugehen. Der Kaiser geneh-
migte die Bildung einer gemischten Kommission und befahl, „unverzüglich die nötigen 
Einleitungen zur Vollziehung zu treffen“37.
Die beiden Präsidenten taten, wie ihnen befohlen. Von Seite des Ministeriums wurden 
die Minister Bach, Andreas Baumgartner und Philipp Krauß, von Seite des Reichsrates 
die Reichsräte Franz Freiherr Krieg v. Hochfelden, Norbert v. Purkhart und Anton Sal-
votti Freiherr v. Eichenkraft und Bindenburg als Mitglieder der Kommission nominiert38. 
Die Instruktionen, die alle Mitglieder erhielten, bestimmten, daß unter dem Aspekt des 
monarchischen Prinzips und der Einheit des Reiches nicht nur die Revision der Verfassung 
ihre Aufgabe war, sondern auch die kritische Prüfung der aus den Grundsätzen dieser 
Verfassung hervorgegangenen Organisation der politischen und gerichtlichen Einrichtun-
gen, wie die Territorial-, Landes-, Kreis- und Bezirkseinteilung in den einzelnen Kronlän-
dern, und das Justiz- und Gemeindewesen überhaupt. Sodann sollte die Kommission 
Vorschläge für die allgemeinen Grundsätze zur Reorganisation des politischen und Justiz-
wesens liefern. Ferner war die Frage zu klären, welche „Faktoren aus den gesellschaftlichen 
Schichten mit Rücksicht auf die früheren historischen Einrichtungen“ in etwaige Bera-

37	 Ah. E. v. 4. 10. 1851 auf den in Anm. 34 zit. Vortrag.
38	 Die Einberufungsschreiben u. a. in Hhsta., Kab. Kanzlei, MRZ. 3759/1851. 
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tungskörper bei den Regierungsorganen zu berufen wären. Die Oberaufsicht über diese 
Kommission war paritätisch Schwarzenberg und Kübeck übertragen worden39. 
Der tatsächliche Beginn der Beratungen verzögerte sich jedoch; Krieg war eine Zeit lang 
bettlägerig, Salvotti auf Urlaub40. Erst Ende Oktober trat die Kommission zu Vorberatun-
gen zusammen. Bach umriß zunächst die Aufgaben der Kommission, wobei er sich ziem-
lich genau an die Vorgaben aus den erwähnten Instruktionen hielt. Die Anwesenden 
waren sich einig, daß es bei dieser ersten Zusammenkunft lediglich um einen mehr oder 
minder informellen Meinungsaustausch zu den wichtigsten Beratungsthemen ging. Stoff 
für eine längere Diskussion lieferten die Textierung und der Inhalt des I. Abschnittes der 
oktroyierten Verfassung, also die Bestimmungen über das Reich. Meinungsdifferenzen 
ergaben sich bei der Stellung der serbischen Woiwodschaft, bei Tirol – hier war es die 
Zuordnung von Trient und Brixen −, bei der Erwähnung der Gleichberechtigung der 
Volksstämme (die, auch schon früher gewährleistet, als überflüssig erschien), und auch die 
Bezeichnung „Kronland“ wurde als nicht adäquat kritisiert. Als weitere wichtige Behand-
lungsfragen für die Arbeit der Kommission wurde die Trennung der Justiz von der Ver-
waltung, die Öffentlichkeit und Mündlichkeit des Gerichtsverfahrens mitsamt den Ge-
schworenengerichten, die Unabhängigkeit der Richter sowie die Rolle der Gemeinde als 
unterstes administratives Organ angesprochen − Themen der Abschnitte IV, V, IX, XI und 
XII der Märzverfassung. Einig war man sich hier, daß die Trennung der Justiz von der 
Verwaltung auf der untersten Stufe nicht aufrechterhalten werden sollte und daß die 
Richter, da Beamte, nur bedingt unabhängig wären. Schließlich einigte man sich in einer 
weiteren Vorberatung darauf, die Justizorganisation in einem engeren Kreis auszudiskutie-
ren, und daß die Revision des Gemeindewesens die Trennung zwischen Stadt- und Land-
gemeinde und die Interessen des Großgrundbesitzes berücksichtigen sollte, die admini-
strative Kompetenz der Gemeinde überhaupt neu zu definieren wäre, wobei Vorschläge 
von den jeweiligen Landeskollegien zu kommen hätten, da diese die zu berücksichtigenden 
historischen Eigenheiten der einzelnen Länder besser zu würdigen wüßten. Bach teilte die 
Ergebnisse der Vorberatungen Schwarzenberg am 5. November 1851 schriftlich mit41.
Der Kaiser war mit dem „schleppenden Gange“ der Angelegenheit offensichtlich unzu-
frieden und übertrug kurzerhand die Leitung der Kommission seinem Reichsratspräsiden-
ten42. Darüberhinaus wies er, nach Rücksprache mit Kübeck und nach dessen Vorschlag, 
den Ministerpräsidenten an, bis zum Abschluß der Kommissionsberatungen Sorge dafür 
zu tragen, daß alle „organisch-reformierenden Maßregeln“ eingestellt würden43. Der 

39	 Diese Instruktion u. a. als Circulandum an Krieg, Purkhart und Salvotti in ebd., RR., GA. 118/1851. 
40	 Schreiben Kübecks an Schwarzenberg v. 10. 10. 1851 und v. 17. 10. 1851, beide in ebd., Kab. Kanzlei, 

MRZ. 3686/1851.
41	 Schreiben Bachs an Schwarzenberg, Ava., Nachlaß Bach 40, Fasz. Verfassung II, anbei auch das Protokoll 

der Vorberatung v. 30. 10. 1851 und eine kurze Darstellung der Vorberatung v. 4. 11. 1851. Offenbar hat 
es zumindest noch eine weitere Kommissionssitzung, am 1. 10. 1851, gegeben, von der es aber keine schrift-
lichen Aufzeichnungen gibt, Walter, Nachlaß Kübeck 81, Tagebucheintragung v. 1. 10. 1851.

42	E bd., Tagebucheintragungen v. 5. und 8. 11. 1851; das entsprechende Handschreiben v. 8. 11. 1851 in 
Hhsta., Kab. Kanzlei, MRZ. 3852/1851. 

43	 Vortrag Kübecks in Folge des mir mündlich ertheilten Allerhöchsten Auftrages v. 10. 11. 1851 mit dem 
Konzept des Kabinettschreibens, ebd., RR., Präs. 180/1851; Original des Kabinettschreibens in ebd., Kab. 
Kanzlei, MRZ. 3786/1851.
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Reichsratspräsident, der weder Schwarzenberg und noch viel weniger Bach traute, wachte 
mit Argusaugen über die Einhaltung dieser Weisung. Als er darüber informiert wurde, 
daß man in Ungarn mit der Einführung der Gemeindeordnung, insbesondere mit der 
Anstellung von Gemeindebeamten fortfahre und auch in Wien die Aufhebung der Vor-
stadtgemeinden und die Vereinigung ihrer Verwaltungen und Vermögen mit der Stadtge-
meinde weiter betreibe, beschwerte er sich nachhaltig über diese Eigenmächtigkeit des 
Innenministers44. Der Kaiser reagierte sofort und wies Bach an, alle diese Maßnahmen 
augenblicklich zu sistieren45. Hinsichtlich der Verfassungsrevisionskommission enttäuschte 
Kübeck die in ihn gesetzten Erwartungen nicht. Bereits drei Tage nach seiner Bestellung 
zum Vorsitzenden der Kommission trat diese zur ersten „echten“ Beratung zusammen, der 
noch weitere, am 13., 18., 20., 25. und 27. November 1851 und in drei Protokollen 
zusammengefaßt, folgen sollten46. Kübeck stellte sofort die Axiome fest, unter denen sich 
die Beratungen vollziehen sollten – „das Prinzip und der Zweck der Aufrechterhaltung 
aller Bedingungen der monarchischen Gestaltung und der staatlichen Einheit des Reiches“. 
Die Parameter zum richtigen Verständnis der monarchischen Idee lieferte er sogleich mit: 
die dynastische Macht des Staatsoberhauptes, die Erblichkeit, die ungeteilte Ausübung der 
gesetzgebenden, vollziehenden und richterlichen Gewalt, keinerlei Autonomie der einzel-
nen Länder und die Untrennbarkeit aller unter der österreichischen Krone vereinigten 
Gebiete – also Absolutismus pur. Dementsprechend sahen die Beratungen und die Be-
schlüsse der Revisionskommission aus. Unter der geschickten, bestimmten und bestim-
menden Leitung des Reichsratspräsidenten wurden die Beratungen nach dem bereits in 
den Vorberatungen skizzierten Schema abgewickelt. Die darüber angefertigten Protokolle 
sind insofern bemerkenswert, als sie einen unmittelbaren Zugang zur Ideenwelt der Prot-
agonisten, zu ihren ideologischen und politischen Maximen ermöglichen. Zum Teil han-
delte es sich um eine merkwürdige Vermischung traditionalistischer Vorstellungen mit der 
Einsicht, neue Strukturen schaffen beziehungsweise belassen zu müssen, da diese sich aus 
pragmatischen Gründen als notwendig erwiesen. So war es bei der Um- und Beschreibung 
des Gesamtreiches als Einheit (Besitz der Krone) und der Auflistung seiner Einzelteile; die 
Diskussion drehte sich um die neu kreierten selbständigen Verwaltungseinheiten, um ihre 
(Wert)Stellung. In der Frage, ob den einzelnen Ländern ein Statthalter oder ein in der 
Machthierarchie minderer Vertreter der staatlichen/kaiserlichen Gewalt vorstehen sollte, 
spielte sowohl die Größe des Landes als auch die historische Individualität eine Rolle. Hier 
zeigte sich auch der fast schon zwanghafte Drang, alle Spuren der Revolution zu beseitigen 
− die Bezeichnung „Kronland“ wurde kritisiert, da dieser Begriff eine Neuschöpfung 
dieser Epoche war. Die Trennung von Verwaltung und Justiz wurde als Prinzip aufgegeben, 
allerdings nur auf der untersten administrativen Stufe, den Bezirksämtern, sollte aber auf 
den höheren Stufen befolgt werden. Die Bezirksämter waren dann auch als eine Art funk-
tionaler Ersatz für die aufgelöste, der Landbevölkerung vertraute Patrimonialverwaltung 
gedacht; das galt allerdings nur für die Form der Verwaltung, denn tatsächlich sollte hier 

44	 Vortrag Kübecks v. 24. 11. 1851, ebd., RR., Präs. 210/1851.
45	 Das entsprechende Handschreiben (Abschrift) an Bach v. 25. 11. 1851, ebd.; siehe dazu auch die Vorträge 

Bachs v. 4. 12. 1851, ebd., Kab. Kanzlei, MRZ. 4072 und 4073 beide ex 1851.
46	 Die Protokolle dieser Beratungen abgedruckt als Ergänzende Protokolle anderer Provenienz I, II, III.
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die altständische, von den Gutsbesitzern wahrgenommene bedingte Selbstverwaltung 
durch eine direkte staatliche (landesfürstliche) Entscheidungskompetenz ersetzt werden. 
Die Grundrechte, die bisher den Gemeinden zustanden, wurden mit dem seltsam anmu-
tenden Argument, diese beruhten bloß auf theoretischen Grundlagen, weggewischt. Eine 
mehr pragmatische, wenngleich zumindest diskussionswürdige Begründung für diesen Akt 
brachte die Aussage, die Gemeinden wären gar nicht in der Lage, die Aufgaben ihres 
„natürlichen Wirkungskreises“ wahrzunehmen. Was tatsächlich hinter der Beschneidung 
der Gemeindekompetenzen stand, brachte Kübeck auf den Punkt: „Die freie Gemeinde 
beruht zu sehr auf demokratischer Basis, und die graduelle Steigerung von der freien Orts- 
zur Bezirks-, Kreis- und Landesgemeinde würde in der höchsten Stufe zur freien Reichs-
gemeinde, d. i. Republik, führen.“ Folgerichtig war in den Augen der Kommission das 
primäre Ziel, das (erdrückende) Übergewicht der staatlichen Administration sicherzustel-
len. Ihren Verwaltungsstufen/Einheiten – Bezirk, Kreis, Statthalterei – stand lediglich auf 
der Bezirksebene die Gemeinde als Organ der Selbstverwaltung gegenüber, die wesentli-
cher Rechte beraubt, einer starken Kontrolle des Staates in fast allen Bereichen unterwor-
fen war. Auch hier gab es eine „Begründung“: „Der Einfluß der lf. Behörden auf die 
Gemeindeangelegenheiten hat sich zu allen Zeiten als höchst wohltätig, besonders in 
Absicht auf die Erhaltung des Gemeindevermögens bewährt.“ Der in der Verfassung po-
stulierte mündige Bürger wurde also zum Objekt mit lediglich bedingter Verantwortungs- 
und Handlungsfähigkeit herabgestuft und der Obhut der staatlichen, landesfürstlichen 
Autorität überantwortet. Das galt vor allem für die ländliche Bevölkerung, denn es sollte 
nachhaltig zwischen den Land- und den Stadtgemeinden unterschieden werden. Für die 
Stadtgemeinde war eine andere Struktur als für das „flache Lande“ vorgesehen. Das Wahl-
recht zu den Vertretungskörpern sollte nicht nur Personen, sondern im größeren Ausmaß 
Interessen berücksichtigen, womit − als traditioneller Aspekt – geistliche Korporationen, 
der Klerus, gemeint waren, aber auch Korporationen, die materielle Zwecke verfolgten, 
also Gewerbe- und Handelsvereinigungen. Vertretungsrechte wirtschaftlicher Interessens-
verbände waren nichts Neues, von Bedeutung war, daß sie in Zeiten der politischen Re-
aktion dennoch nicht übergangen wurden und so später als eine wichtige Bedingung für 
die weitere Ausbildung der bürgerlichen Gesellschaft dienen konnten. Auf der anderen 
Seite wurde aber die Sonderstellung des Großgrundbesitzes bei der Gemeindebildung 
anerkannt, was ebenfalls weitreichende Folgen haben sollte. Beim Justizwesen folgte die 
Revisionskommission dem Grundsatz, daß im gesamten Reich die Rechtsprechung und 
Verwaltung von den landesfürstlichen Gerichten, in Vertretung und im Auftrag des Mon-
archen, ausgehen werde. Das Axiom des monarchischen Prinzips bestimmte auch die 
Frage der Unabhängigkeit und Unabsetzbarkeit der Richter, der Öffentlichkeit und Münd-
lichkeit des Gerichtsverfahrens. Alle Gerichtsbarkeit ging nun, so die einhellige Meinung 
der Kommission, vom Monarchen aus und wurde in seinem Namen von den Richtern 
vollzogen. Zudem waren die Richter Beamte und somit – nicht zuletzt durch den neuen 
Eid – ausschließlich dem Kaiser gegenüber verantwortlich. Das in der Verfassung postu-
lierte Prinzip der Gewaltenteilung wurde vom monarchischen Prinzip außer Kraft gesetzt. 
Die Diskussion über die Mündlichkeit und Öffentlichkeit brachte keine klare Mehrheits-
entscheidung; die Argumentation ging von einem „gefährlichen und so oft mißbrauchten 
Mittel“ bis zur durchaus wünschenswerten, weil das Publikum beruhigenden Kontrolle, 
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die die Rechtmäßigkeit des Verfahrens garantiere. Die Geschworenengerichte fanden 
unter den neuen Bedingungen selbstverständlich keine Existenzberechtigung.
Die Aufhebung der Reichsverfassung bedingte nicht nur das Ende der neuen, bereits 
beschlossenen Landesverfassungen, es stellte sich nun die Frage, ob die alten, ständischen 
Verfassungen wieder eingeführt werden sollten. Da das monarchische Prinzip und die 
staatliche Einheit des Reiches als oberstes Prinzip postuliert worden waren, war die Kom-
mission einhellig der Meinung, daß die Wiedereinführung der alten Verfassungen, die 
auf dem Prinzip der Gewaltenteilung beruhten, nicht mehr zulässig war. Um jedoch den 
ständischen Erbadel, also das Erblichkeitsprinzip, zu erhalten und zu stärken, wurde der 
Kübecksche Vorschlag angenommen, so etwas wie Adelsvereine zu gründen. Diese sollten 
„keine Vereinigungen mit korporativen Rechten“ sein, sie sollten mit politisch irrelevan-
ten, weitgehend ikonographischen Vorrechten ausgestattet werden, wie besonderen Uni-
formen und bedeutungslos geworden Ämtern. Aber gerade die Beibehaltung dieser Äm-
ter relativierte die Bedeutungslosigkeit, denn darin kam implizit die besondere, je nach 
Kronland unterschiedlich „organisch“ entstandene Verbindung zwischen Landesfürst und 
Adel zum Vorschein. Weiters sollte auch die Gründung von Fideikommissen und Majo-
raten erleichtert werden. Eigene Kreis- und Landesausschüsse mit ausschließlich beraten-
der Funktion wären den staatlichen Organen beizugeben, die sich aus Vertretern des 
Grundbesitzes, der Kirche, der Schule und der Industrie zu rekrutieren hätten, wobei 
dem Grundbesitz ein dominierender Einfluß einzuräumen wäre. Auf der untersten Ver-
waltungsebene, wo administrative Verbindlichkeiten einzugehen wären, schlug die Kom-
mission vor, den Beratungsorganen gewisse Entscheidungsrechte zuzubilligen, freilich 
unter strengster Kontrolle der Staatsorgane. Die Beratung der Kommission schloß mit 
einigen Vorschlägen für das Prozedere bei der Verwirklichung der dargelegten Vorschläge, 
wobei festgehalten wurde, daß die Vorschläge keine definitiven und umfassenden Lösun-
gen aller sich aus der Verfassungsrevision ergebenden Fragen liefern könnten und daß 
den Ministerien bei den Vorschlägen zur Regelung einiger Angelegenheiten nach Bera-
tungen mit den Landesstellen ein gewisser Spielraum gelassen werden sollte. Die schließ-
lich vom Kaiser zu erlassenden, sehr allgemein gehaltenen Grundsätze für die Durchfüh-
rungsarbeiten wären der Öffentlichkeit bekanntzugeben.
Kübeck übernahm es, eine „nachweisende Zusammenstellung der Hauptergebnisse der 
Berathungen der zum Behufe der Verfassungs-Revision aufgestellten Commission“ abzu-
fassen, und er übermittelte sie dem Ministerpräsidenten mit der Bitte um lithographische 
Vervielfältigung47. Es sollten zwei Wochen vergehen, bis Schwarzenberg dieser Bitte 
entsprach48.
Nachdem also die schriftlichen Unterlagen über die Verhandlungen und Ergebnisse der 
Verfassungsrevisionskommission zur Verfügung standen, konnten die beiden maßgebli-

47	 Walter, Nachlaß Kübeck 82, Tagebucheintragungen v. 26. und 28. 11. 1851. Schreiben (K.) Kübecks an 
Schwarzenberg v. 1. 12. 1851, Hhsta., RR., Präs. 218/1851. Die Nachweisende Zusammenstellung u. 
a. in ebd., RR., GA. 118/1851, abgedruckt bei Redlich, Staats- und Reichsproblem 1/2, 140–155.

48	 Schreiben Schwarzenbergs an Kübeck v. 15. 12. 1851 mit dem er die vervielfältigte Nachweisende Zusam-
menstellung und die drei Protokolle der Verfassungsrevisionskommission zur Verfügung stellte, Hhsta., RR., 
Präs. 237/1851.
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chen Gremien, der Ministerrat und der Reichsrat, getrennt mit der abschließenden 
Diskussion der „Verfassungsrevision“ am 17. bzw. am 18. Dezember 1851 beginnen. Der 
Reichsrat brauchte dazu vier Sitzungen und konnte bereits am 23. Dezember 1851 die 
schriftlich ausgearbeiteten Beratungsergebnisse vorlegen49. Sie deckten sich vollinhaltlich 
mit den von der Verfassungsrevisionskommission vorgelegten Vorschlägen. Der Reichsrat 
zog daraus den Schluß, daß die Verfassung vollständig aufzuheben wäre; lediglich die in 
ihrem III. Abschnitt ausgesprochene Gleichheit aller Staatsangehörigen vor dem Gesetz 
und die Aufhebung des Untertans- und Hörigkeitsverbandes mit den damit verbundenen 
Leistungen wäre erneut zu garantieren. Das proponierte Prozedere, das deutlich die 
Handschrift Kübecks trug, sah vor, durch ein kaiserliches Patent die Verfassung aufzuhe-
ben, um unmittelbar darauf die allgemeinen Grundsätze für die Organisation in Form 
von Handschreiben an den Minister- und den Reichsratspräsidenten zu publizieren.
Die Behandlung der Ergebnisse der Verfassungsrevisionskommission im Ministerrat ver-
lief nicht so glatt wie im Reichsrat und zog sich in die Länge. Die Bedenken, die gegen 
die in der „nachweisenden Zusammenstellung“ aufgelisteten Beratungsresultate der Kom-
mission vorgebracht wurden, waren schwerwiegend, ja sie widersprachen teilweise der 
von Kübeck so hartnäckig verfolgten Generallinie. So zum Beispiel, als Karl Krauß dar-
auf beharrte, daß „die staatliche Einheit vornehmlich durch die Einheit der Regierungs-
maximen und der Gesetze dargestellt werde“ und dabei von seinem Bruder und von Bach 
assistiert wurde, die eine einheitliche Verwaltungsstruktur für das gesamte Reich verlang-
ten, was wiederum im Gegensatz zur Idee der historisch gewachsenen Individualität der 
einzelnen Länder stand. Dem Ministerrat genügte die bloße „Personal- und Territori-
aleinheit“ nicht, er beschloß eine erweiterte Definition der staatlichen Einheit, in die 
neben dem dynastischen Prinzip und der politischen Untrennbarkeit der einzelnen Län-
der des Reiches auch die Einheit der Gesetzgebung, des Rechtes und der Verwaltungs-
grundsätze sowie der vollziehenden Gewalt, der Zentralbehörden, „namentlich des Mi-
nisteriums und zwar in seiner Gesamtheit“ gefordert wurde50. Es gab auch Kritik an 
einzelnen Punkten hinsichtlich der von der Kommission vorgeschlagenen Änderungen 
im Justiz- und Verwaltungsbereich, wobei die Tendenz eindeutig in Richtung der Beibe-
haltung der neuen Strukturen ging, wie bei der Ablehnung der Wiedereinführung der 
Kollegialverfassung auf der höchsten Verwaltungsstufe der Länder, der Statthalterei51. In 
dieser Art zogen sich die Beratungen des Ministerrates bis zum 24. Dezember hin; dabei 
wurde etwa die Hälfte der „nachweisenden Zusammenstellung“ durchgearbeitet52.
Als die Minister am 26. Dezember zu einer weiteren Beratung zusammenkamen, mußten 
sie eine unangenehme Überraschung erleben. Ihr Präsident teilte ihnen mit, daß er Ent-
würfe von Ah. Kabinettschreiben, mit denen die Außerkraftsetzung der Verfassung be-

49	 Die Ergebnisse der Sitzungen und Besprechungen des Reichsrathes welche am 18., 19., 20. und 23. 
Dezember 1851 über die demselben mitgetheilten Protokolle der Verfassungs-Revisions-Commission nach 
der eminenten Mehrheit der Stimmen Statt gefunden haben“ u. a. in Hhsta., RR., GA. 118/1851.

50	 Siehe dazu MR. v. 17. 12. 1851/VIII, MR. v. 19. 12. 1851/IX und MR. v. 20. 12. 1851/IV.
51	 Siehe dazu MR. v. 23. 12. 1851/III.
52	 Siehe dazu die Darstellung der Abweichungen, welche in der nachweisenden Zusammenstellung der 

Hauptergebnisse der Berathung der Commission zu den Vorarbeiten der Revision der Verfassung vom 4. 
März 1849 vom Ministerrathe beschlossen worden sind, in Hhsta., Kab. Kanzlei, MRZ. 4391/1851.
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fohlen wurde, und auch die Grundsätze, nach denen die neue Organisierung der wich-
tigsten Gegenstände des Reiches erfolgen sollte, vom Kaiser erhalten habe. Der Kaiser, 
erklärte Schwarzenberg weiter, wünsche gleich morgen diese Angelegenheit unter seinem 
Vorsitz zu beraten. Der Ministerrat ersuchte um „Fristerstreckung“, um die Grundsätze 
einer genauen Prüfung unterziehen zu können53. Das wurde offensichtlich zugestanden, 
denn in der nächsten Ministerratssitzung, am 27. Dezember, wurden diese Grundsätze, 
die nichts anderes waren als der wörtlich übernommene schriftliche Bericht der Reichs-
ratssitzungen über die Ergebnisse der Verfassungsrevisionskommission54, kritisch bespro-
chen. Die Tendenz ging dahin, kümmerliche Reste von dem, was auf der Basis der 
Verfassung in die Verwaltungs- und Justizstrukturen eingeflossen war, zu retten55. Im 
Grunde genommen war es ein überflüssiger Arbeitsaufwand, denn schon allein der Um-
stand, daß der Kaiser die Propositionen des Reichsrates als Richtlinie für die zukünftige 
Gestaltung des Reiches bestimmt hatte, zeigte deutlich die Machtgrenzen des Minister-
rates auf. Am 29. Dezember versammelten sich unter dem Vorsitz des Kaisers sämtliche 
Mitglieder des Ministerrates und des Reichsrates zur Beratung der noch anstehenden 
Fragen; diese Zusammenkunft wird zwar in der Kabinettskanzlei der Reihe der Minister-
ratsprotokolle zugeordnet, trägt aber im Kopfregest die Bezeichnung „Conferenz“56. 
Gegen die Textierung des kaiserlichen Patentes zur Aufhebung der Märzverfassung „ergab 
sich von keiner Seite eine Erinnerung“. Der Vorschlag des Reichsrates Krieg, zugleich 
mit der Abolition der Verfassung auch die Grundrechte außer Kraft zu setzen, wurde 
vom Kaiser an die Verfassungsrevisionskommission zur weiteren Klärung gewiesen. Die 
Diskussion, die sich über die Grundsätze für die neue Organisierung der politischen und 
Justizverwaltung entwickelte, wurde größtenteils nach den reichsrätlichen Vorschlägen 
entschieden, beziehungsweise wurden die Entscheidungen über einige Fragen auf später 
verschoben. Bereits am nächsten Tag trat die Revisionskommission zusammen, um die 
ihr zugewiesene Aufgabe zu erfüllen. Nachdem einstimmig beschlossen worden war, daß 
die Grundrechte gleichzeitig mit der Verfassung aufgehoben werden sollten, drehte sich 
die Diskussion lediglich um die weitere Gewährung der zugestandenen Rechte auf freie 
Religionsausübung. Nach dem schließlich beschlossenen Patententwurf sollten diese 
Rechte nur für jene Länder gelten, die seinerzeit auch in den Genuß der Grundrechte 
gekommen waren, und nur für jene Kirchen und Religionsgemeinschaften Verwendung 
finden, die in diesen Ländern anerkannt waren. Das Patent sollte den Angehörigen die-
ser anerkannten Religionsgemeinschaften alle bürgerlichen und öffentlichen Rechte zu-
sichern57.
Mit dieser letzten Beratung war der Weg frei für den offiziellen Akt der Aufhebung der 
Märzverfassung und den Beginn der Umwandlung der Habsburgermonarchie in einen 
buchstäblich absolutistischen Staat, also für die Publikation des sogenannten Silverster-

53	 Siehe MR. v. 26. 12. 1851/I.
54	 Zit. in Anm. 49.
55	 MR. v. 27. 12. 1851/I. Die vom Ministerrat vorgeschlagenen Änderungen als Korrekturen zu den vom 

Reichsrat ausgearbeiteten Ergebnissen, Beilage zu Hhsta., Kab. Kanzlei, MRZ. 4391/1851.
56	 MR. v. 29. 12. 1851/I.
57	 Sitzungsprotokoll und Patententwurf in Hhsta., Kab. Kanzlei, MRZ. 4391/1851.
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patentes. Tatsächlich bestand dieses „Patent“ aus zwei kaiserlichen Patenten und den 
„Grundsätzen für organische Einrichtungen in den Kronländern des österreichischen 
Kaiserstaates“. Der Kaiser unterzeichnete sie am 31. Dezember 1851, sie wurden in der 
„Wiener Zeitung“ am 1. Jänner 1852 publiziert58. Das erste Patent hob die de jure noch 
bestehende Verfassung auf, garantierte aber ausdrücklich die Gleichheit aller Staatsan
gehörigen vor dem Gesetz und die Aufhebung des bäuerlichen Untertänigkeits- oder 
Hörigkeitsverbandes. Das zweite Patent hob (in den taxativ angeführten Ländern) die 
Grundrechte auf mit der von der Revisionskommission vorgeschlagenen Zusicherung des 
Rechtes der freien Religionsausübung, ohne allerdings das Recht der Angehörigen der 
anerkannten Religionsgemeinschaften auf bürgerliche und öffentliche Rechte zu nen-
nen59. Die „Grundsätze“ schließlich deckten sich vollinhaltlich und größtenteils wörtlich 
mit den vom Reichsrat vorgelegten Beratungsergebnissen60. Kübeck hatte sich auf der 
ganzen Linie durchgesetzt61.

d) Die Frage des Wirkungskreises oder: die Eliminierung des Ministerrates

Zu diesem Zeitpunkt war noch die Frage nach dem Wirkungskreis sowohl des Gesamt-
ministeriums als auch der einzelnen Ministerien offen. Der Kaiser hatte schon eine 
Woche nach den richtungweisenden Kabinettschreiben vom 20. August den Minister-
präsidenten beauftragt, diese Frage „unverzüglich in Beratung ziehen zu lassen“, und 
Schwarzenberg „lud die Minister ein, diese Angelegenheit in Überlegung zu nehmen“62. 
Der Monarch ging sogar so weit, den Mitgliedern seiner Regierung zu erklären, daß bis 
zur endgültigen Regelung die gefaßten Regierungsbeschlüsse lediglich im Namen der 
einzelnen Minister oder als Ah. Entschließung, nicht aber als Ministerratsbeschlüsse 
auszufertigen wären – ein deutlicher Hinweis, was er unter der Neuregelung des Wir-
kungskreises verstand, und er fügte hinzu, daß die Ministerratssitzungen „zur Erhaltung 
der Einheit der Verwaltungsmaximen“ weitergeführt werden sollten63. Schwarzenberg 
teilte den Wortlaut des an ihn gerichteten Handschreibens über den Wirkungskreis seinen 
Ministerkollegen am 9. September mit und behielt sich vor, den Zeitpunkt für die Be-
ratung dieser Materie im Ministerrat noch bekanntzugeben64. Zwei Wochen später ur-
gierte er die Abgabe der Vorschläge der einzelnen Minister65. Anfang Oktober war es 

58	 Siehe dazu MR. v. 31. 12. 1851/VI.
59	 Die Weglassung dieses Passus richtete sich hauptsächlich gegen die gesetzliche Gleichstellung der Juden. Kübeck, 

der noch am 30. Dezember 1851 die Ergebnisse der letzten Sitzung der Revisionskommission mit dem 
Kaiser besprach, hielt in seinem Tagebuch fest, daß der Monarch Zweifel nur über die Aufrechthaltung der 
Juden-Emanzipazion äußerte. Am nächsten Tag, nachdem die Patente bereits ausgefertigt worden waren, 
notierte Kübeck Die Juden-Emanzipazion hat der Kaiser nicht bestätigt, Kübeck, Tagebücher 2/1, 61, 
Eintragungen v. 30. und 31. 12. 1851.

60	 Zit. Anm. 49.
61	 Kübeck hatte die vom Reichsrat gemachten Propositionen als meine Arbeit bezeichnet, weil ich sie gemacht 

habe, Walter, Nachlaß Kübeck 85, Tagebucheintragung v. 25. 12. 1851.
62	 Handschreiben an Schwarzenberg v. 27. 8. 1851, Hhsta., Kab. Kanzlei, MRZ. 77/1852. Die Einladung 

erfolgte im MR. v. 27. 8. 1851/I.
63	 MR. v. 28. 8. 1851/I.
64	N ote an sämtliche Minister mit Portefeuille v. 9. 9. 1851, Hhsta., Kab. Kanzlei, MRZ. 2987/1851.
65	 MR. v. 22. 9. 1851/I.
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dann so weit, und die Angelegenheit kam im Ministerrat zur Sprache66. Einige Minister 
erläuterten die Grundlagen, auf denen sie ihren gegenwärtigen bzw. zukünftigen Ge-
schäftsbereich aufgebaut wissen wollten. Bemerkenswert war, daß die Brüder Krauß einen 
zaghaften Versuch unternahmen, entgegen der ausdrücklichen Weisung des Kaisers die 
bisherige Form der Ministerratsbeschlüsse zu verteidigen, also über die Form inhaltlich 
den Ministerrat als agierendes Regierungsorgan zu erhalten. Der Ministerrat ging darauf 
nicht näher ein und beschloß schließlich, dem Kanzleidirektor des Ministerrates, Carl 
Freiherr v. Ransonnet-Villez, den Auftrag zu erteilen, „aus den einzelnen Ausarbeitungen 
eine Zusammenstellung über die allen gemeinsamen Bestimmungen zu verfassen“. Ran-
sonnet brauchte fast einen Monat, um seinen Bericht abzuliefern67. Er mußte darin 
feststellen, daß noch nicht alle Ministerien ihre Operate abgeliefert hätten; bei den schon 
vorhandenen Arbeiten konstatierte der Kanzleidirektor große strukturelle Unterschiede, 
was die Aufstellung einer allgemeingültigen Richtlinie unmöglich machte, und schlug 
vor, einige diesbezügliche Grundsätze zu definieren. Der Ministerrat folgte seinen Anre-
gungen und beschloß zudem, eine ministerielle Kommission unter dem Vorsitz Ranson-
nets mit der Ausarbeitung der fraglichen Wirkungskreise zu betrauen68. Der Kaiser war 
inzwischen ungeduldig geworden. In einem – recht schroff gehaltenen – Handschreiben 
vom 7. November befahl er Schwarzenberg, daß ihm die Entwürfe über die Regelung 
der Wirkungskreise „in kürzester Frist zur Entscheidung vorgelegt werden“69. Doch selbst 
dieser kaiserliche Rüffel konnte nicht verhindern, daß sich die Angelegenheit in die 
Länge zog. Die ministerielle Kommission brauchte insgesamt fünf Sitzungen, um zu 
einem Ergebnis zu kommen70. Und so konnte Ransonnet erst am 10. Dezember dem 
Ministerrat den Abschluß der Arbeiten melden und über die von der ministeriellen 
Kommission ausgearbeiteten Entwürfe über den allgemeinen Wirkungskreis, der allen 
Ministerien einzuräumen war, und den besonderen Wirkungskreis jedes einzelnen Mini-
steriums referieren71. Der Ministerrat brauchte seinerseits wiederum fünf Sitzungen, bis 
die Materie abgehandelt war und Schwarzenberg einen Vortrag mit den Entwürfen zur 
Regelung der allgemeinen und besonderen Wirkungskreise der Ministerien und den allein 
vom Ministerrat ausgearbeiteten Entwurf über den Wirkungskreis des Gesamtministeri-
ums dem Kaiser vorlegen konnte72. Schwarzenberg versuchte zu retten, was – wie er noch 
glaubte – zu retten war. Schon die Definition „des im Ministerrate vereinigten Gesamt-

66	 MR. v. 1. 10. 1851/III.
67	 Schreiben Ransonnets an Schwarzenberg v. 29. 10. 1851, Hhsta., Kab. Kanzlei, MRZ. 77/1852.
68	 MR. v. 29. 10. 1851/I.
69	 Siehe dazu MR. v. 7. 11. 1851/I.
70	 Das Protokoll der Beratungen vom 5., 10. und 19. 11. 1851 sowie vom 2. und 5. 12. 1851 in Hhsta., 

Kab. Kanzlei, MRZ. 77/1852; siehe auch MR. v. 12. 11. 1851/III.
71	 MR. v. 10. 12. 1851/III.
72	 Siehe dazu MR. v. 20. 12. 1851/II, MR. v. 5. 1. 1852/IV, MR. v. 7. 1. 1852/I, MR. v. 8. 1. 1852/I und 

MR. v. 9. 1. 1852/IV. Der Vortrag Schwarzenbergs v. 9. 1. 1852 mit den Entwürfen in Hhsta., Kab. 
Kanzlei, MRZ. 77/1852, abgedruckt (Vortrag) bei Friedrich Walter, Die österreichische Zentralverwal-
tung; 3. Abteilung: Von der Märzrevolution 1848 bis zur Dezemberverfassung 1867; 2: Die Geschichte 
der Ministerien Kolowrat, Ficquelmont, Pillersdorf, Wessenberg-Doblhoff und Schwarzenberg, Akten-
stücke (= Veröffentlichung der Kommission für Neuere Geschichte Österreichs 50, Wien 1964) 135–
143, und (Wirkungskreis des Gesamtministeriums) ebd. 143 ff.
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ministeriums“ zielte offenbar darauf, über die semantische Ebene die Gleichwertigkeit 
des Ministerrates mit dem nun verwendeten neuen Ausdruck Gesamtministerium her-
zustellen und so zumindest eine teilweise Kontinuität der Machtstellung zu suggerieren. 
Zwar, argumentierte der Ministerpräsident, wäre das Gesamtministerium/der Ministerrat 
nun allein dem Monarchen gegenüber verantwortlich, nichtsdestoweniger aber weiter ein 
Beratungs- und Vollziehungsorgan der Krone mit legislativen und administrativen Kom-
petenzen. Auf diesen Überlegungen und auf dem Befehl des Kaisers, die Ministerratssit-
zungen zur Wahrung der Einheit in den Verwaltungsgrundsätzen weiterzuführen, grün-
dete sich auch der „Entwurf des Bereiches der Wirksamkeit des Gesamtministeriums nach 
dem au. Antrage des Ministerrates“. In den zwölf Punkten dieses Entwurfs wurde ver-
sucht, möglichst viel von der alten Machtstellung der Regierung unter den neuen kon-
kreten Bedingungen zu bewahren – mit wenig Erfolg. So notierte der Kaiser etwa eigen-
händig zum erhobenen Anspruch, Kompetenzstreitigkeiten zwischen einzelnen Ministe-
rien in den Wirkungskreis des Gesamtministerium zu ziehen: „Ist der Ministerrath eine 
entscheidende Behörde?“ Auch sprach er dem Ministerrat das Recht ab, als Gremium 
Vorschläge zur Verleihung von Auszeichnungen und Würden zu erstatten. Und er stellte 
fest: „Beschwerden und Eingaben an das Gesamt-Ministerium können nicht angenom-
men werden, da es keine Behörde ist. Solche Sachen sind von den Partheyen an den 
Kaiser zu richten“. Schwarzenberg schlug in seinem Vortrag vor − ohne durch einen 
Ministerratsbeschluß gedeckt zu sein − zur genauen Einhaltung des Wirkungskreises des 
Gesamtministeriums die Stellung des Ministerpräsidenten zu stärken, ihm hier die Kon-
trollfunktion zu übertragen, die so weit gehen sollte, den Wirkungskreis überschreitende 
Beschlüsse zu sistieren. Ob dieser Vorschlag aus Gründen der rein persönlichen Macht-
erhaltung gemacht worden war, oder um die Stellung des Ministerrates als funktionsfä-
higes Instrument im Kampf um die Machtverteilung zwischen den beteiligten Faktoren 
(Ministerrat, Kübeck/Reichsrat, Kaiser) zu sichern, ist nicht eindeutig zu beantworten. 
Nachdem aber schon der ministerielle Entwurf über den Wirkungskreis des Gesamtmi-
nisteriums beim Monarchen auf wenig Gegenliebe gestoßen war, erscheint die Schwar-
zenbergsche Proposition eher marginal.
Der Vortrag des Ministerpräsidenten samt Entwürfen gelangte bereits am 10. Jänner 1852 
„im kurzen Wege“ zur Begutachtung an den Reichsrat. Diese Aufgabe übernahm Krieg, 
der nach Gesprächen mit Purkhart, Franz Freiherr v. Buol-Bernburg und – pikanterwei-
se − dem zum Reichsrat mutierten ehemaligen Finanzminister Philipp Krauß am 9. Fe-
bruar 1852 ein umfangreiches Gutachten vorlegte73. Neben einer Fülle von Änderungs-
vorschlägen stach die Äußerung hervor, daß das von Schwarzenberg eingeforderte Sistie-
rungsrecht obsolet wäre, da der Kaiser dem Ministerrat wohl kein eigenständiges Be-
schlußrecht einräumen dürfte. Auf Grundlage dieses Gutachtens beriet der Reichsrat in 
zwei Sitzungen, am 14. und 16. Februar 1852, die Frage der Wirkungskreise des Mini-
sterrates und der einzelnen Ministerien74. Bei den Kompetenzen der einzelnen Ministe-
rien folgte der Reichsrat im wesentlichen den Ansichten der genannten eigenen Vorbe-
ratungskommission. Was den Wirkungskreis betraf, kam das Plenum des Reichsrates zu 

73	 Hhsta., RR., GA. 10/1852.
74	 Protokoll in ebd.
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der Ansicht, daß der Ministerrat keinen entscheidenden, sondern bloß einen beratenden 
Körper bilde. Auf dieser Basis, also weitgehend den Empfehlungen der Vorberatungs-
kommission folgend, wurde dann der vom Ministerrat vorgelegte Entwurf über den 
Wirkungskreis des Gesamtministeriums diskutiert und mit entsprechenden Änderungs-
vorschlägen versehen, was auf eine noch weitere Schmälerung der Regierungskompeten-
zen hinauslief. Bei den von Schwarzenberg vorgeschlagenen Maßnahmen zur Kontrolle 
der Wirkungskreise einigte sich der Reichsrat darauf, eine grundsätzliche Kontrolle zu 
empfehlen, das „Wie“ aber künftigen Verhandlungen vorzubehalten. Abschließend regte 
Franz Graf Zichy v. Vásonkeő an, die „der Revolutionsepoche ihr Dasein verdankende 
Beamtennomenklatur“ zu überdenken.
Wichtiger als die Ergebnisse der Reichsratsberatungen war deren Vermittlung an den 
Kaiser. Das stand nur Kübeck zu. Der Reichsratspräsident, der sich in die unter seiner 
Leitung stehende Beratung nicht eingemischt hatte, war dann auch „so frey“, vierzehn 
Tage später ein eigenes Gutachten über diese Angelegenheit dem Monarchen vorzule-
gen75. Dieses war in einer sehr klaren Sprache abgefaßt und ging um einiges über die 
vom Plenum des Reichsrates gemachten Vorschläge hinaus. Da der Ministerrat aus der 
revolutionären Bewegung hervorgegangen, also auf der Idee der repräsentativ-konstitu-
tionellen Form begründet war, mußte er als „beschlußfassende oberste Behörde“, nach-
dem „die monarchische Regierungsform ohne Theilung der Gewalten“ als Staatsmaxime 
angenommen worden war, eliminiert werden. Der Ministerrat, argumentierte Kübeck 
weiter, könne sonach „nur zur Erleichterung der Geschäfte und zur concentrierten Be-
arbeitung derselben als eine Conferenz der mit den einzelnen Verwaltungszweigen be-
trauten Minister angesehen werden“. Der Ministerrat, zur Konferenz degradiert, sollte 
eine Art unverbindlicher Clearingstelle werden, als die eigentlich vollziehenden Organe 
waren die einzelnen Fachministerien gedacht.
Diesem Grundgedanken folgend hatte der Reichsratspräsident einen Entwurf über die 
„Stellung und Wirksamkeit des k. k. Ministerrathes“ seinem Vortrag beigefügt76. Darin 
waren jene Angelegenheiten aufgelistet, über die der Ministerrat – in „der Natur und 
Eigenschaft einer Ministerconferenz“ – zu beraten hätte: Fragen der wichtigen judiziellen 
und administrativen Gesetzgebung und alles, was ihm vom Kaiser zugewiesen würde. 
Verwaltung und Vollzug waren Sache der Einzelministerien. Von den Fachministern oder 
dem Ministerpräsidenten angeregte Beratungen über einen strittigen Fall waren zulässig, 
jedoch ohne jede Verbindlichkeit für den Antragsteller. Allerdings sollte dem Minister-
präsidenten ausnahmsweise das Sistierungsrecht bei einzelnen Vollzugsmaßnahmen ein-
geräumt werden. An den Ministerrat gerichtete Eingaben, Gesuche u. ä. sollten an das 
geheime Kabinett des Kaisers weitergeleitet werden. 
Nachdem Kübeck im Vortrag vom 29. Februar seine Meinung zur Stellung des Minister-
rates kundgemacht hatte, besprach er die Wirkungskreise der einzelnen Ministerien; hier 
folgte er weitgehend den Reichsratsbeschlüssen. Lediglich beim „Ministerium des Hauses 
und des Äußern“ wollte er einen kleineren Kompetenzbereich durchsetzen und zwar zu 
Gunsten der Hofstäbe. Beim Ministerium des Inneren wünschte er, daß durch Nennung 

75	 Vortrag Kübecks v. 29. 2. 1852, ebd., GA. 159/1852.
76	 Liegt ebd. bei.
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der zugewiesenen polizeilichen Funktionen die „Doppelstellung dieses Ministeriums 
herausgehoben werde“. Abschließend ritt er eine wilde Attacke gegen die neu eingeführ-
ten Beamtentitel, die „lebenden Denkmale“ der Revolutionsepoche. Er empörte sich, daß 
die Hof- in Ministerialräte umgetauft worden waren, „weil sie nach der repräsentativ-
constitutionellen Idee in der That nicht mehr Räthe des Regenten, sondern nur der re-
gierenden Minister waren“, und kritisierte den Namen „Unterstaatssekretär“ als eine 
Entlehnung aus dem konstitutionellen England.
Der Vortrag blieb bis zum Tode Schwarzenbergs am 5. April 1852 unerledigt liegen. 
Dann ging es allerdings Schlag auf Schlag. Bereits einen Tag später wurde Kübeck zum 
Kaiser gerufen, um wichtige Entscheidungen zu treffen: der Gesandte Carl Ferdinand 
Graf v. Buol-Schauenstein sollte das Ministerium des Hauses und des Äußern überneh-
men, der Ministerrat wäre in „eine Minister-Berathung oder -Konferenz“ umzuwandeln 
und „aus dem Ministerpräsidenten ein Präsident der Berathungen geschaffen werden“, 
wozu Buol vorgesehen war, und schließlich wäre die Trennung der Polizei vom Ministe-
rium des Inneren durchzuführen77. Am gleichen Tag erhielt der Reichsratspräsident sei-
nen Vortrag vom 29. Februar zurück und ein Allerhöchstes Handschreiben mit dem 
offiziellen Auftrag, „damit Sie in diesen Ausarbeitungen die durch das traurige Ereignis 
von Gestern notwendig gewordenen Abänderungen vornehmen können“78. Kübeck 
machte sich an die Arbeit und legte im Vortrag vom 9. April 1852 die geforderten Mo-
difikationen vor79: 1. „wenn alle Rücksichten auf hochverdiente Persönlichkeiten entfal-
len“, hätte der Ministerrat als solcher aufzuhören zu existieren, womit sich die Besetzung 
der Ministerpräsidentenstelle erübrige. An Stelle der Bezeichnung „Ministerrat“ hätte 
„Ministerberatung“ zu treten, die von einem Präsidenten der Ministerberatung zu leiten 
wäre. 2. Aus dem besonderen Wirkungskreis des Innenministeriums wären die Polizeia-
genden auszuscheiden, und 3. wünschte der Reichsratspräsident, daß er sich nun nicht 
mehr „mit dem Präsidenten des Ministerrates in das Einvernehmen zu setzen“ habe, 
sondern daß er das Recht erhalten solle, sich „an den oder die Minister, die es betrifft, 
zu wenden, und deren Intervention in Anspruch zu nehmen“. Dem Vortrag waren die 
„Bestimmungen über die Ministerberathungen“ beigeschlossen, die in sechs Paragraphen 
den Wirkungskreis des noch bestehenden Ministerrates nach dem neuesten Stand der 
Dinge regelten. 
Dieser Vortrag fand seine Erledigung in der – endlich gefaßten – Allerhöchsten Entschlie-
ßung vom 12. April 1852 auf den Vortrag Schwarzenbergs vom 9. Jänner 1852 über die 
Wirkungskreise des Ministerrates und der Ministerien80. Darin war nur mehr von der 
Ministerkonferenz die Rede, verantwortlich waren lediglich die einzelnen Minister, eine 
einzuführende Geschäftsordnung für die Ministerkonferenz war auszuarbeiten, ein „reif-
lich erwogenes Gutachten“ zur Kontrolle der Einhaltung der Wirkungskreise war vorzu-
legen und der Auftrag erteilt, sich mit der Frage der zeitgemäßen Benennung von Beam-
ten zu beschäftigen. Angeschlossen waren die in sechs Paragraphen gegliederten „Bestim-

77	 Walter, Nachlaß Kübeck 91, Tagebucheintragung v. 6. 4. 1852.
78	 Hhsta., RR., Präs. 121/1852. 
79	E bd., Präs. 127/1852.
80	E bd., Kab. Kanzlei, MRZ. 77/1852; abgedruckt u. a. bei Walter, Zentralverwaltung 3/2, 143.



XXXIIIEinleitung

mungen über die Minister-Conferenz“, die wörtlich mit den von Kübeck vorgelegten 
„Bestimmungen über die Ministerberatungen“ übereinstimmten − bloß das Wort „Be-
rathung“ war durch „Conferenz“ ersetzt worden –, und die „Bestimmungen über den 
allgemeinen und besonderen Wirkungskreis der Ministerien“, ebenfalls nach den Vor-
schlägen des Reichsratspräsidenten textiert. Im Falle des Innenministeriums war diesem 
Ressort sogar die Aufsicht über die Polizei, das Fremden-, Paß- und Heiratswesen, die 
Preßangelegenheiten und die Überwachung der politischen und staatsbürgerlichen Hal-
tung im allgemeinen und insbesondere bei Beamten, Seelsorgern und Lehrern entzo-
gen81.
Zugleich mit der Eliminierung des Ministerrates erfolgte eine Aufwertung des Reichsra-
tes. Mit dem bereits zitierten Handschreiben vom 20. August 1851 an Kübeck über die 
Änderung des Reichsratsstatutes war auch die baldige Vorlage der notwendigen Verände-
rungen in der Geschäftsordnung eingefordert worden. Es dauerte freilich bis zum 20. 
Februar 1852, ehe der Reichsrat diesem Auftrag nachkam und die neuen Bestimmungen 
beriet und Kübeck neun Tage später die Änderungen dem Kaiser zur Beschlußfassung 
vorlegen konnte82. Auch dieser Vortrag wurde nach dem Ableben des Ministerpräsiden-
ten an Kübeck zur Aktualisierung zurückgestellt. Der Reichsratspräsident legte schließlich 
mit Vortrag vom 9. April 1852, in dem auch die Frage der Wirkungskreise des Ministe-
riums/der Ministerien abgehandelt wurde, die geänderten „Änderungen“ vor83. Es ging 
um die Paragraphen 1, 2, 6, 12 und 23 der ursprünglichen Geschäftsordnung des Reichs-
rates. Ihre Revision lief auf die Festlegung der ausschließlichen und unmittelbaren Be-
ziehung des Reichsrates zum Kaiser und die Tilgung des Begriffes des Ministeriums als 
agierendes Organ hinaus. Dazu sollte dem Reichsratspräsidenten das Recht eingeräumt 
werden, einzelne Minister direkt zur Teilnahme an Reichsratsberatungen aufzufordern 
oder deren Fachauskünfte in Anspruch zu nehmen84. Diese neue Geschäftsordnung des 
Reichsrates wurde bereits am 10. April 1852, also zwei Tage vor der Entschließung über 
die Wirkungskreise des Ministeriums/der Ministerien, vom Kaiser genehmigt85. Auch 
hier hatte sich Kübeck auf der ganzen Linie durchgesetzt.

e) Die Gestaltung des Reiches nach dem monarchischen Prinzip oder:  
das „Kübecksche System“ 

Zwischen der Veröffentlichung der Silvesterpatente und der Degradierung zur Minister-
konferenz hatte sich der Ministerrat noch der Hoffnung hingeben können, zumindest 
Reste seiner ehemaligen politischen Machtstellung im Gefüge des Staates zu behalten 
und als ein mit gewissen Kompetenzen ausgestattetes eigenständiges Organ in die Ent-

81	 Abgedruckt bei ebd., 145–188 und als Beilage zu MK. v. 27. 4. 1852, Ömr. III/1: Das Ministerium 
Buol-Schauenstein, 14. April 1852 – 13. März 1853, bearbeitet von Waltraud Heindl, mit einer Ein-
leitung von Friedrich Engel-Janosi (Wien 1975), Nr. 6 a; zur auszuarbeitenden Geschäftsordnung für die 
Ministerkonferenz ebd. Nr. 6 b.

82	 Protokoll und Vortrag in Hhsta., RR., GA. 156/1852.
83	E bd., Präs. 127/1852.
84	 Die detaillierten „Änderungen“ als Beilage zu ebd., GA. 156/1852.
85	 Die Ah. Entschließung erfolgte auf den Vortrag Kübecks v. 29. 2. 1852, ebd.
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scheidungsprozesse auf höchster Ebene einzugreifen. Bereits in der ersten Ministerrats-
sitzung nach Wirksamwerden der Silvesterpatente skizzierte Bach die drei großen Sach-
gebiete, die es nach den neu aufgestellten Organisierungsgrundsätzen zu ordnen galt86. 
Das waren die Reorganisierung des Justizwesens und der politischen Verwaltung, dann 
die Regulierung des Gemeindewesens samt den neu zu schaffenden Kreis- und Landes-
ausschüssen, und schließlich die Abfassung der Adelsstatute. Alle diese Materien sollten 
zunächst in Ministerialkommissionen vorbereitet und danach an die Landesbehörden zur 
besseren Abstimmung weitergeleitet werden. Der Ministerrat ermächtigte den Innenmi-
nister, die entsprechenden Entwürfe auszuarbeiten.
Zur Organisierung der neu zu errichtenden Bezirksämter wurde auf Antrag Bachs eine 
Kommission unter Beteiligung des Innen-, Justiz- und Finanzministeriums ins Leben 
gerufen87. Knapp einen Monat später wurden die Ergebnisse dieser Kommissionsarbeit 
im Ministerrat besprochen88. Auf der Basis der Silvesterpatente, d. h. der „Grundsätze 
für organische Einrichtungen in den Kronländern des österreichischen Kaiserstaates“, die, 
mit Ausnahme Lombardo-Venetiens und Ungarns, die Bezirksämter als gemischte Justiz- 
und politische Verwaltungsstellen definierten, waren die Detailbestimmungen formuliert 
worden – und führten unweigerlich zu Differenzen zwischen dem Innen- und dem Ju-
stizminister. Hauptsächlich ging es um die Frage der Disziplinargewalt, um die Verteilung 
der Dienststellen und zum Teil um Kompetenzbereiche und um die vorzuschreibende 
Qualifikation der einzelnen Beamten. In diese zäh geführte Auseinandersetzung mischte 
sich noch dazu Thun ein, der eine Organisation nach patrimonialem Muster vorschlug. 
Der Ministerrat einigte sich schließlich auf einen Kompromiß, der allerdings ein deutli-
ches Übergewicht der politischen Verwaltung gegenüber der Justiz in sich barg89. Der auf 
der Grundlage dieses Ministerratsbeschlusses erstattete Vortrag wurde gemäß der übli-
chen Praxis an den Reichsrat geleitet, dort beraten und letztendlich an die neu entstan-
dene Organisierungskommission abgegeben90.
Die Forderung nach Trennung der drei Gewalten, der Legislative, der Exekutive und der 
Justiz, war ein Grundpfeiler der liberalen Ideologie, ein unabdingbares Element des 
Rechtsstaates. Mit der Schaffung der gemischten Bezirksämter war zumindest das Prinzip 
durchbrochen worden; auf den nächst höheren Stufen, der Kreis- und der Landesebene, 
schien es aber auch unter den geänderten politischen Bedingungen weiter zu bestehen, 
denn hier wurde die Trennung mit eigenständigen Landes- und Oberlandesgerichten und 
den jeweiligen separaten Verwaltungseinheiten verwirklicht. Der vermeintliche Wider-
spruch löst sich auf, wenn man „Prinzip“ mit „Pragmatismus“ als Parameter ersetzt. Zum 

86	 MR. v. 2. 1. 1852/II.
87	 MR. v. 7. 1. 1852/II.
88	 MR. v. 4. 2. 1852/IV.
89	 Zu den Verhandlungen im Ministerrat siehe MR. v. 6. 2. 1852/II, MR. v. 7. 2. 1852/I, MR. v. 9. 2. 1852/I, 

MR. v. 10. 2. 1852/II, MR. v. 11. 2. 1852/I und MR. v. 16. 2. 1852/I.
90	 Siehe dazu ebd., Anm. 3. Genauso wurde in der Behandlung der neuen Organisierung der Oberlandes- und 

Landesgerichte, MR. v. 23. 2. 1852/VI und MR. v. 25. 2. 1852/V, der neuen Gemeindeordnung, MR. v. 
15. 3. 1852/IV, des Wirkungskreises der Gerichte in Zivilrechtssachen, MR. v. 15. 3. 1852/VII, der neuen 
Organisierung der Baubehörden, MR. v. 22. 3. 1852/I, und der Revision des Strafgesetzes, MR. v. 24. 3. 
1852/I, verfahren.
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effizienten Funktionieren des staatlichen Durchgriffsrechtes, das seine Legitimität selbst-
verständlich allein aus dem monarchischen Prinzip schöpfte, scheute der Reichsratsprä-
sident nicht davor zurück, alte, patrimoniale, Formen anzuwenden. Hier kam auch das 
Argument zum Tragen, die Landbevölkerung wünsche die Zusammenlegung von Ver-
waltung und Justiz an einem Ort, sie sei es von früher gewohnt und es habe sich bewährt. 
Neben dieser eher plakativen Begründung für die Aufhebung der Gewaltentrennung auf 
der untersten Ebene waren es wohl, wie Seiderer ausführt, andere pragmatische Überle-
gungen, deren Durchführung erst die Errichtung des Kübeckschen Systems ermöglich-
te91. In diesem System war kein Platz für die Zugeständnisse des Stadionschen Gemein-
degesetzes; vor allem die Agenden des übertragenen Wirkungskreises sollten nunmehr 
ausschließlich von den staatlichen Organen wahrgenommen, ja selbst einige Kompeten-
zen des natürlichen Wirkungskreises der Gemeinde sollten von den übergeordneten 
landesfürstlichen Behörden übernommen werden. Dazu waren freilich die vorhandenen 
Kapazitäten nicht ausreichend. Eine Vermehrung der Kapazitäten hätte eine Kostenex-
plosion verursacht, deren Deckung dem schwer defizitären Ärar nicht mehr zumutbar 
war. Somit blieb nur eine Verschiebung der vorhandenen Kapazitäten – zu Gunsten der 
politischen auf Kosten der Justizverwaltung92. Kübeck, für den liberale Prinzipien sowie-
so das Feindbild schlechthin waren, hatte also keine Schwierigkeiten, gemischte Bezirks-
ämter einerseits und voneinander getrennte Verwaltungs- und Justizstrukturen anderer-
seits in sein System zu integrieren.
Bei Bach, der nun diese Bezirksämter vehement forcierte, lagen die Dinge nicht so klar 
auf der Hand. Zu Anfang seiner Mitgliedschaft im Schwarzenbergschen Regierungsteam, 
noch als Justizminister, hatte er grundsätzlich die Trennung von Justiz und Verwaltung 
vertreten und zwar mit dem Argument, „daß nach seinen Wahrnehmungen die allgemei-
ne Durchführung des in Rede stehenden Grundsatzes vielfach gewünscht und ungedul-
dig erwartet werde, so wie sich überhaupt die größten legislativen Autoritäten der Ge-
genwart dafür ausgesprochen haben“. Den gegenteiligen Standpunkt, nämlich eine so 
weit wie möglich gehende Zusammenlegung von Verwaltung und Justiz, hatte schon 
damals Finanzminister Philipp Krauß vertreten, um so eine Ersparnis der Staatsausgaben 
– er nannte eine Summe von bis zu fünf Millionen Gulden – zu erzielen93. Bach hatte 
damals eindeutig den Standpunkt der Liberalen eingenommen, als deren große Hoffnung 
er längere Zeit galt. Die veränderten politischen Machtverhältnisse ließen Bach offenbar 
seine Ansichten ändern. Als Innenminister war er eine enge machtpolitische Verbindung 
mit Schwarzenberg eingegangen. Dabei war es der Ministerpräsident, der die Strategie 
bestimmte, Bach war mit seinen Fachkenntnissen für die Ausführung, für die Feinarbeit 

91	 Siehe dazu die Analyse bei Seiderer, Liberalismus und Neoabsolutismus 430–434, die die Ambivalenz 
dieses Arguments deutlich macht.

92	E bd., 435 ff. Die finanzielle Ersparnis bei der Schaffung der gemischten Bezirksämter führt auch Werner 
Ogris, Die gemischten Bezirksämter 1852/1855–1868. In: Entwicklung der städtischen und regiona-
len Verwaltung in den letzten 100 Jahren in Mittel- und Osteuropa (Internationale rechtshistorische 
Konferenz Budapest, 12.–15. September 1977), bearb. von Kálmán Kovács, Bd. III (Budapest 1979) 
229–242, hier 240, an.

93	 MR. v. 12. 2. 1849/II, Ömr. II/1: Das Ministerium Schwarzenberg, 5. Dezember 1848–7. Jänner 1850, 
bearbeitet und eingeleitet von Thomas Kletečka (Wien 2002), Nr. 18.
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zuständig94. Die Forderungen der bürgerlich-liberalen Revolution galten dem Fürsten 
nicht als politische Axiome, sondern als Variable, die er vorübergehend in Kauf zu neh-
men hatte, um seine eigentlichen politischen Ziele zu erreichen – Überwindung der 
Revolution, Erhaltung und Stärkung des Reiches und der dynastischen Rechte, ohne 
dabei in die Fehler des vormärzlichen Systems zu verfallen. Bei der Auswahl seiner Mit-
arbeiter war für Schwarzenberg die fachliche Eignung und die Hoffnung ausschlagge-
bend, „daß sie sich bei näherer Bekanntschaft meinen Ideen fügen und meinen Weg 
gehen“95. Genau dies traf nun bei Bach zu.
Anders als bei den gemischten Bezirksämtern gab es hingegen in der Frage der Geschwo-
renengerichte keine Diskussion. Der § 29 der „Grundsätze für organische Einrichtungen“ 
(„Die Schwurgerichte sind zu beseitigen“) war unmißverständlich, und die Aufhebung 
dieser Gerichte wurde vom Ministerrat einstimmig beschlossen. Der vom Justizminister 
auf Grundlage des Ministerratsbeschlusses dem Kaiser überreichte Gesetzentwurf ging 
– wie üblich – zur Begutachtung an den Reichsrat. Eine Minorität dieses Gremiums 
monierte den Ausschluß der Öffentlichkeit bei den nun von Geschworenenrichtern 
anstelle von Geschworenen zu entscheidenden Verfahren. Kübeck schloß sich dieser 
Minorität an und der Monarch entschied im Sinne seines Reichsratspräsidenten96.
Anfang April teilte der Innenminister – nachdem er vorher den Reichsratspräsidenten 
informiert hatte97 − seinen Kollegen mit, daß er die im Ministerrat vom 2. Jänner 1852 
versprochenen Entwürfe über die neuen Organisationsformen der Verwaltung, des Ge-
meindewesen u. ä. bereits fertiggestellt habe98. Zur Beratung der „Organisierung im 
ganzen“ schlug Bach eine „gemischte Kommission aus Mitgliedern des Ministerrates und 
des Reichsrates“ vor, die ihre gemeinsam ausgearbeiteten Vorschläge – nach Beratungen 
im Minister- und Reichsrat – dem Monarchen zur Sanktion vorlegen sollten; diese Kom-
mission wäre auch „für die weitere Ausführung der Ah. Beschlüsse … beizubehalten“. 
Damit hatte Bach offiziell eine Idee ventiliert, die schließlich zur Errichtung der soge-
nannten Organisierungskommission führte99. Der Kaiser griff diese Idee auf, und nach-
dem auch Kübeck informiert worden war und seine „Sanktion“ dafür sowie für das 
Prozedere erteilt hatte, wurde Bach am 8. April angewiesen, einen „motivierten, bevor-
wortenden Vortrag behufs Einsetzung dieser Commission“ zu erstatten100. Der Innenmi-
nister beeilte sich, diesen Auftrag zu erfüllen: bereits am nächsten Tag legte er den ab-
verlangten Vortrag über die Einrichtung dieser Kommission – „einvernehmlich mit dem 

94	 Friedjung, Österreich von 1848 bis 1860, 1, 471 f. 
95	T homas Kletečka, Einleitung Ömr. II/1, XI, Anm. 10; zu Schwarzenbergs Zielen ebd. XI f., zu seiner 

Einstellung zum Konstitutionalismus Lippert, Schwarzenberg 368 ff. 
96	 Siehe dazu MR. v. 2. 1. 1852/IV.
97	 Walter, Nachlaß Kübeck 91, Tagebucheintragung v. 1. 4. 1852.
98	 MR. v. 2. 4. 1851/I.
99	 Die Idee, eine besondere Kommission einzusetzen, allerdings nur zur Bearbeitung der Justiz-Ordnungs-

Gesetze, war bereits Anfang 1852 vom Kaiser geäußert und von Kübeck mit einigen Vorbehalten gutgehei-
ßen worden, Vortrag Kübecks v. 2. 1. 1852, der Vortrag wurde nicht resolviert, Hhsta., RR., Präs. 
122/1852.

100	 Handschreiben an Bach v. 8. 4. 1852, zit. bei Friedjung, Österreich von 1848 bis 1860, 2/1, 182 
Anm. 1.
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Reichsratspräsidenten“, wie er betonte − mit einigen Details dem Kaiser vor101. Darin 
nannte er die vornehmlich zu beratenden Gegenstände wie die Entwürfe über die Be-
zirksämter, den Wirkungskreis der Kreisbehörden und der Statthaltereien, die Regelung 
des Gemeindewesens, die Stellung der Adelskorporationen und die Organisierung der 
Kollegial- und Oberlandesgerichte. Zudem schlug Bach vor, als Kommissionsmitglieder 
die Minister des Inneren, der Justiz und der Finanzen sowie die Reichsräte Krieg, Philipp 
Krauß, Purkhart und Salvotti zu berufen. Der Vortrag fand seine Erledigung in den 
genau nach den Vorschlägen Bachs formulierten Handschreiben vom 10. April 1852 an 
Kübeck, in dem diesem auch seine Bestellung zum Vorsitzenden der Organisierungskom-
mission mitgeteilt wurde, und an Bach, in dem der Innenminister beauftragt wurde, den 
Ministerrat von der Errichtung der Kommission zu unterrichten, und die Erlaubnis erteilt 
wurde, die Statthalter „zur Förderung der Organisierung“ einzuberufen102.
Die Errichtung der Organisierungskommission bildete den vorläufigen Höhepunkt und 
Abschluß in der fortlaufenden Degradierung des einstigen Ministerrates. Aus seiner 
Stellung als machtpolitisches Zentrum, einer Beschlüsse fassenden und auch ausführen-
den Versammlung verantwortlicher Minister war ein unverbindliches Diskussionsforum 
geworden103. Der letzte Rest an direkter Gestaltungsmöglichkeit des neuen Systems war 
durch die Schaffung der Organisierungskommission eliminiert worden. Denn der Kom-
mission allein stand es nun zu, Vorschläge in allen wichtigen Angelegenheiten der Neu-
gestaltung des Reiches an den Herrscher zu richten. Zwar waren diese Vorschläge gemein-
sam zwischen den Vertretern des Ministerrates bzw. der Ministerkonferenz und des 
Reichsrates zu beraten, doch waren die Minister in der Minorität und der bedeutende 
Posten des Vorsitzenden der Kommission war mit Kübeck besetzt. Man kann durchaus 
sagen, daß während der Phase der Umgestaltung des Staates im Sinne der Kübeckschen 
Vorstellungen entscheidende Regierungsfunktionen von der Organisierungskommission 
wahrgenommen wurden104. 
Es war allerdings Bach, der die Idee zur Errichtung der genannten Kommission als erster, 
und noch vor dem Ableben des Ministerpräsidenten, offiziell präsentierte, also jener 
Minister, der in engster Zusammenarbeit mit Schwarzenberg gegen die Entmachtung der 
Regierung, des Ministerrates, opponiert hatte. Der Tod des Ministerpräsidenten stellte 
zwar nicht einen Wendepunkt in der bisherigen kaiserlichen Politik dar, er markierte aber 
das Ende der Rücksichtnahme, die der Monarch gegenüber der Person und der Stellung 
des Ministerpräsidenten – und damit verbunden auch jener des Ministerrates – an den 
Tag gelegt hatte. Es war ja der Ministerpräsident Schwarzenberg, der sich zum Regie-
rungsantritt seinen Wunschkaiser Franz Joseph bestellt hatte105. Nun erst wurde aus dem 
Ministerrat eine Ministerkonferenz, der Titel des Ministerpräsidenten abgeschafft. Der 
körperliche Verfall Schwarzenbergs war seit dem Herbst 1851 allmählich immer deutli-

101	 Hhsta., Kab. Kanzlei, MRZ. 1074/1852.
102	E bd. Der Vortrag Bachs war mit eigenhändigem Schreiben des Kaisers an Kübeck mit dem Auftrag um 

dessen Gutachten weitergeleitet worden; Kübeck war noch am selben Tag diesem Auftrag nachgekommen, 
ebd., RR., Präs. 122/1852.

103	 Rumpler, Ömr. Einleitungsband 46 f.
104	 Vgl. Seiderer, Liberalismus und Neoabsolutismus 167.
105	 Vgl. Lippert, Schwarzenberg 187 f.
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cher zu beobachten gewesen und hatte seine Arbeitsleistung beträchtlich reduziert106. 
Bach war das nahende Ende seines Protektors zweifellos nicht entgangen. Zwar hatte der 
Innenminister versucht, eine eigene „Hausmacht“ aufzubauen, was ihm auch gelang – in 
Teilen der Hofkreise und der neuen Bürokratie, wie auch in der katholischen Kirche107, 
doch gegen die dominierende Stellung Kübecks und der mit ihm im Reichsrat vertrete-
nen alten Bürokratie vermochte er wenig auszurichten108. Unter diesen Voraussetzungen 
ist der Vorschlag Bachs, eine Kommission zur Ausarbeitung der neuen Organisations-
strukturen aufzustellen, als Versuch zu werten, das Recht des Reichsrates, als letzte Instanz 
diese wichtigen Angelegenheiten dem Kaiser zur Beschlußfassung vorzulegen, zu unter-
laufen und durch eine gemischte Kommission aus Reichsräten und Ministern in den 
Entscheidungsprozeß doch noch aktiv einzugreifen109.
Obwohl die politischen Verhältnisse durch die Silvesterpatente eine nachhaltige Verän-
derung erfuhren und der weitere Weg vorgezeichnet schien, war die Frage nach der 
persönlichen Stellung der einzelnen Akteure im zukünftigen Machtgefüge noch nicht 
geklärt. Das ging freilich über das Persönliche hinaus, da die jeweiligen Protagonisten für 
bestimmte ideologisch-politische Anschauungen standen und somit ihrem Wirkungsbe-
reich eine allgemeine Bedeutung zukam. Differenzen waren von Anfang an vorprogram-
miert. Als der Kaiser zum öffentlichen Beweis der Wertschätzung dem Reichsratspräsi-
denten das Großkreuz des St. Stephansordens verlieh, war dieser geradezu gerührt. Als 
er allerdings erfuhr, daß auch Schwarzenberg mit derselben Auszeichnung bedacht wor-
den war und Bach das Großkreuz des Leopoldordens erhalten hatte, war das „nun freilich 
kaltes Wasser in dem Becher der Rührung“110. Abgesehen von der persönlichen Krän-
kung, mußte der Reichsratspräsident erkennen, daß seine Opponenten sich nach wie vor 
einer gewissen (politischen) Gunst des Kaisers erfreuten. Und Bach war bestrebt, auch 
nach dem Ableben von Schwarzenberg und trotz seiner offenkundigen „Annäherung“ an 
Kübeck, seine Selbständigkeit als politische Größe zu wahren. Wie schon erwähnt, hatte 
der Innenminister gleichzeitig mit seiner Eingabe wegen Errichtung der Organisierungs-
kommission auch die kaiserliche Sanktion zur Einberufung der Statthalter zwecks Bera-
tung der neuen Organisation erlangt. Im diesbezüglichen Vortrag hatte Bach behauptet, 

106	 Siehe dazu die Bemerkungen der Fürstin Melanie Metternich v. 28. 1., 22. 2. und 3. 3. 1852, Aus Met-
ternichs nachgelassenen Papieren 8, hg. von Richard Metternich-Winneburg (Wien 1884) 119 ff.; 
vgl. Rudolf Kiszling, Fürst Felix zu Schwarzenberg. Der politische Lehrmeister Franz Josephs (Graz/
Köln 1952) 202 f., Friedjung, Österreich von 1848 bis 1860, 2/1, 162 f., und Lippert, Schwarzenberg 
401 f.

107	J osef Freiherr von Kalchberg, Mein politisches Glaubensbekenntnis in Gedenkblättern aus einer 
achtzigjährigen Pilgerfahrt (Leipzig 1881) 276; vgl. auch Friedjung, Österreich von 1848 bis 1860 
2/1, 179 f.

108	 Zur Dominanz der alten Bürokratie Waltraud Heindl, Probleme der Edition. In: Ömr. III/1, LIII ff. 
Kübeck selbst hielt nichts von der neuen Bürokratie, bezeichnete sie als die verderbteste Schicht der Gesell-
schaft, Schreiben an seine Tochter Lina Derchich v. 25. 9. 1851, Hhsta., Depot Kübeck, Fasz. Karl F. 
Kübeck an seine Kinder.

109	 Vgl. Waltraud Heindl, Einleitung, Ömr. III/5, Das Ministerium Buol-Schauenstein, 26. April 1856 
– 5. Februar 1857, bearbeitet und eingeleitet von Waltraud Heindl (Wien 1993) XXIII f.

110	 Walter, Nachlaß Kübeck 86, Tagebucheintragungen v. 3. und 4. 1. 1852. Offenbar war Kübeck tief 
gekränkt; er boykotierte den am selben Tag stattfindenden Ball bei Schwarzenberg, denn ich kann nicht 
feyern helfen, was ich nicht billigen kann, ebd.
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der vorgelegte Entwurf des entsprechenden Handschreibens wäre im Einvernehmen mit 
Kübeck verfaßt worden111. Das darf bezweifelt werden, denn der Reichsratspräsident 
zeigte sich von dieser Eigeninitiative des Innenministers nicht nur überrascht, sondern 
geradezu unangenehm berührt. Erst aus der Zeitung, so Kübeck, habe er von dieser „mit 
nicht geringem Aufsehen“ durchgeführten Maßnahme erfahren112. Eine parallel zur 
Organisierungskommission (unter seiner Leitung) bestehende zweite Beratungskommis-
sion (von Bach präsidiert) konnte und wollte er keinesfalls dulden, und ersuchte Franz 
Joseph nachdrücklich, „die nöthigen Befehle am geeigneten Orte zu geben, daß die 
einberufenen Statthalter in irgendeiner nicht kompromittierenden Form wieder auf ihre 
Posten zurückkehren“. Es bedurfte einer weiteren Urgenz, ehe der Kaiser dieser dringen-
den Bitte des Präsidenten des Reichsrates und der Organisierungskommission ent-
sprach113. Wie recht Kübeck von seinem Standpunkt aus mit dieser vehementen Reakti-
on gehabt hat, geht aus den Protokollen der Besprechungen des Innenministers mit den 
Statthaltern hervor: Bach hatte vor, neben der neuen Verwaltungsstruktur auch die Ver-
fassungsbestimmungen der Silvesterpatente mit allen Konsequenzen zu beraten und so 
die Länder aktiv in wichtige staatliche Entscheidungsprozesse einzubringen114.
Am 15. April 1852 fand die erste Sitzung der Organisierungskommission statt, die ein-
berufen worden war, um die Vorstellungen Kübecks von der politisch-administrativen 
Gestaltung des Reiches in ein endgültiges System umzuwandeln. Dem System sollte al-
lerdings in der Folge Bach seinen Namen geben.

Gesetze und Verwaltung

Neben der Aufhebung der Verfassung und den unmittelbar daraus folgenden Gesetzes-
änderungen beschäftigte sich der Ministerrat auch mit anderen Gesetzesvorhaben. Eini-
ge davon waren parallele Entwicklungen zu der mit den Augusterlässen eingeleiteten 
absolutistischen Wende, einige standen damit in keinem Zusammenhang.
Eines der größten Gesetzesprojekte war ein neues Strafgesetzbuch, das an die Stelle des 
„Strafgesetzbuches über Verbrechen und schwere Polizeiübertretungen“ vom 3. Septem-
ber 1803 treten sollte. Beratungen darüber hatten schon 1850 stattgefunden115. Von März 
bis Juni 1851 beschäftigte sich der Ministerrat intensiv mit dem Gesetzentwurf116. Der 
Ministerrat leitete das Resultat der Verhandlungen zur Begutachtung an den Reichsrat. 
Auf die Bitte Kübecks ernannte Franz Joseph für diese Aufgabe sechs zusätzliche, zeitliche 
Mitglieder des Reichsrates117. Die Verhandlungen zogen sich in die Länge. Erst im 

111	 Siehe Anm. 101.
112	 Die Presse v. 16., 17. und 18. 4. 1852 hatte über die Einberufung der Statthalter berichtet.
113	 Siehe dazu den nicht resolvierten Vortrag Kübecks v. 18. 4. 1852, Hhsta., RR., Präs. 122/1852, und 

Walter, Nachlaß Kübeck 92, die Tagebucheintragungen v. 16., 18. und 20. 4. 1852. Trotzdem wurden 
die Beratungen – wenngleich inhaltlich stark eingeschränkt – bis Anfang Mai 1852 fortgesetzt, Heindl, 
Einleitung, Ömr. III/5, XXIV.

114	 Zit. nach ebd. 
115	 MR. v. 3. 7. 1850/II, Ömr. II/3, Nr. 360, und MR. v. 24. 9. 1850/II, ebd., Nr. 399.
116	 Die Verhandlungen begannen in MR. v. 19. 3. 1851/XII, Ömr. II/4, Nr. 472, und endeten in MR. v. 4. 

6. 1851/IX. Insgesamt stand das Thema fünfzehnmal auf der Tagesordnung.
117	 MR. v. 18. 6. 1851/I.
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Februar 1852 waren sie so weit gediehen, daß Vertreter des Reichs- und des Ministerra-
tes gemeinsam die Schlußredaktion vornehmen konnten118. Über Vortrag Kübecks vom 
16. April 1852 sanktionierte Franz Joseph das neue Strafgesetz am 27. Mai 1852, am 
1. September 1852 trat es in Kraft119. Mit ihm wurde das alte Gesetz von 1803 im we-
sentlichen nur überarbeitet und neu gegliedert. Die Tatbestände des Hochverrats, der 
Majestätsbeleidigung, der Störung der öffentlichen Ruhe, schwere körperliche Beschädi-
gung und Ehrenbeleidigung wurden neu gefaßt, die 1848 schon abgeschaffte Prügelstra-
fe wurde wieder eingeführt120.
Gemeinsam mit dem Strafgesetz wurde dem Reichsrat im Juni 1851 eine Preßordnung 
übermittelt, die an die Stelle des Preßgesetzes vom 13. März 1849121 treten sollte. Da die 
Beratung im Reichsrat länger dauern würde, Bach aber restriktivere Bestimmungen na-
mentlich gegen die Zeitung „Slovan“ und ihren Redakteur Karl Havlíček forderte122, 
wurde mit kaiserlicher Verordnung vom 6. Juli 1851 ein Verwarnsystem eingeführt, das 
es der Regierung ermöglichte, inländische Zeitungen nach zweimaliger Ermahnung ein-
zustellen und ausländische jederzeit zu verbieten123. Die Preßordnung wurde im Reichs-
rat gemeinsam mit dem Strafgesetz beraten. Kübeck legte sie am 16. April 1852 Franz 
Joseph vor, der sie mit allerhöchster Entschließung vom 27. Mai 1852 billigte. Sie trat 
am 1. September 1852 in Kraft124. Mit ihr wurde die Pressefreiheit, die 1851 mit dem 
Verwarnsystem schon durchlöchert worden war und mit dem Silvesterpatent ihre recht-
liche Grundlage verloren hatte, beseitigt125.
Ein weiterer Beratungsgegenstand im Ministerrat war die rechtliche Stellung der Deutsch-
katholiken, einer freichristlichen und sozialkritischen Vereinigung. Sie war zwar keine 
anerkannte Religionsgemeinschaft126, ihre Anhänger durften daher ihre Religion nicht 
gemeinsam und öffentlich ausüben127; andererseits räumte § 1 des Patentes über die po-
litischen Rechte vom 4. März 1849 uneingeschränkt „die volle Glaubensfreiheit“ ein128. 
Die prinzipielle Frage, wie nicht anerkannte Religionsgemeinschaften zu behandeln seien, 

118	 Siehe dazu MR. v. 2. 2. 1852/I.
119	 Hhsta., RR., GA. 157 und 221 beide ex 1852. Das Strafgesetz wurde publiziert als Rgbl. Nr. 117/1852.
120	 Werner Ogris, Die Rechtsentwicklung Cisleithaniens 1848–1918. In: Adam Wandruszka / Peter 

Urbanitsch (Hg.), Die Habsburgermonarchie 1848–1918, Bd. II: Verwaltung und Rechtswesen 
(Wien 1975) 538–662, hier 565 f. Zur Prügelstrafe siehe Stefan Malfèr, Die Abschaffung der Prügel-
strafe in Österreich unter besonderer Berücksichtigung der Militärgrenze (= Zeitschrift der Savigny-
Stiftung für Rechtsgeschichte, Germanische Abteilung 102) 206–238. Zur Diskussion über den § 66 
wegen Beleidigung ausländischer Monarchen siehe MR. v. 24. 3. 1852/I.

121	 Rgbl. Nr. 161/1849.
122	 MR. v. 18. 6. 1851/II.
123	 Kaiserliches Patent v. 6. 7. 1851, Rgbl. Nr. 163/1851. Siehe dazu Thomas Olechowski, Die Entwick-

lung des Preßrechts in Österreich bis 1918 (Wien 2004) 344 ff.
124	 Kaiserliches Patent v. 27. 5. 1852, Rgbl. Nr. 122/1852.
125	 Olechowski, Preßrecht 445 f.
126	 MR. v. 5. 2. 1850/IV, Ömr. II/2: Das Ministerium Schwarzenberg, 8. Jänner 1850–30. April 1850, 

bearbeitet und eingeleitet von Thomas Kletečka und Anatol Schmied-Kowarzik (Wien 2005), Nr. 272.
127	 MR. v. 8. 6. 1850/IV, Ömr. II/3: Das Ministerium Schwarzenberg, 1. Mai 1850–30. September 1850, 

bearbeitet und eingeleitet von Thomas Kletečka und Anatol Schmied-Kowarzik unter Mitarbeit von 
Andreas Gottsmann (Wien 2006), Nr. 348. Siehe auch § 2 des Grundrechtspatentes v. 4. 3. 1849, Rgbl. 
Nr. 151/1849.

128	E bd.
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hatte die Regierung 1850 offen gelassen, weil, wie Bach festhielt, „diese Angelegenheit, 
welche nur durch ein Gesetz geregelt werden kann, keineswegs so dringend ist, um dem 
ordentlichen Wege der Legislation entzogen zu werden“129. Am 27. August 1851 brachte 
Bach die Problematik der Deutschkatholiken erneut im Ministerrat zur Sprache. Er gab 
die Devise aus, daß „eine nicht anerkannte Religionsgesellschaft keine Religionsgesellschaft 
ist“. Da sie auch nicht den Bestimmungen eines Vereines entsprächen, müßten die 
Deutschkatholiken als unrechtmäßig bestehender Verein betrachtet werden, und weil ein 
Verbot formal noch nicht ausgesprochen sei, müsse das nun nachgeholt werden130. Nach 
Anhörung des Reichsrates stimmte Franz Joseph am 16. November 1851 zu. Mit der 
Verordnung des Ministers des Inneren vom selben Tag wurde der „Verein“ der Deutsch-
katholiken – und anderer freichristlichen Vereinigungen – verboten131.
Schon bei der Beratung der Frage der Deutschkatholiken 1851 schlug Bach außerdem 
vor, „es schiene ihm angedeutet, das Vereinsgesetz vom März 1849 außer Wirksamkeit 
zu setzen und jenes vom Jahre 1843 wieder zu aktivieren und dasselbe für Ungarn, Kroa-
tien, Slawonien, Siebenbürgen, überhaupt für die Länder, für welche es damals nicht 
erlassen wurde, auszudehnen“132. Unabhängig von Bach benützte auch der Reichsrat das 
Thema der Deutschkatholiken, um eine Revision des Vereinsgesetzes vom März 1849 zu 
beantragen. Den Auftrag dazu erteilte Franz Joseph der Regierung am 16. November 
1851133. Zunächst standen aber dringlichere Angelegenheiten auf der Tagesordnung des 
Ministerrates, und das neue Vereinsgesetz kam erst Ende März 1852 erneut zur Spra-
che134. Am 26. November 1852 wurde es von Franz Joseph sanktioniert135. Die Grün-
dung politischer Vereine wurde untersagt (§ 3), die Bestimmungen hatten auch auf schon 
bestehende Vereine Anwendung zu finden (§ 28).
Zwischen August und November 1851 beschäftigte sich der Ministerrat mit einem Ge-
setz, das den Strafprozeß in Ungarn, Kroatien-Slawonien, Siebenbürgen, Galizien, der 
Bukowina, Dalmatien und im lombardisch-venetianischen Königreich an die Strafpro-
zeßordnung der anderen Länder136 angleichen sollte. In den oben aufgezählten Ländern 
gab es keine Geschworenengerichte, und sie sollten auch nicht eingeführt werden, daher 
konnte die Wirksamkeit der Strafprozeßordnung nicht einfach ausgedehnt werden. Am 
5. November 1851 hatte der Ministerrat das Gesetz bis § 216 beraten137. Danach wurde 
der Entwurf ad acta gelegt. Das Silvesterpatent warf seine Schatten voraus.

129	 MR. v. 24. 5. 1850/XIV, Ömr. II/3, Nr. 341.
130	 MR. v. 27. 8. 1851/X.
131	 Ah. E. auf Vortrag Bachs v. 7. 11. 1851, Hhsta., Kab. Kanzlei, MRZ. 3766/1851. Die Verordnung 

wurde publiziert als Rgbl. Nr. 246/1851.
132	 MR. v. 27. 8. 1851/X.
133	 Vortrag Kübecks v. 15. 11. 1851, Hhsta., RR., GA. 80/1851; Kabinettschreiben v. 16. 11. 1851, Hhsta., 

Kab. Kanzlei, MRZ. 3872/1851.
134	 MR. v. 24. 3. 1852/IX, MR. v. 29. 3. 1852/IV und MR. v. 31. 3. 1852/II sowie abschließend MK. v. 24. 

und 31. 7. 1852/I (Sammelprotokoll), Ömr. III/1, Nr. 33.
135	 Vortrag Bachs v. 10. 8. 1852, Hhsta., Kab. Kanzlei, MCZ. 2484/1852; publiziert als Rgbl. Nr. 

253/1852.
136	 Strafprozeßordnung v. 17. 1. 1850, Rgbl. Nr. 25/1850.
137	 Behandelt in MR. v. 19. 8. 1851/X, MR. v. 20. 10. 1851/VII, MR. v. 22. 10. 1851/III und MR. v. 5. 

11. 1851/IV.
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Am 2. Dezember 1851 erließ Franz Joseph an Thun die Weisung, „die österreichische 
bürgerliche Gesetzgebung in Ehensachen [sic!] für Katholiken in die nötige Übereinstim-
mung mit den Satzungen der katholischen Kirche zu bringen“138. Thun unterbreitete 
den entsprechenden Gesetzentwurf am 10. Mai 1852, dem mit kaiserlicher Entschlie-
ßung vom 14. September 1852 „vorläufig“ zugestimmt wurde139. Dieses Gesetz sollte 
Grundlage für Verhandlungen mit dem Vatikan sein, um ein Konkordat abzuschließen. 
Gleichzeitig betraute Franz Joseph den Erzbischof von Seckau, Othmar Ritter v. Rau-
scher, mit der Führung der Verhandlungen. Zur Ausarbeitung der Position Österreichs 
wurde ein Komitee unter dem Vorsitz Kübecks errichtet, dem die Minister Thun, Buol 
und Bach sowie Reichsrat Salvotti angehörten140. Damit begannen die Verhandlungen 
für das Konkordat, das am 18. August 1855 abgeschlossen werden sollte und das die 
Prädominanz der katholischen Kirche in Österreich wesentlich stärkte141.
Auch die Aufhebung des von Kaiser Ferdinand I. am 7. Mai 1848 ausgesprochenen 
Verbotes der Jesuiten142 bahnte sich in dem hier behandelten Zeitraum an. Diese Ent-
schließung war im lombardisch-venezianischen Königreich nicht publiziert worden. Dort 
war der Orden von der revolutionären Regierung verboten worden. Radetzky hatte die 
Besitzungen dem Orden in Venetien wieder zurückgestellt, nicht aber in der Lombardei. 
Im Ministerrat ging es um die Frage, ob der Orden auch in den italienischen Gebieten 
der Monarchie de jure zu existieren aufgehört habe143. Hintergrund der Behandlung war 
ein 1840 eingetretener Erbfall, in dem der Erblasser das Nutzeigentum seines unbeweg-
lichen Vermögens dem Jesuitenorden zur Errichtung von Bildungseinrichtungen hinter-
lassen hatte. Für den Fall, daß der Orden seinen Anforderungen nicht nachkommen 
könne, solle das Nutzeigentum an den König von Sardinien übergehen. Der Ministerrat 
stimmte dem Antrag Thuns zu, den Jesuitenorden im lombardisch-venezianischen Kö-
nigreich als bestehend anzusehen und ihm seine ehemaligen Güter zurückzugeben. Mit 
der Entschließung vom 15. März 1852 stimmte Franz Joseph nicht nur diesem Antrag 
zu, sondern erteilte außerdem den Auftrag: „Mein Minister für Kultus und Unterricht 
hat mir ferner über die Opportunität und die zweckmäßigste Art einer gänzlichen Auf-
hebung der oben berührten Ah. Entschließung vom 7. Mai 1848 seine Anträge zu 
unterlegen.“144 Am 23. Juni 1852 wurde dann die Aufhebung des Jesuitenordens in der 
gesamten Monarchie rückgängig gemacht145.

138	 Thun teilte diesen Auftrag in MR. v. 3. 12. 1851/II mit.
139	 Hhsta., Kab. Kanzlei, MCZ. 1478/1852.
140	 Die Handschreiben – außer für Salvotti − ebd.
141	 Zum Konkordat siehe Waltraud Heindl, Einleitung. In: Die Protokolle des österreichischen Minister-

rates 1848–1867 III/4: Das Ministerium Buol-Schauenstein, 23. Dezember 1854–12. April 1856, 
bearbeitet von Waltraud Heindl mit einem Vorwort von Helmut Rumpler (Wien 1987) XXV–
XXXII.

142	 Siehe dazu MR. v. 5. 5. 1848, Ömr. I: Die Ministerien des Revolutionsjahres 1848, 20. März 1848–21. 
November 1848, bearbeitet und eingeleitet von Thomas Kletečka (Wien 1996), Nr. 28.

143	 MR. v. 21. 1. 1852/IV, MR. v. 1. 3. 1852/III und MR. v. 17. 3. 1852/VIII.
144	 Vortrag Thuns v. 2. 2. 1852, Hhsta., Kab. Kanzlei, MRZ. 612/1852.
145	 Vortrag Thuns v. 19. 5. 1852, resolviert am 23. 6. 1852, ebd., MCZ. 1841/1852. Siehe dazu MK. v. 19. 

5. 1852/VI, Ömr. III/1, Nr. 12.
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Am 22. August 1851 forderte Schwarzenberg den Handelsminister Baumgartner auf, den 
neuen allgemeinen Zolltarif im Ministerrat zur Sprache zu bringen146. Vom 23. August 
bis zum 1. Oktober 1851 wurde er in 14 Sitzungen beraten. Den am 2. Oktober 1851 
erstatteten Vortrag Baumgartners leitete Franz Joseph an den Reichsrat weiter, der seinen 
Sitzungen den Handelsminister beizog147. Über den Vortrag Baumgartners entschied 
Franz Joseph am 6. November nach dem von Kübeck vorgeschlagenen Resolutionsent-
wurf. Damit wurde zwar der allgemeine Zolltarif festgestellt, der Wirksamkeitsbeginn 
aber offen gelassen, sodaß der Tarif noch nicht publiziert werden konnte. Baumgartner 
schlug daher vor, den Tarif zur allgemeinen Information zunächst nur über die Wiener 
Zeitung bekanntzumachen, womit er zwar veröffentlicht, aber nicht rechtswirksam ge-
wesen wäre. Philipp Krauß wandte dagegen ein, daß aus Interessen der Staatsfinanzen 
und der Handelsleute zunächst eine Kommission aus Vertretern des Handels- und des 
Finanzministeriums die Sache beraten solle148. In einer weiteren Sitzung149 prallten die 
unterschiedlichen Auffassungen von Philipp Krauß und Baumgartner aufeinander. Wäh-
rend sich Krauß dafür aussprach, den Zolltarif zu zwei Terminen in Kraft zu setzen – und 
zwar schnell für die Waren, deren Zoll herab-, und drei Monate später für die Waren, 
deren Tarif heraufgesetzt würde –, plädierte Baumgartner und mit ihm die Mehrheit des 
Ministerrates für den 1. Februar 1852, an dem der gesamte Tarif wirksam werden sollte. 
Der allgemeine Zolltarif konnte damit in der Ausgabe des Reichsgesetzblattes vom 
25. November 1851 publiziert werden150. Schließlich wies Philipp Krauß noch auf die 
Problematik hin, daß der Tarif nicht rechtzeitig in alle Landessprachen übersetzt werden 
könne151. Zu diesem Zweck sollte eine kaiserliche Verordnung bestimmen, daß der Ver-
trag auch dann verbindlich sein sollte, wenn er bis dahin nur in deutscher und in italie-
nischer Ausgabe erschienen sei. Mit der Ah. Entschließung vom 24. Dezember 1851 
stimmte Franz Joseph dem zwar zu, nur hatte das nicht durch eine kaiserliche, sondern 
durch eine Ministerialverordnung zu geschehen152. So wurde mit der Verordnung des 
Finanzministeriums vom 20. Jänner 1852 die kaiserliche Entschließung bekannt ge-
macht, „der neue Zolltarif habe ungeachtet des Zurückbleibens der Hinausgabe desselben 
in anderen Sprachen [außer der deutschen und der italienischen] mit dem 1. Februar 
1852 in dem ganzen Umfange des Zollgebietes in Wirksamkeit zu treten“153. Mit diesem 
Tarif wurde ein weiterer Schritt in Richtung Liberalisierung des Handels getan, auch 
wenn „die protektionistische Zollpolitik gegenüber dem Ausland […] weitgehend beibe-
halten“ wurde154.

146	 MR. v. 22. 8. 1851/XV.
147	 Siehe dazu MR. v. 11. 10. 1851/I, besonders Anm. 1.
148	 MR. v. 12. 11. 1851/II.
149	 MR. v. 17. 11. 1851/I.
150	 Rgbl. Nr. 244/1851.
151	 MR. v. 26. 11. 1851/II.
152	 Ah. Entschließung auf den Vortrag Philipp Krauß’ v. 17. 12. 1851, Hhsta., Kab. Kanzlei, MRZ. 

4246/1851.
153	 Rgbl. Nr. 23/1852.
154	J ohn Komlos, Die Habsburgermonarchie als Zollunion. Die Wirtschaftsentwicklung Österreich-Un-

garns im 19. Jahrhundert (Wien 1986) 25. Siehe auch Helmut Rumpler, Eine Chance für Mitteleuropa. 
Bürgerliche Emanzipation und Staatsverfall in der Habsburgermonarchie (Wien 1997) 327.
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Noch eine Vielzahl von wichtigen Gesetzen wurde im Zeitraum dieses Bandes vom Mi-
nisterrat beraten. Handels- und Verkehrsangelegenheiten betrafen das Seesanitätsregle-
ment155, die Eisenbahnbetriebsordnung156, der Handels- und Schiffahrtsvertrag mit Sar-
dinien157, die Dienstordnung für Beamte und Diener bei den der Generaldirektion der 
Kommunikationen untergeordneten Ämtern158 sowie die Aufhebung von Zollausschlüs-
sen beziehungsweise die Gebietsreduktion des Zollausschlusses von Triest zur Bekämp-
fung des Schmuggels159; im Bereich des Militärs waren es das Bequartierungsgesetz der 
Gendarmerie160, ein Gesetz, das die Zivilanstellungen für austretende Militärs regelte161, 
die Einbeziehung Dalmatiens und von Triest in die Rekrutierung162 sowie die Militärju-
risdiktionsnorm163. Das Straf- und Begnadigungsrecht der Zivil- und Militärgouverneu-
re während des Ausnahmezustandes wurde geregelt164.
Mehrmals wurde im Ministerrat über die Abberufung und Ernennung von Statthaltern 
und Gouverneuren in den Kronländern gesprochen, die schließlich vom Kaiser vorge-
nommen wurden. Am 29. April 1851 wurde, nach dem Ableben von Ludwig Freiherr v. 
Wohlgemut, Karl Fürst zu Schwarzenberg zum Zivil- und Militärgouverneur von Sie-
benbürgen ernannt165. Am 4. Juni 1851 wurde der Zivil- und Militärgouverneur von 
Wien, Ludwig Freiherr v. Welden, durch Johann Kempen Freiherr v. Fichtenstamm er-
setzt166. Am 16. August 1851 rückte Johann Graf v. Coronini-Cronberg an die Stelle des 
entlassenen Statthalters der serbischen Woiwodschaft und des Temescher Banats, Ferdi-
nand Freiherrn Mayerhofer v. Grünbühl167.
Die wichtigste personelle Veränderung – verbunden mit einer Verwaltungsumstrukturie-
rung – trat in Ungarn ein. Mit der Ernennung Erzherzog Albrechts zum Zivil- und 
Militärgouverneur am 12. September 1851168 wurden das Militärgouvernement (ein-
schließlich des Kommandos der dritten Armee) und die Statthalterei vereinigt. Die Wahl 
fiel auf Albrecht, „um“, wie Franz Joseph den Ministern mitteilte „die Oberste Leitung 
der Landesangelegenheiten in eine energische Hand zu legen“169. Ein weiterer Grund 
dürfte die Absicht gewesen sein, mit einem Erzherzog an der Spitze der Verwaltung das 
Ansehen der Habsburger in Ungarn zu stärken. Bei der Dotation Albrechts wurde be-
rücksichtigt, daß „er bemüßiget sein werde, ein großes Haus zu führen und Hospitalität 
zu üben“. Nur wurde aus „höheren politischen Rücksichten von der Einrechnung der 

155	 MR. v. 13. 8. 1851/V, MR. v. 3. 10. 1851/IX und MR. v. 6. 10. 1851/I.
156	 MR. v. 6. 8. 1851/IX, MR. v. 8. 8. 1851/V und MR. v. 11. 8. 1851/IX.
157	 MR. v. 8. 10. 1851/I und MR. v. 13. 10. 1851/II.
158	 MR. v. 31. 12. 1851/X und MR. v. 2. 1. 1852/VII.
159	 MR. v. 27. 2. 1852/III.
160	 MR. v. 7. 7. 1851/IV.
161	 MR. v. 11. 10. 1851/X, MR. v. 31. 10. 1851/IV und MR. v. 3. 11. 1851/II.
162	 MR. v. 31. 12. 1851/VII, MR. v. 5. 1. 1852/II und MR. v. 23. 1. 1852/IV.
163	 MR. v. 10. 11. 1851/II, MR. v. 21. 11. 1851/II, MR. v. 24. 11. 1851/III und MR. v. 23. 12. 1851/II.
164	 MR. v. 26. 9. 1851/III, MR. v. 15. 10. 1851/IV, MR. v. 24. 11. 1851/IV und MR. v. 26. 11. 1851/IV.
165	 Siehe MR. v. 30. 4. 1851/I, Ömr. II/4 Nr. 492.
166	 Siehe MR. v. 6. 6. 1851/II.
167	 Siehe MR. v. 19. 8. 1851/V.
168	 Siehe MR. v. 12. 9. 1851IV sowie MR. v. 13. 9. 1851/I.
169	 MR. v. 12. 9. 1851/IV.
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Einkünfte der ehemaligen Palatinalgüter in die Dotation des Herrn Erzherzogs Albrecht 
ganz Umgang genommen“170. Für Repräsentationszwecke bewilligte Franz Joseph schließ-
lich jährlich 184.000 fl., die – unter Einrechnung von Albrechts sonstigen Gebühren – bis 
300.000 fl. überschritten werden durften171. Es wurde also von Albrecht nicht nur eine 
„energische Hand“, sondern auch ein „großes Haus“ und „Hospitalität“, also die einem 
Erzherzog angemessene Hofhaltung erwartet, und er wurde dazu mit großzügigen Mit-
teln ausgestattet.

Finanzen

Die finanziellen Schwierigkeiten Österreichs hatten zwei Ursachen, die in enger Wech-
selwirkung standen. Es gab zum einen ein chronisches Haushaltsdefizit und zum anderen 
ein Währungsproblem.
Seit dem Vormärz überstiegen die Ausgaben Österreichs ständig dessen Einnahmen. Bis 
1848 wurde das Defizit regelmäßig durch Schulden bei der Oesterreichischen National-
bank gedeckt; es entstand somit ein ständig größer werdender Schuldenberg172. Dessen 
Anwachsen zu stoppen und ihn dann wieder abzutragen war die budgetäre Herausforde-
rung, vor der die Finanzverwaltung stand.
Bis 1848 stellten die Banknoten der Oesterreichischen Nationalbank – wie bei anderen 
Notenbankinstituten auch – keinen Geldwert an sich dar, sondern waren Schuldscheine, 
die gegen Münzgeld eingetauscht werden konnten. Nur die Münzen trugen ihren Wert 
durch ihr Edelmetall in sich. Banknoten zirkulierten im Handel „an Geldes Statt“. Nun 
hängt der Wert eines Schuldscheines nicht nur vom genannten Schuldbetrag ab, sondern 
auch von dem Vertrauen der Gläubiger in die Fähigkeit des Schuldners, die Schuld tat-
sächlich begleichen zu können. Solange dieses Vertrauen vorhanden ist, gibt es keinen 
Grund für den Gläubiger, den Schuldschein beim Schuldner einzulösen, weil für ihn der 
Schein denselben Wert hat, wie das entsprechende wirkliche Geld. Sobald aber Zweifel 
an der Rückzahlungsfähigkeit des Schuldners entstehen, wird jeder Besitzer von Schuld-
scheinen versuchen, diese Schulden so schnell wie möglich beim Schuldner einzutreiben. 
Wenn der Schuldner tatsächlich dazu nicht in der Lage ist, verlieren die Schuldscheine 
ihren Wert. Die Problematik besteht in der Wechselwirkung zwischen dem Vertrauen der 
Gläubiger und den realen Fähigkeiten der Rückzahlung durch den Schuldner. Wenn die 
Gläubiger z. B. wegen ihres Vertrauens die Schulden gar nicht zurückverlangen, so kann 
ein Schuldner trotz realer Rückzahlungsschwierigkeiten ungehindert weiterarbeiten.
Als sich der Staat bei der Nationalbank verschuldete, geschah dies durch die Hinausgabe 
zusätzlicher Banknoten, für die sie vom Staat Schuldscheine erhielt. Die realen Möglich-
keiten der Nationalbank, ihre Schuldscheine, „Banknoten“ genannt, in reales Geld ein-
zulösen – wozu sie statutengemäß verpflichtet war – hing nicht nur von ihren eigenen 
Silberreserven ab, sondern auch von der Fähigkeit des Staates, seine Schulden bei der 
Bank in Silber begleichen zu können. Weil der Staat dazu aber real nicht mehr in der 

170	 MR. v. 8. 10. 1851/II.
171	 Handschreiben an Albrecht v. 11. 10. 1851, Ka., MKSM. 8157/1851.
172	 Siehe dazu Kletečka Thomas, Einleitung Ömr. I, XXVIII ff. mit Literatur.
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Lage war, benötigten er und die Bank das Vertrauen der Banknotennutzer, damit sie 
diese eben nicht in größerer Menge in Silbergeld umzuwechseln verlangten. Der Staat 
benötigte das Vertrauen des Publikums in die Banknoten für seine eigene Finanzierung, 
und die Nationalbank benötigte das Vertrauen des Publikums in einen soliden Staats-
haushalt, damit ihre Banknoten im Handel weiterhin als Zahlungsmittel angenommen 
wurden. Da sich beides gegenseitig bedingte, waren die Bedürfnisse der österreichischen 
Staatsfinanzen und die der Nationalbank aufs innigste miteinander verzahnt. 1847/48 
wurde aber immer deutlicher, daß sowohl der Staatshaushalt seinen finanziellen Anfor-
derungen nicht gewachsen war, als auch – genau deswegen – die Banknoten keineswegs 
ausreichend mit Silberwerten gedeckt waren. Es drohte ein massenhafter Umtausch der 
Banknoten in Münzgeld.
Nur durch zwei Maßnahmen konnten ein Kollaps der Währung und der Staatsbankrott 
abgewendet werden: zum ersten wurde die Bank durch den Staat von der Verpflichtung 
entbunden, Banknoten in Silber einwechseln zu müssen173. Die Bank wurde also von der 
Rücknahme der von ihr ausgegeben Schuldscheine befreit. Damit verloren die Banknoten 
faktisch ihren Status als Schuldscheine, weil hinter ihnen nicht mehr der Wertmaßstab 
Silber stand. Anders formuliert, Banknoten zirkulierten im Tausch nicht mehr „an Gel-
des Statt“, sondern wurden unmittelbar zu Geld. Im Gegensatz zum Münzgeld, dessen 
Wert in seinem Metall lag, stand nun hinter dem Papiergeld kein realer Wert mehr, 
sondern nur mehr das reine Vertrauen der Menschen in die wirtschaftliche und finanzi-
elle Leistungsfähigkeit Österreichs. Faktisch waren also Münz- und Papiergeld zwei un-
terschiedliche Zahlungsmittel. Da die Aufhebung der Verpflichtung der Notenbank, 
Banknoten in Silber einwechseln zu müssen, ihre Ursache im fehlenden Vertrauen hatte, 
wäre der Kurs des Papierguldens ins Bodenlose gefallen. Um dieses abzuwenden, mußte 
neben der Aufhebung der Umwechslungsverpflichtung für Banknoten gleichzeitig ver-
ordnet werden, daß Papiergeld im Handel zum Nennwert anzunehmen sei; dem Papier-
gulden wurde also per Dekret der Wert des Silberguldens gegeben (der sogenannte 
Zwangskurs). Diese Maßnahmen waren nur als Provisorium gedacht, die es nach Sanie-
rung der Währung und zwar so bald als möglich wieder aufzuheben galt. Grundvoraus-
setzung dafür war, die Banknoten ausreichend mit Silber zu decken und die Staatsausga-
ben ihren normalen Geldbeschaffungsmöglichkeiten anzupassen, um die Sanierung der 
Währung nicht gleich wieder untergraben zu müssen.
Auch wenn der Zwangskurs und die verpflichtende Banknotenannahme zum Nennwert 
nur im Inland gelten konnten, wirkten diese Maßnahmen dennoch auch außerhalb 
Österreichs wertstabilisierend auf das Papiergeld, weil dem Geld solange ein bestimmter 
Wert garantiert war, so lange es zu keinem Bankrott des Staates oder der Notenbank kam. 
Der Wert des Papierguldens orientierte sich daher im Ausland am Wert des Silberguldens, 
modifiziert durch das Vertrauen in die finanzielle Leistungsfähigkeit Österreichs. Der 
Wert des Papiergeldes fiel so zwar nicht ins Bodenlose, doch gab es im Ausland ständig 
Kursschwankungen zwischen Münz- und Papiergeld, die desto größer zugunsten des 
Münzgeldes waren, je kritischer die österreichische Finanzsituation eingeschätzt wurde 

173	 Verordnung des Justiz- und des Finanzministers v. 21. 5. 1848, publiziert in Wiener Zeitung (M.) v. 22. 
5. 1848.
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– das sogenannte Silberagio. Aber auch innerhalb Österreichs gab es Stellen, an denen 
dieser Wertunterschied von zentraler Bedeutung war: die Börsen, besonders die Wiener 
Geldbörse. An den Börsen hatte der Zwangskurs keine Bedeutung, da hier die Preise von 
Aktien und von Kreditpapieren frei verhandelbar waren und sich daher rein nach der 
Einschätzung bestimmten. Wollte man die Börse nicht, mit verheerenden Folgen für den 
Kapitalmarkt, reglementierend ad absurdum führen, mußte man in Kauf nehmen, daß 
mit österreichischen Geldsorten gehandelt wurde, d. h. die Papierwährung selbst zum 
Objekt der Spekulation wurde.
Finanzminister Philipp Krauß sah eine seiner Aufgaben darin, Staatsfinanzen und Natio-
nalbank zu entflechten, also das bisherige System zu überwinden, in dem sich beide zwar 
stützten, sich jedoch auch gegenseitig in einen Kollaps mit hineinziehen mußten. Finan-
ziell war der Staat zwar nicht in der Lage, die Beziehung zur Notenbank aufzulösen, aber 
Krauß wollte eine zusätzliche Abhängigkeit durch erneute Geldaufnahmen verhindern174. 
Neue Schulden bei der Nationalbank umging er, indem er das 1848 und 1849 massiv 
angestiegene Budgetdefizit nicht durch weitere Anleihen bei der Bank, sondern durch 
die Herausgabe von eigenem staatlichen Papiergeld bezahlte, wie z. B. die sogenannten 
Kassenanweisungen oder die „Anweisungen auf die zukünftigen Landeseinkünfte Un-
garns“. So entstanden neben dem Papiergulden weitere Papiere, deren Wert über den 
Zwangskurs innerhalb Österreichs an den Silbergulden gekoppelt war. Je mehr staatliche 
Kreditpapiere im Umlauf waren, umso mehr Möglichkeiten gab es aber für die Spekula-
tion mit der Währung, indem die Kreditpapiere je nach Einschätzung ihrer jeweiligen 
Bonität unter oder über ihrem Nominalwert gehandelt wurden. Diese Gefahr für die 
Währung galt es zu beseitigen, deren Ursache Krauß natürlich in den ungeordneten Fi-
nanzverhältnissen des Staates sah. Wenn es gelang, das ständige und nach 1848 horrend 
angewachsene Defizit zu beseitigen, würde das Vertrauen in die Währung von alleine 
zurückkommen, und die Kursschwankungen würden damit aufhören. Danach erst kön-
ne an die Sanierung der Währung mit Aufhebung des Zwangskurses und Wiedereinfüh-
rung des freien Wechsels von Banknoten in Silber geschritten werden. Ohne Beseitigung 
des Defizits könne das Vertrauen in die Währung nicht zurückgewonnen werden, und 
die kostspieligen Maßnahmen wären vergeblich gewesen und müßten bald wieder zu-
rückgenommen werden. Das wäre für das Vertrauen noch schädlicher, als gar nichts zu 
unternehmen. Vor der Sanierung der Währung stand also die Sanierung des Staatshaus-
haltes. Von dieser Grundüberlegung geleitet, betrieb Krauß im September 1849 die 
Einrichtung einer Kommission „zur Erstattung von Vorschlägen über organische Einrich-
tungen für das Bankinstitut“ (kurz Bankkommission), da er nach dem Ende der militä-
rischen Auseinandersetzungen im Inneren auf einen Rückgang der Staatsausgaben hoff-
te175. Schnell stellte sich jedoch heraus, daß 1850 das Defizit beträchtlich bleiben würde. 
So machte er von den Vorschlägen der Bankkommission, die im März zusammengetreten 

174	 MR. v. 20. 6. 1849/IX, Ömr. II/1, Nr. 101. Durch Patent v. 28. 6. 1849, Rgbl. Nr. 296/1849, wurde 
die Herausgabe neuer Banknoten zur Deckung des Haushaltsdefizites untersagt.

175	 Siehe dazu Harm-Hinrich Brandt, Der österreichische Neoabsolutismus: Staatsfinanzen und Politik 
1848–1860 (Göttingen 1978) 2, 625 f.
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war und am 26. April 1850 ihren Schlußbericht vorgelegt hatte, keinen Gebrauch. In 
der Folge sah Krauß dem Verfall der Papierwährung nahezu tatenlos zu.
Krauß’ Ministerkollegen waren über diese Situation sehr beunruhigt, und Franz Joseph 
schaltete im November 1850 den ehemaligen Hofkammerpräsidenten Kübeck, der schon 
an dem Statut des neu zu errichtenden Reichsrates arbeitete, in die Finanz- und Wäh-
rungsproblematik ein. Kübecks Auffassungen über die Finanz- und Währungskrise waren 
konträr zu denen des Finanzministers. Nicht der unausgeglichene Staatshaushalt sei das 
Hauptproblem, sondern die vielen im Umlauf befindlichen Staatspapiere (die sogenannte 
Zettelwirtschaft). Diese müßten eingezogen und gegen Banknoten eingetauscht werden 
– womit die Verflechtung von Staatsfinanzen und Notenbank wieder verstärkt worden 
wäre. Das Budgetdefizit müsse zwar beseitigt werden, dies wäre aber weder der wichtigste, 
noch der erste Schritt. Man könne auch über einige Jahre mit einem Defizit leben und es 
über Anleihen decken176. Damit stand die Währungssanierung auf der Tagesordnung, und 
auch Krauß hatte sich mit ihr konkret zu befassen, obwohl die in seinen Augen notwen-
dige Grundbedingung geordneter Staatsfinanzen keineswegs zutraf.
Erst jetzt nahm Krauß die Vorschläge der Bankkommission vom April 1850 wieder auf 
und brachte die Angelegenheit im Ministerrat zur Sprache177. Krauß schlug in Anlehnung 
an den Kommissionsbericht vor, die im Umlauf befindlichen Münzscheine der National-
bank zu einem und zwei Gulden178 einzuziehen und als Reichsschatzscheine wieder 
herauszugeben, eine Anleihe in Höhe von 120 bis 150 Millionen Gulden zur Beschaffung 
von Silber zur Deckung des Papiergeldes aufzunehmen und das Maximum des Geldes 
mit Zwangskurs auf 400 Millionen Gulden zu beschränken, das je zur Hälfte dem Staat 
und der Notenbank zur Verfügung stehen sollte. Diesen Vorschlag leitete der Ministerrat 
an den Reichsrat zur Begutachtung weiter179. Der Reichsrat beantragte, mittels kaiserli-
chen Patents das Staatspapiergeld mit 200 Millionen, wenn notwendig mit 250 Millionen 
zu beschränken180. Doch wurde die aufzunehmende Anleihe nicht erwähnt. Dagegen 
wandte Krauß ein: „Erklärt also die Regierung jetzt schon und ohne daß über die weiters 
zu ergreifenden Maßnahmen ein Beschluß feststeht, daß sie Staatspapiergeld mit Zwangs-
kurs in keinem Fall über 200 Millionen vermehren werde, so bindet sie sich die Hände 
und bereitet sich große Verlegenheit, wenn bei dem Ausbleiben oder Fehlschlagen des 
Anleihens kein anderes Mittel zur Bedeckung des vermehrten Staatsaufwandes vorhanden 
ist. Nur, wenn zugleich die Aufnahme des Anleihens beschlossen wird, glaubt der Finanz-
minister die Einhaltung jener Grenzen für die Ausgaben der Staatsnoten zusichern zu 
können.“181

Krauß hob zwar gelegentlich hervor, die Differenzen zwischen ihm und Kübeck seien 
nur formal und letztlich unerheblich182, doch traf dies keineswegs zu. Während Krauß 
mit den von ihm vorgeschlagenen Maßnahmen die Verflechtung zwischen Staat und 

176	 Denkschrift Kübecks v. 20. 12. 1850, siehe dazu Brandt, Neoabsolutismus 2, 654 f.
177	 MR. v. 19. 4. 1851/II, Ömr. II/4, Nr. 487.
178	 Nicht zu verwechseln mit den staatlichen deutschen und ungarischen Münzscheinen im Wert einiger Kreuzer.
179	 Schreiben Schwarzenbergs an Kübeck v. 23. 4. 1851, Hhsta., RR., GA. 6/1851.
180	 MR. v. 11. 5. 1851/I, Ömr. II/4, Nr. 497.
181	E bd.
182	 MR. v. 10. 6. 1851/IV.
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Bank lösen und das Staatspapiergeld gleichberechtigt neben die Banknoten stellen woll-
te, versuchte Kübeck die Weichen in Richtung der Einziehung des Staatspapiergeldes zu 
stellen, womit der Staat bei Defiziten wieder auf die Nationalbank angewiesen gewesen 
wäre. So wollte Krauß nicht nur das Staats-, sondern auch das Bankpapiergeld auf je 200 
Millionen Gulden beschränken, Kübeck hingegen nur das des Staates. Krauß wollte die 
Münzscheine der Bank zu einem und zwei Gulden einziehen und als Staatspapiere her-
ausgegeben, während Kübeck diesen Punkt nicht erwähnte. Hingegen sah der Entwurf 
des Reichsrates die Verpflichtung vor, Vorschläge zur Einziehung des Staatspapiergeldes 
zu erarbeiten. Auch wenn damit die Auflegung einer Anleihe gemeint war, so zielte sie 
durch Kübecks Vorgehensweise ausschließlich auf die Einziehung des Staatspapiergeldes 
und nicht auf eine Sanierung der Währung gesamt. Das Patent vom 15. Mai 1851 trug 
Kübecks Vorstellungen vollauf Rechnung: nur das staatliche Papiergeld wurde mit 200 
Millionen Gulden beschränkt. Zugleich waren für die künftige Einziehung Anträge 
vorzulegen183. Andere von Krauß vorgeschlagene Maßnahmen wurden jedoch nicht er-
wähnt.
Als wichtigste Maßnahme schlug Krauß dann die Anleihe vor, die Franz Joseph am 24. 
Juni prinzipiell billigte184. Mitte Juli 1851 begann Krauß mit Bankhäusern über die 
Bedingungen zu verhandeln, unter denen sie die Anleihe unterstützen würden. Ende Juli 
lag zwar noch kein definitives Übereinkommen mit den Bankhäusern vor, dennoch sah 
Krauß die Zeit gekommen, „über die wesentlichsten Bedingungen, unter welchen die 
Subskription auszuschreiben wäre, einen Ministerratsbeschluß zu fassen und sich die Ah. 
Genehmigung ohne Verzug mittels au. Vortrages zu erbitten“185. Nach Feststellung der 
genauen Einzahlungs- und Provisionsmodalitäten wurde mit Erlaß des Finanzministeri-
ums vom 1. September 1851 für die Zeit zwischen dem 9. und 27. September die An-
leihe bis zu 85 Millionen Gulden ausgeschrieben186. Zwei Drittel der Einzahlungen 
waren der Einziehung des Staatspapiergeldes gewidmet, ein Drittel konnte für Staatsbe-
dürfnisse verwendet werden. Es wurden günstige Bedingungen gewährt, der Wertdiffe-
renz zwischen Papier- und Silbergulden wurde Rechnung getragen und die Anleihe in 
zwei Serien geteilt: eine in Silber – für das Ausland, um Silber nach Österreich zu ziehen 
– und eine in Papier. Obwohl nominell in Papier ca. 62 und in Silber 19 Millionen 
gezeichnet wurden, war das Resultat wenig befriedigend. Gerade die Zeichnung in Silber 
blieb hinter den Erwartungen zurück. Ein Teil der Zeichnungen waren interne Umschul-
dungsgeschäfte, andere wurden später nicht realisiert187, und eine Zeichnung der Ge-
meinde Wien von einer Million war letztlich der Kaufpreis, den das Ärar für den Kauf 
des Wiener Kriminalgerichtsgebäudes leistete188. Im März 1852 hielt Krauß’ Nachfolger 

183	 Rgbl. Nr. 118/1851.
184	 Vortrag des Ministerrates v. 18. 6. 1851, resolviert mit Ah. E. v. 24. 6. 1851, Hhsta., Kab. Kanzlei, MRZ. 

2087/1851. Siehe dazu auch MR. v. 18. 6. 1851/VIII.
185	 MR. v. 30. 7. 1851/VI. Der Vortrag Krauß’ v. 31. 7. 1851 wurde mit einigen Änderungen Kübecks mit 

Ah. E. v. 2. 8. 1851 resolviert, Fa., FM., GP. 5769/1851.
186	 Rgbl. Nr. 202/1851.
187	 Brandt, Neoabsolutismus 2, 663 f.
188	 MR. v. 17. 9. 1851/I.
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Baumgartner fest, daß 25 Millionen der Staatsanleihe noch nicht untergebracht seien189. 
Mit dem Erlös der Anleihe konnte das Staatspapiergeld auf 175 Millionen Gulden redu-
ziert werden, und es konnten die im Umlauf befindlichen deutschen und ungarischen 
Münzscheine im Gesamtwert von 18 Millionen eingezogen werden190.
Nachdem die schlechten Ergebnisse der 1851er-Anleihe vorlagen und Krauß auch ein 
ganz beträchtliches Staatsdefizit im Budget für 1852 vor Augen hatte, sah er die Mög-
lichkeiten der Finanzverwaltung zur Stabilisierung der Währung ausgeschöpft. Ende 
Oktober 1851 war für ihn „der Zeitpunkt gekommen, wo auch von Seite der Bank etwas 
getan werden sollte, um zur Verbesserung der Valutaverhältnisse zu wirken“191. Anders 
als zuvor handelte es sich nicht um Maßnahmen, die die Währung sanieren sollten, 
sondern sie richteten sich einerseits gegen Währungsspekulationen, andererseits sollten 
mit ihnen Stockungen im Wirtschaftsleben verhindert werden. Die Bank sollte die Gren-
ze festlegen, bis zu der sie Wechseleskompte und Darlehen vergebe, und das Finanzmi-
nisterium hatte das Kreditmaximum für einzelne größere Handelshäuser zu bestimmen. 
Damit wollte man verhindern, daß wenige Bankinstitute das Kreditvolumen der Noten-
bank zu günstigen Zinsen ausschöpften, um es zu wesentlich höheren Zinsen weiterzu-
verleihen. Dies hatte in der Vergangenheit dazu geführt, daß Kredite wegen der Zinshö-
he nicht von Wirtschaftsbetrieben, sondern von Spekulanten genutzt wurden, die schnell 
größere Gewinne erwirtschaften konnten192. Zudem sollte der Nationalbank untersagt 
werden, Wechselbriefe anzunehmen, die auf Scheingeschäften für Währungsspekulatio-
nen beruhten. Um kleineren Gewerbetreibenden die Kreditaufnahme zu erleichtern, wäre 
eine staatliche außerordentliche Kreditkasse zu errichten. Zwar bestehe für diese Aufgabe 
schon das „Filialeskomptekomité für Wien und Niederösterreich“ der Nationalbank, 
doch, so meinte Krauß, „daß es bei dem Umstande wo die Bank kein besonderes Inter-
esse hat, die gedachte Anstalt prosperieren zu sehen, zweckmäßig wäre, auch von Seite 
des Staates auf Unterstützung der kleinen Gewerbsleute einzuwirken“193. Diese Kasse 
sollte außerdem Kredite in Silber für Auslandsgeschäfte bereitstellen. Um schließlich an 
das dadurch benötigte Edelmetall zu kommen, sollten mit 5 % verzinsliche in Silber 
zahlbare Hypothekaranweisungen herausgegeben werden. Nach einigen Diskussionen im 
Ministerrat wurden diese Vorschläge angenommen194, und Krauß legte mit Vortrag vom 
25. November 1851 den Entwurf einer kaiserlichen Verordnung vor195. Im Gutachten 
des Reichsrates wurden zwar nicht die Maßnahmen, aber die Publikation in Form einer 
kaiserlichen Verordnung abgelehnt. Die Bestimmung der von der Nationalbank bereit-
gestellten Gesamtsumme für Eskompte- und Darlehensgeschäfte sei schon im Reglement 
und im Statut der Bank festgehalten. Auch für die Fixierung von Maximalkreditsummen 
einzelner Handelshäuser und für Bestimmungen, welche Wechselbriefe von der Natio-

189	 MR. v. 15. 3. 1852/I.
190	 Ebd.
191	 MR. v. 29. 10. 1851/VI.
192	 Im Fall der für die Oesterreichische Nationalbank tätigen Discontokasse in Brünn siehe MR. v. 7. 11. 

1851/V.
193	 MR. v. 17. 11. 1851/II.
194	 MR. v. 19. 11. 1851/II.
195	 Fa., FM., GP. 6095/1851.
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nalbank in Zahlung genommen werden dürften, brauche das Finanzministerium keine 
spezielle Ermächtigung, sondern könne diese von sich aus in die Wege leiten. Eine eige-
ne außerordentliche staatliche Kreditkasse für kleinere Gewerbeleute sei hingegen nicht 
erforderlich, weil es für genau diesen Zweck schon eine Kasse der Nationalbank gäbe, 
deren Kreditvergabe kontrolliert werden könne196. Damit entfiel die Notwendigkeit der 
Hypothekaranweisungen in Silber. Franz Joseph erledigte Krauß’ Vortrag jedoch gar 
nicht, sondern ließ ihn 1853 ohne Entschließung an das Finanzministerium zurücklei-
ten.
Mit dem Mißerfolg der Anleihe trat letztlich der Fall ein, vor dem Krauß im Mai 1851 
gewarnt hatte: der Staat hatte sich mit der Verpflichtung, sein Papiergeld nicht über 200 
Millionen zu vermehren, und mit dem Verbot, die Ausgaben über Papiergeldemissionen 
der Nationalbank zu decken, bei der Staatsfinanzierung die Hände in der Defizitdeckung 
gebunden. Am 7. November 1851 wies Franz Joseph die Regierung an, unverzüglich den 
Voranschlag für das Budgetjahr 1852 vorzulegen, das mit 1. November schon begonnen 
hatte197. Daß dies nicht schon geschehen sei, rechtfertigte Krauß damit, daß er den 
Voranschlag zwar schon aufgestellt habe, er jedoch mit ihm bei einem Defizit von 70 
Millionen „nicht hervortreten“ könne198. Der Voranschlag wurde erneut beraten. Ende 
November fanden zunächst getrennte Komiteeberatungen des Finanzministeriums mit 
den einzelnen Ministerien und mit dem Obersthofmeisteramt statt, danach wurde der 
Voranschlag im Ministerrat besprochen199. Es gelang, das Defizit – auch durch Herauf-
setzung einzelner Einnahmeposten – auf ca. 50 Millionen zu drücken. Krauß war aber 
nicht zufrieden und führte aus, weil zur Deckung des Defizits lediglich 30 Millionen 
durch vollständiges Ausschöpfen des Staatspapiergeldes und durch Verwendung von ei-
nem Drittel der Anleihe aufgebracht werden könnten, „so ergibt sich die unbedingte 
Notwendigkeit, den ausgewiesenen Betrag [also das Defizit] auf den den vorhandenen 
außerordentlichen Hilfsmitteln möglichst nahe kommenden Betrag, d. i. auf nicht viel 
über 30 Millionen herabzudrücken“200. Trotzdem legte er den Voranschlag mit einem 
Defizit von 50 Millionen Gulden vor, den Franz Joseph an den Reichsrat weiterleitete201. 
Dieser verhandelte erneut – aber vergeblich – mit den beigezogenen Ministern über 
mögliche Ausgabereduktionen ihrer Ressorts. Dem von Kübeck vorgelegten Budgetent-
wurf standen den Ausgaben von 279,5 Millionen nur 227 Millionen Gulden Einnahmen 
gegenüber. Lediglich die Errichtung einer Kommission zur Reduktion der laufenden 
Militärausgaben wurde vorgeschlagen. Franz Joseph billigte am 29. Februar 1852 das 

196	 Hhsta., RR., GA. 93/1851 und GA. 183/1853.
197	 Handschreiben an Schwarzenberg v. 7. 11. 1851, Hhsta., Kab. Kanzlei, MRZ. 3745/1851.
198	 MR. v. 7. 11. 1851/I.
199	 Die einzelnen Komiteeberatungen in Fa., FM., Präs. 18251/1851, die Behandlung im Ministerrat MR. v. 

29. 11. 1851/III, MR. v. 3. 12. 1851/III, MR. v. 4. 12. 1851/I, MR. v. 5. 12. 1851/I sowie MR. v. 13. 
12. 1851/I.

200	 MR. v. 13. 12. 1851/I.
201	 Vortrag Krauß’ v. 15. 12. 1851, Hhsta., Kab. Kanzlei, MRZ. 4292/1851. Nachdem Krauß am 27. 

Dezember 1851 als Finanzminister entlassen und zum Mitglied des Reichsrates ernannt worden war, wur-
de ihm hier die Begutachtung seines eigenen Voranschlages zugewiesen.
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Budget und die Kommission202. Die von der Kommission vorgeschlagenen Einsparungs-
möglichkeiten beim Militär waren allerdings unbedeutend203.
Das Budget war kaum beschlossen, als Baumgartner schon die Probleme der Deckung 
des Defizits im Ministerrat vortrug204. Das Defizit betrage, nachdem ein Drittel des 
Budgetjahres bereits verflossen sei, immer noch 35 Millionen Gulden. Das Staatspapier-
geld sei inzwischen bis zum Maximum ausgeschöpft. Ungefähr zehn Millionen der An-
leihe konnten zur Deckung des Defizits verwendet werden. Zudem wären immer noch 
25 Millionen dieser Anleihe nicht untergebracht, für die Baumgartner im Ausland 20 
Millionen zu erhalten glaubte. Durch Ausschöpfung nicht ausgegebener Obligationen 
früherer Anleihen (wie die lombardisch-venezianischen Monte-Obligationen und eine 
Anleihe aus dem Jahr 1847), schließlich durch den Verkauf von Obligationen „auf un-
aufsichtigem Wege“205 durch die Depositenkasse könnte er nochmals weitere 13,5 Mil-
lionen beschaffen, so daß rund 43 Millionen Gulden aufgebracht werden könnten, um 
das Defizit zu decken, das „sich aber in der Tat höher stellen“ würde206.
In den beiden Zentralproblemen der Finanzverwaltung „Haushaltslage“ und „Währungs-
situation“ war Österreich im Jahr 1851 keinen Schritt weiter gekommen. Das Budget 
für das Jahr 1852 wies ein Defizit von 52 Millionen Gulden aus. Nach Kassenschluß 
waren es dann 72 Millionen207. Zur Stabilisierung der Währung wurden zwar einige 
Anstrengungen unternommen, wie die Beschränkung des Staatspapiergeldes mit 200 
Millionen Gulden oder die Anleihe zur Einziehung des Staatspapiergeldes. Diese Maß-
nahmen konnten aber wegen des Defizits ihr Ziel nicht erreichen. Die Beschränkung des 
Staatspapiergeldes sollte eigentlich das Vertrauen in die Währung erhöhen. Dies hätte 
aber nur gelingen können, wenn die Finanzverwaltung mit dieser Summe ohne größere 
Zusatzmaßnahmen ausgekommen wäre. 1852 konnte das Defizit neben der Ausschöp-
fung des gesamten Staatsgeldmaximums nur durch Notmaßnahmen halbwegs gedeckt 
werden. Österreich kam mit der Beschränkung des Staatspapiergeldes auf 200 Millionen 
keineswegs dauerhaft aus. Diese Maßnahme trug nur zu weiteren Schwierigkeiten für die 
Finanzverwaltung bei, konnte aber das Vertrauen in die Währung nicht steigern.
Eine zweite Maßnahme sollte der Beginn der Einziehung des Staatspapiergeldes sein. Zu 
diesem Zweck war 1851 die Anleihe aufgelegt worden. Sie wurde nur gering gezeichnet 
und verfehlte auch sonst ihren Zweck, da sie nicht zur tatsächlichen Reduktion der rund 
175 Millionen im Umlauf befindlichen Staatspapiere verwendet wurde. Es wurden zwar 
25 Millionen diesem Zweck gewidmet, vorher aber der Umlauf der Staatspapiere um 25 
Millionen erhöht. Es wurde also letztlich nur das eingezogen, was für das Defizit zuvor 
noch ausgegeben worden war. Die Anleihe 1851 war fast vollständig in die Defizitdec-
kung geflossen.

202	 Siehe dazu MR. v. 2. 1. 1852/I und MR. v. 5. 3. 1852/I.
203	 Vortrag Csorichs v. 7. 4. 1852, resolviert mit Handschreiben v. 8. 5. 1852, Ka., MKSM. 2043/1852.
204	 MR. v. 15. 3. 1852/I.
205	 Ebd.
206	 MK. v. 17. 4. 1852/II, Ömr. III/1, Nr. 3.
207	 Brandt, Neoabsolutismus 2, 670.
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In der Ministerkonferenz vom 17. April 1852 legte Baumgartner ein neues großangeleg-
tes Programm zur Wiederherstellung der Währung vor208, wodurch das Defizit der 
nächsten fünf Jahre, die Schulden bei der Nationalbank und das restliche Staatspapiergeld 
in einer geschätzten Gesamthöhe von 400 Millionen Gulden bis 1857 getilgt werden 
sollte, aber die Zinslast sich von 58 auf 79 Millionen erhöhen würde. Auch dieser Plan 
scheiterte am Budgetdefizit. Auch in den folgenden Jahren besserten sich die österreichi-
sche Haushaltslage und die Währungssituation nicht, und wegen der Beschränkung des 
Staatspapiergeldes waren dem politischen Handlungsspielraum enge Grenzen gesetzt. Mit 
dem Nationalanlehen von 1854 wurde ein erneuter Versuch unternommen, diese drei 
Problembereiche zu beheben209.
Mitunter enthalten die Protokolle und die dazu gehörenden Akten Gegenstände und 
Bemerkungen, die zwar in einem gewissen Mißverhältnis zur Schwere der Probleme 
standen, die aber Aufschlüsse über die Denkweisen von Vertretern der hohen Bürokratie 
geben. Am 26. Jänner 1852 trug Baumgartner im Ministerrat seine Überlegung vor, die 
Umschrift der neu zu prägenden Münzen abzuändern, um die Einheit des Reiches besser 
zum Ausdruck zu bringen210. Statt des kleinen Titels sollte „Franciscus Josephus I. Au-
striae Imperator etc.“ gewählt werden. Im Reichsrat wurde Baumgartners Vorgänger 
Philipp Krauß mit dem Gutachten betraut. Er, wie der Reichsrat und sein Präsident 
stimmten jedoch Baumgartners Vortrag nicht zu, und die Umschrift blieb unverändert211. 
Der Finanzminister brachte im selben Vortrag noch einen weiteren Vorschlag ins Ge-
spräch. Er meinte, „daß die auszuprägenden Münzen, bis zu einer bestimmten Anzahl, 
mit dem ersten Regierungsjahre Euerer Majestät zu bezeichnen wären, um nicht die 
Numismatik mit der Geschichte in Widerspruch zu bringen“212. Dieses Vorhaben bewog 
Krauß, in seinem Gutachten die Auffassung Baumgartners von Geschichte einer längeren 
Kritik zu unterziehen. Zunächst hielt er fest: „Bisher wurden die Münzen mit dem Bild-
nisse Seiner Majestät nicht geprägt, weil der gegenwärtige Zustand des Geldumlaufes es 
nicht angemessen erscheinen ließ, Münzen prägen zu lassen, die sogleich nach der Ver-
ausgabung wieder aus dem Verkehre gezogen und vergraben oder eingeschmolzen worden 
wären“. Die beantragte Rückdatierung der Münzen würde jedoch „geradezu das Gegen-
teil dessen, was das Ministerium bezweckt, hervorbringen. Das letztere wünscht nämlich, 
daß die Numismatik mit der Geschichte nicht in Widerspruch gerate. Da aber die Mün-
zen nicht mit dem Jahre des Regierungsantrittes, sondern mit jenem der Ausprägung 
bezeichnet zu werden pflegen, und da es eine geschichtliche Wahrheit ist, daß vom Jah-
re 1848 bis 1852 keine Silbermünzen mit dem Bildnisse Seiner jetzt regierenden Majestät 
geprägt und ausgegeben worden sind, so würden die Münzen, die mit dem Jahre 1848, 
1849, 1850 und 1851 bezeichnet werden sollten, eben mit dieser Tatsache der Geschich-

208	 MK. v. 17. 4. 1852/II, Ömr. III/1, Nr. 3.
209	 Georg Christoph Berger Waldenegg, Mit vereinten Kräften. Zum Verhältnis von Herrschaftspraxis 

und Systemkonsolidierung im Neoabsolutismus am Beispiel der Nationalanleihe von 1854 (= Veröffent-
lichungen der Kommission für neuere Geschichte Österreichs 94, Wien/Köln/Weimar 2002) 62 f.

210	 MR. v. 26. 1. 1852/I.
211	 Vortrag Baumgartners v. 26. 1. 1852, resolviert mit Ah. E. v. 10. 2. 1852, Hhsta., Kab. Kanzlei, MRZ. 

288/1852, im Reichsrat ebd., RR., GA. 52 und GA. 71, beide ex 1852.
212	 Vortrag Baumgartners v. 26. 1. 1852, Hhsta., Kab. Kanzlei, MRZ. 288/1852.
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te nicht in Übereinstimmung stehen“213. In diesem Sinne entschied Franz Joseph über 
Baumgartners Antrag, daß „die Jahreszahl der wirklich erfolgten Ausprägung aufzusetzen“ 
sei214. Diese unterschiedlichen Auffassungen von Geschichte bewirkten daher, daß die 
1852 hergestellten „nicht für den Umlauf bestimmten“ Linkskopftaler und -gulden mit 
den Jahreszahlen 1848 bis 1851 „heute zu den größten numismatischen Seltenheiten“ 
gehören215.

Ministerwechsel

Das Jahr 1851 brachte tiefgreifende politische Veränderungen, angefangen mit der Kre-
ierung des Reichsrates über die Augusterlässe bis zur Aufhebung der oktroyierten Verfas-
sung von 1849. Der Wandel der machtpolitischen Struktur zog zwangsläufig auch per-
sonalpolitische Entscheidungen nach sich. Als erster hatte Anton Ritter von Schmerling 
die Konsequenzen gezogen und schon Anfang des Jahres seinen Ministerposten geräumt; 
ihm war nach einigen Monaten Karl Ludwig Freiherr von Bruck gefolgt216. Beide wurden 
dem liberalen Flügel der Regierung Schwarzenberg zugerechnet, was im Falle Schmerlings 
durchaus richtig war; bei Bruck stimmte diese Zuordnung nur hinsichtlich seiner han-
delspolitischen Ansichten. Als drittes Opfer der veränderten politischen Verhältnisse kam 
nun der Finanzminister an die Reihe.
Die Entwicklung zur Enthebung Philipp Krauß’ von seinem Posten ist schon allein 
deswegen bemerkenswert, weil sie ein Paradebeispiel des politischen Intrigenspiels dar-
stellt. Der Finanzminister, der als einziger Regierungsvertreter während der stürmischen 
Oktobertage von 1848 in Wien verblieben war, hatte auch ansonsten Mut bewiesen und 
sich nicht gescheut, gegebenenfalls sogar gegen die allerhöchsten Wünsche aufzutreten 
– um sich dann allerdings doch dem Willen des Monarchen zu unterwerfen217. In der 
Auseinandersetzung um die Augusterlässe von 1851 war er der entschiedenste Gegner 
der darin enthaltenen Maßnahmen und bot, nachdem er sich nicht durchsetzen hatte 
können, konsequenterweise seinen Rücktritt an218. Diesen Entschluß nahm er offenbar 
aus Rücksicht auf die gerade anlaufende Staatsanleihe und mit Bedacht auf die Staatsrä-
son im allgemeinen erst nach gut einer Woche zurück219. Erwähnenswert ist, daß die 
Haltung von Philipp Krauß beim Kaiser offenbar Eindruck hinterlassen hat220. Die 
momentanen Turbulenzen wurden vom latenten Konflikt zwischen Philipp Krauß und 
Kübeck begleitet, nämlich von der Frage, wie die österreichische Finanzmisere in den 

213	 Gutachten Krauß’ v. 7. 2. 1852, ebd., RR., GA. 71/1852.
214	 Ah. Entschließung zum Vortrag Baumgartners v. 26. 1. 1852, ebd., Kab. Kanzlei, MRZ. 288/1852.
215	 Günther Probszt, Österreichische Münz- und Geldgeschichte, Bd. 2 (Wien/Köln/Weimar 31994) 

537.
216	 Siehe dazu Kletečka, Einleitung Ömr. II/4, XXXIV–XXXVIII.
217	 So hatte er beispielsweise ebenso beharrlich wie vergeblich gegen die Meinung seiner Ministerkollegen und 

des Kaisers versucht, die ärarischen Forderungen an den ehemaligen Haus-, Hof- und Staatskanzler Clemens 
Wenzel Lothar Fürst v. Metternich-Winneburg aus dessen Amtszeit durchzusetzen, siehe dazu zuletzt MR. 
v. 12. 11. 1850/II, Ömr. II/4, Nr. 418. 

218	 Siehe dazu MR. v. 17. 8. 1851/I.
219	 Siehe dazu Kübeck, Tagebücher 2/1, 58 f., Eintragungen v. 19., 21. und 27. 8. 1851.
220	E bd. 59, Eintragung Kübecks v. 21. 8. 1851: Krauß scheint den Kaiser gerührt zu haben.
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Griff zu bekommen war. Während der Finanzminister das Hauptübel im überbordenden 
Staatsdefizit erblickte, hielt der Reichsratspräsident die Instabilität der Valuta für die 
größte Gefahr. Da Kübeck bei weitem das größere politische Gewicht besaß, konnte er 
seine Vorstellungen durchsetzen – die eben erwähnte Staatsanleihe diente daher primär 
der Abschöpfung des zirkulierenden Geldes, also der Stabilisierung der Währung, wobei 
eine Ausweitung des Staatsdefizits in Kauf zu nehmen war. Die Anleihe entwickelte sich 
zu einem veritablen Mißerfolg. Trotzdem (oder gerade deswegen, weil ja der Zweck der 
Anleihe nicht seinen Ideen entsprach) verblieb der Finanzminister auf seinem Posten. 
Nicht nur das, er nahm seinen „Kampf“ gegen die Oesterreichische Nationalbank wieder 
auf. Er forderte von ihr restriktive Maßnahmen zur Eindämmung der Spekulation und 
eine Aufstockung des Bankkapitals. Zudem aktualisierte er sein altes Vorhaben zur Er-
richtung einer außerordentlichen Kreditkasse, um die Valutaspekulation nach Möglich-
keit zu unterbinden. All diese Vorhaben richteten sich gegen die Interessen der Natio-
nalbank, und ihre Reaktion fiel auch dementsprechend aus221. Das wiederum veranlaßte 
den Finanzminister, eine härtere Gangart einzuschalten. Er forderte weitere einschnei-
dende Maßnahmen gegen die Spekulation, die ein weitreichendes Kontrollrecht des 
Staates gegenüber der Finanzwelt beinhalteten222. Das Treiben an der Wiener Börse – 
Spekulationsgeschäfte, die sich äußerst nachteilig auf die Valutaverhältnisse auswirkten 
– hatten die Stellung Philipp Krauß’ zunehmend untergraben. Bereits gegen Ende Ok-
tober 1851 hatte sich Kübeck abträglich über die Fähigkeiten des Finanzministers geäu-
ßert223 und Schwarzenberg Mitte November konkrete Überlegungen zu dessen Ablöse 
angestellt224. Auch der durch die Börsenspekulation ernsthaft beunruhigte Kaiser verlor 
zusehends das Vertrauen in seinen Finanzminister225. Der um seinen Rat gefragte Reichs-
ratspräsident hielt einen „Wechsel des Kutschers“ für empfehlenswert, allerdings erst 
dann, wenn die Zeit gekommen war226. Diesen vorsichtigen Kurs behielt Kübeck auch 
in seinem Vortrag über „den beunruhigenden Zustand unserer Geldverhältnisse“ bei, den 
er auf kaiserlichen Befehl erstatten mußte. Er kritisierte darin zwar die von Philipp Krauß 
ergriffenen Maßnahmen als eher die Symptome denn die Ursachen bekämpfend, enthielt 
sich aber eigener konkreter Vorschläge zur Meisterung der Krise, indem er mangelhafte 
Detailkenntnisse dieser Maßnahmen vorgab. Statt dessen empfahl er, vom Finanzminister 
einen Bericht über die getroffenen oder noch einzuleitenden Maßregeln abzuverlangen227. 
Franz Joseph folgte dieser Empfehlung, und Philipp Krauß legte zwei Wochen später den 
abverlangten Vortrag mit dem schon oben erwähnten Maßnahmenkatalog vor228. Bevor 
der Reichsrat, an den der Vortrag wie üblich zur Beratung überwiesen worden war, sein 
Gutachten abgeben konnte, scheinen die Würfel wegen Ablösung des Finanzministers 

221	 Siehe dazu  Brandt,  Neoabsolutismus 2, 665 f., und Adolf Beer, Die Finanzen Oesterreichs im XIX. 
Jahrhundert (Nachdruck, Wien 1973) 233.

222	 Siehe dazu MR. v. 17. 11. 1851/II und MR. v. 19. 11. 1851/II.
223	 Walter, Nachlaß Kübeck 80, Tagebucheintragung v. 28. 10. 1851.
224	E bd. 82, Tagebucheintragung v. 14. 11. 1851.
225	E bd. 82 f., Tagebucheintragungen v. 9. 11., 14. 11. und 1. 12. 1851.
226	E bd. 82, Tagebucheintragung v. 9. 11. 1851.
227	 Vortrag Kübecks v. 9. 11. 1851, Hhsta., RR., Präs. 184/1851.
228	 Siehe Anm. 220.
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gefallen zu sein. Krauß sollte in den Reichsrat berufen und seine Stelle von Baumgartner 
− unter Beibehaltung seines bisherigen Ministerpostens – übernommen werden229. Das 
war ganz im Sinne Kübecks, denn Baumgartner gehörte zu den ursprünglichen, vom 
Reichsratspräsidenten handverlesenen Reichsräten230. In dieser heiklen Phase legte Kübeck 
das Resultat der ministerrätlichen Beratungen über den Kraußschen Maßnahmenkatalog 
zur Eindämmung der Börsen- und Valutaspekulationen vor – alle vom Finanzminister 
vorgeschlagenen wichtigen Maßnahmen wurden rundweg abgelehnt231. Nachdem der 
Präsident des Reichsrates also sein möglichstes zum Sturz von Philipp Krauß getan hatte, 
konnte er am 16. Dezember 1851 befriedigt in seinem Tagebuch notieren: „Der Fin.-
Min. ist nicht mehr zu retten, und zwar aus eigener Bascule-Schuld. Der Kaiser ist ganz 
gegen ihn eingenommen worden.“232 Tatsächlich fiel die definitive Entscheidung zwei 
Tage später, und Philipp Krauß, der „die Sache sehr übel und empfindlich“ aufnahm, 
mußte seinen Ministersessel räumen233. Am 21. Dezember ersuchte er, „da Eure Majestät 
zu beschließen geruhten, mich von der Leitung der Finanzen zu befreien“, um die Ver-
setzung in den normalmäßigen Ruhestand. Mit Handschreiben vom 26. Dezember 1851 
entsprach Franz Joseph dieser – erzwungenen – Bitte, entließ den Finanzminister „in 
Gnaden“, verlieh ihm „in Anerkennung der Meinem Hause und dem Staate unter den 
schwierigsten Zeitverhältnissen geleisteten ausgezeichneten Dienste“ das Großkreuz des 
Leopoldordens und ernannte ihn gleichzeitig zum Reichsrat, „wo Ich Mir von Ihren 
Kenntnissen, Ihrer langjährigen Erfahrung und Ihrem erprobten Eifer die wichtigsten 
Dienste verspreche“234. Zudem verfügte der Kaiser, daß Philipp Krauß „im Genusse 
seiner bisherigen Bezüge zu verbleiben habe“235. Mit der Bestellung des ehemaligen Fi-
nanzministers zum Reichsrat tauchte freilich die Frage auf, welchen Rang er unter den 
anderen Räten dieses Gremiums einnehmen sollte. Kübeck hatte das Problem auch sofort 
erkannt und bereits einen Tag nach der offiziellen Ernennung von Philipp Krauß dazu 
Stellung genommen – nach den von ihm ausführlich argumentierten Grundsätzen wäre 
der neue Reichsrat an die letzte Stelle in der Rangordnung zu reihen gewesen. Doch der 
Kaiser entschied, daß Philipp Krauß den dritten Rang unter den nunmehr neun Reichs-
räten einzunehmen hätte236.

229	 Walter, Nachlaß Kübeck 83, Tagebucheintragung v. 7. 12. 1851.
230	 Diese Lösung war bereits im August ventiliert worden, Kübeck, Tagebücher 2/1, 59, Eintragung v. 21. 8. 

1851. Schwarzenberg hatte zwischendurch Bruck als Nachfolger von Philipp Krauß favorisiert, Brandt, 
Neoabsolutismus 2, 667.

231	 Vortrag Kübecks v. 11. 12. 1851, Hhsta., RR., GA. 93/1851.
232	 Kübeck, Tagebücher 2/1, 61.
233	 Walter, Nachlaß Kübeck 84, Tagebucheintragung v. 18. 12. 1851.
234	 Alles in Hhsta., Kab. Kanzlei, MRZ. 4360/1851. Im Konzept des Handschreibens wurde die Verleihung 

des Leopoldordens nachträglich eingefügt. Das Handschreiben publiziert in der Wiener Zeitung (M.) v. 
28. 12. 1851.

235	 Ah. Handschreiben (K.) an Kübeck und Baumgartner v. 29. 12. 1851, Hhsta., Kab. Kanzlei, MRZ. 
4371/1851.

236	 Ah. E. v. 29. 12. 1851 auf Vortrag Kübecks v. 27. 12. 1851; ebd., RR., Präs. 265/1851. Das Vorgehen 
Kübecks in dieser Angelegenheit relativiert auch seine ziemlich selbstgerechte Aussage, er habe trotz der ihm 
widerfahrenen schlechten Behandlung im Jahre 1848 und der Möglichkeit, sich nun zu rächen, versucht, bei 
dem Austritte meines Nachfolgers ihm alle Ehren und Vortheile zu verschaffen, die zu begründen möglich 
sind, und die ihm auch gewährt wurden, Kübeck, Tagebücher 2/1, 61, Eintragung v. 31. 12. 1851.
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Knapp einen Monat nach der mehr oder minder erzwungenen Resignation des Finanz-
ministers verließ auch Franz Baron Kulmer, Minister ohne Portefeuille und für die kroa-
tischen Angelegenheiten zuständig, die Regierungsriege. Mit Handschreiben vom 22. Jän-
ner 1852 enthob ihn der Kaiser von seinem Ministerposten, ernannte ihn gleichzeitig zum 
Reichsrat − unter Beibehaltung seiner bisherigen Bezüge – und verlieh ihm taxfrei die 
geheime Ratswürde „in Anerkennung seiner ausgezeichneten Dienste“237. Das war keine 
leere Floskel; Kulmer, der von Anfang an dem Kabinett Schwarzenberg angehört hatte, 
war maßgeblich an der Berufung Joseph Freiherrn von Jellačić’ zum Banus beteiligt gewe-
sen und erwies sich später, beim Kampf um die Errichtung des Reichsrates, als verläßlicher 
Vertrauensmann Kübecks238. Sein Ministerposten wurde nicht nachbesetzt. Kulmer wur-
de in der Rangliste der Reichsräte an vorletzter Stelle gereiht239 und erhielt im Oktober 
1852 den Orden der Eisernen Krone I. Klasse240. Doch bald wurden Anzeichen für die 
angeschlagene Gesundheit des Barons sichtbar. Allein im Jahr 1852 nahm er nicht weni-
ger als fünf Monate Genesungsurlaub in Anspruch241. Eine nachhaltige Besserung seines 
Zustands trat jedoch nicht ein, und er sah sich gezwungen, im darauffolgenden Jahr erneut 
um zwei Monate Urlaub – zur Kur in Bad Vöslau – anzusuchen242. Während der Kur, im 
August 1853, brach seine Krankheit endgültig und irreversibel aus. Er litt an Wahnvor-
stellungen und mußte ins Irrenhaus gebracht werden243. Dort starb er am 16. November 
1853, wobei offiziell Typhus als Todesursache angegeben wurde244.

Zum Kommentar

Was in den vorhergehenden Bänden über die zur Erstellung des wissenschaftlichen Kom-
mentars verwendeten Archivalien gesagt wurde, gilt größtenteils auch für diesen Band. 
So seien an dieser Stelle nur die entsprechenden Archive mit ihren Unterabteilungen 
genannt:
Haus-, Hof und Staatsarchiv (Kabinettskanzlei, Reichsrat, Current- und Separatbilleten-
protokolle, Älterer Staatsrat, Politisches Archiv, Staatskanzlei, Administrative Registratur, 
Informationsbüro – A-Akten, Obersthofmeisteramt, Oberstkämmereramt, Obersthof-
marschallamt, Franz Joseph Orden, Depot Kübeck);

237	 MR. v. 23. 1. 1852/I.
238	 Siehe dazu Kletečka, Einleitung Ömr. II/4, XXIV f. und XXIX.
239	 Ah. E. v. 23. 1. 1852 auf Vortrag Kübecks vom selben Tag, Hhsta., RR., Präs. 38/1852.
240	 Ah. Kabinettschreiben v. 17. 10. 1852, ebd., Präs. 287/1852.
241	 Siehe dazu ebd., Präs. 160/1852 und Präs. 261/1852.
242	E bd., Präs. 182/1853.
243	 Im Bericht über den Ausbruch seiner Geisteskrankheit wurde unter den Gründen für seine Einlieferung 

(Kulmer hielt sich für den Sohn Gottes, behauptete, alle Krankheiten durch Magnetismus heilen zu können, 
entwarf Pläne, nach denen er Kaiser Franz Joseph zum Herren von Europa, Amerika und Afrika machen 
wollte, wozu er sich allerdings mit der Schwester der Heiligen Maria verehelichen müsse) auch angeführt Se. 
Excellenz Baron Kulmer litt bereits seit ziemlich langer Zeit an Melancholie und sprach immer von 
großen Plänen über eine Reorganisierung der politischen Verwaltungsbehörden des Reiches, ebd., Präs. 
249/1853.

244	 Nachruf in der Agramer Zeitung v. 20. 11. 1853 abgedruckt in der Wiener Zeitung (M.) v. 25. 11. 
1853. Das kursierende Gerücht, Kulmer habe einen Selbstmordversuch verübt, bezeichnete Kempen im 
Schreiben v. 21. 11. 1853 an Kübeck als eine böswillige Erfindung, Hhsta., RR., Präs. 366/1853.
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Allgemeines Verwaltungsarchiv (Ministerium des Inneren, Ministerium der Justiz, Mini-
sterium des Handels, Ministerium für Kultus und Unterricht, Verkehrsarchiv, Finanzar-
chiv, Ministerium für Landeskultur und Bergwesen, Adelsarchiv, Nachlaß Bach);
Kriegsarchiv (Ministerium des Krieges, Militärkanzlei Seiner Majestät) und
Niederösterreichisches Landesarchiv (Niederösterreichische Statthalterei).
Mit Datum 9. November 1850 erscheint das erste Mal die Abkürzung MKZ. an Stelle 
der bis dahin üblichen Abkürzung MRZ. (Ministerratszahl) auf dem Mantelbogen eines 
Ministerratsprotokolles auf245. Zugleich wird diese Abkürzung auch auf den Vordrucken 
der Vortragsexzerpte der Kabinettskanzlei erstmalig verwendet (10. November 1850, 
Hhsta., Kab. Kanzlei, MKZ. 4552/1850). In beiden Fällen wird sie zunächst gelegent-
lich, dann – ab Mitte Dezember 1850 bei den Exzerpten, ab Mitte Jänner 1851 bei den 
Protokollen – fast ausschließlich verwendet. Ab Ende März/Anfang April 1851 tauchen 
wieder gelegentlich Vordrucke mit MRZ. auf. Die letzte Verwendung des MKZ.-Vor-
druckes datiert bei den Vortragsexzerpten mit 1. Mai 1851 (Hhsta., Kab. Kanzlei, MKZ. 
1433/1851), bei den Protokollen mit 21. Juli 1851246. Höchstwahrscheinlich steht die 
Abkürzung für Ministerratskanzleizahl247. Warum sie in Verwendung kam und nach 
relativ kurzer Dauer wieder verschwand, konnte trotz umfangreicher Recherchen nicht 
schlüssig geklärt werden. Vom 23. Juli 1851 an wird bis zum Ende des Kabinetts Schwar-
zenberg wieder die Abkürzung MRZ. verwendet. An ihre Stelle tritt ab dem 14. April 
1852248 − konsequent zur Änderung des Namens Ministerrat in Ministerkonferenz − die 
Abkürzung MCZ. für Minister-Conferenz-Zahl.
Einige Akten liegen nicht an den für sie vorgesehenen Plätzen ein; zum Teil sind sie 
vermutlich skartiert worden, ohne dass dies vermerkt wurde, zum Teil sind sie wohl 
verreiht oder verloren gegangen oder wurden an die Nachfolgestaaten ausgeliefert.

245	 Ömr. II/4, Nr. 416.
246	N r. 530 im vorliegenden Band.
247	 Siehe Rumpler, Einleitungsband 89, Anm. 326.
248	 Ömr. III/1, Nr. 1.
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ABKÜRZUNGEN

(Die Abkürzungen gelten im wesentlichen für den Anmerkungsteil; manche Entsprechungen im Textteil 
sind im Hinblick auf bessere Lesbarkeit ausgeschrieben.)

A.	A bendpost, Abendausgabe
ABGB.	A llgemeines Bürgerliches Gesetzbuch
Abt.	A bteilung
abw.	 abwesend
Adm. Reg.	A dministrative Registratur
Ag.	A llergnädigst
Ah.	A llerhöchst
Allg.	A llgemein
Ah. E.	A llerhöchste Entschließung
Anm.	A nmerkung
anw.	 anwesend
ÄStr.	 Älterer Staatsrat
au.	 alleruntertänigst
AVA.	A llgemeines Verwaltungsarchiv

b. m.	 brevi manu
Bd., Bde.	B and, Bände
BdE.	B estätigung der Einsicht
BdR.	B estätigung des Rückempfangs
bes.	 besonders
bzw.	 beziehungsweise

ca.	 circa
CBProt.	K urrentbillettenprotokolle
CJH.	C orpus Juris Hungarici
CM.	K onventionsmünze
CProt.	K urrentprotokolle
CUM.	M inisterium für Kultus und Unterricht

ders.	 derselbe
dgl.	 dergleichen
d. h.	 das heißt
d. i.	 das ist
Diss.	D issertation
d. J.	 dieses Jahres
d. M.	 dieses Monats

ebd.	 ebenda
etc.	 et cetera
Ew.	E urer

f.	 Gulden (siehe auch fl. und fr.)
FA.	 Finanzarchiv
Fasz.	 Faszikel, Faszikulatur
fl.	 Gulden (florin; dafür auch f. und fr.)



Das Ministerium SchwarzenbergLXVI

FM.	 Finanzministerium
FML.	 Feldmarschalleutnant
fol.	 Folio
fr.	 Gulden (siehe fl.)
Frh.	 Freiherr
FZM.	 Feldzeugmeister

GA.	 Gremialakten
ges.	 gesehen
Gf.	 Graf
GGD.	 Generalgeniedirektion
GM.	 Generalmajor
GP.	 Geheimpräsidialprotokoll
GRD.	 Generalrechnungsdirektorium
GZ.	 Grundzahl

Hg., hg.	H erausgeber, herausgegeben
HHStA.	H aus-, Hof- und Staatsarchiv
HM.	H andelsministerium

IM.	I nnenministerium

JGV.	 Gesetze und Verordnungen im Justizfach
JM.	J ustizministerium

K.	K onzept
KA.	K riegsarchiv
Kab. Archiv	K abinettsarchiv
Kab. Kanzlei	K abinettskanzlei
kgl.	 königlich
k. J.	 kommenden Jahres
k. k.	 kaiserlich-königlich
KM.	K riegsministerium
Ktn.	K arton
KZ.	K abinettszahl

lf.	 landesfürstlich
LGBL.	L andesgesetzblatt
Lit.	L itera
l. J.	 laufenden Jahres
l. M.	 laufenden Monats

M.	M orgenausgabe, Morgenpost
MC.	M inisterium des Cultus
MCZ.	M inisterkonferenzzahl
MK.	M inisterkonferenz
MKSM.	M ilitärkanzlei Seiner Majestät
MKZ.	M inisterratskanzleizahl ? (siehe Einleitung, Kapitel: Zum Kommentar)
MI.	M inisterium des Inneren
MLB.	M inisterium für Landeskultur und Bergwesen
MR.	M inisterrat
MRProt.	M inisterratsprotokoll
MRZ.	M inisterratszahl
MZ.	M inisterialzahl

Nl.	N achlaß
NÖLA.	N iederösterreichisches Landesarchiv
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nö. Reg.	N iederösterreichische Regierung
No.	N umero
Nr.	N ummer 

o. D.	 ohne Datum
o. J.	 ohne Jahr
OkäA.	O berstkämmereramt
OMaA.	O bersthofmarschallamt
OMeA.	O bersthofmeisteramt
ÖMR.	P rotokolle des österreichischen Ministerrates
o. O.	 ohne Ort
ORH.	O berster Rechnungshof
ö. W.	 österreichische Währung

P.	P rotokollführer
PA.	P olitisches Archiv
p. a.	 per anno
PGV.	P olitische Gesetze und Verordnungen
phil.	 philosophisch(e)
Präs.	P räsidium (Präsidialakten)
priv.	 privilegiert

RGBL.	R eichsgesetzblatt
RR.	R eichsrat
RS.	R einschrift
R. W.	R heinische Währung

S.	S eite
SBProt.	S eparatbillettenprotokolle
Se. (Sr.)	S eine (Seiner)
Sig.	S ignatur
sog.	 sogenannt
StK.	S taatskanzlei

tg.	 treugehorsamst

u.	 und
u. a.	 unter anderem
u. d. m.	 und dergleichen mehr

v.	 von
VA.	 Verkehrsarchiv
vgl.	 vergleiche
v. J.	 vorigen Jahres
v. M.	 vorigen Monats
VS.	 Vorsitz
Vz.	 Verzeichnis

Z(l).	 Zahl
z. B.	 zum Beispiel
Zit., zit.	 Zitat, zitiert
z. T.	 zum Teil
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VERZEICHNIS VERALTETER AUSDRÜCKE

(Das Verzeichnis enthält Ausdrücke, deren Bedeutung aus dem Textzusammenhang nicht hervorgeht oder von 
der heute üblichen abweicht. Sachbegriffe sind im Rahmen des Kommentars erklärt.)

ab instantia	 vorläufig, wegen nicht erwiesener Schuld (lossprechen)
Adjunkt	 zugeteilter Beamter, Amtsgehilfe
Adjutum	 Zulage, Zuschuß
Agiotage	 der auf Fallen und Steigen von Wertpapieren/Edelmetallen berechnete 

Handel
ajournieren	 vertagen
Aktuar	 Gerichts-, Amtsschreiber
Akzessist	 niedrige Beamter
Allod(ium); allodial	 im mittelalterlichen Recht der persönliche Besitz, das Familienerbgut; 

zum Allod gehörig
Amendement	A bänderungsvorschlag, Zusatzantrag
Apertur	E röffnung; Erledigung, Freiwerden einer Stelle
a potiori	 nach dem Wichtigerem, nach der Mehrzahl
Assisen	S chwurgerichtshof	
Auskultant	 angehender Richter
Aversualsumme	A usgleichs-, Abfertigungssumme	
Avitizität	 altes Recht des unveränderlichen Familienbesitzes in Ungarn

Bascule	S chwanken in den Grundsätzen
beinzichtigen	 beschuldigen, anklagen
Bollette	 (Zoll)Schein, Bescheinigung

Cerealien	 Feldfrüchte, Getreide

Dazio	 (städtischer) Zoll
defectus seminis	 Fehlen von Nachkommen
deductis deducendis	 nach erforderlichem Abzug	
Deliberation	B eratschlagung, Überlegung	
dependieren	 von jemandem abhängen, ihm unterworfen sein
Depositum	 in Verwahrung genommenes Gut (Geld)
diskretionär	 dem (richterlichen) Gutdünken überlassen
Diurnist	T aglohnschreiber
Dominikal	 Grundherren und Geistliche betreffend
Dreißigstbeamter	 ungarischer Zollbeamter

Ediktalverfahren	 öffentliches Verfahren
elozieren	 ausleihen,  vermieten
eludieren	 vereiteln, umgehen
Emolument	 (Amts)Vorteil; Amtseinkunft
Emphyteusis	E rbleihe, Erbpacht
Exhibitum	E ingabe, eingereichte Schrift	
Exemtion (eximieren)	A usnahme, Erlassung, Befreiung
Exkamerierung	A usgliederung von Gütern aus dem Staatseigentum
Expulsion	A ustreibung, Vertreibung



LXIXVerzeichnis veralteter Ausdrücke

Faktion	T atgemeinschaft; parteiähnliche Gruppierung
Fassion, Fatierung	S teuerbekenntnis, -angabe
Fruktifizierung	N utzbarmachung, Verwertung

Genericum	 allgemeiner Begriff

Inamovibilität	U nabsetzbarkeit
in duriorem sententiam	 härteres Urteil als in der vorherigen Instanz
Ingerenz	E inmischung
Inkamerierung	E inziehung von Gütern, Überführung in Staatseigentum
Inkulpat	B eschuldigter
in merito	 inhaltlich, in der Sache
in odiosis	 in unangenehmen Dingen
in pleno	 in voller Versammlung, vollzählig
Inquisit	A ngeklagter
in solidum	 für das Ganze haften
in suspenso	 unentschieden, in Zweifel
Intabulierung	E intragung ins Grundbuch
Interkalarien	E inkünfte einer unbesetzten Pfründe
Intestat	 gesetzlicher Erbe eines Erblassers ohne Testament
in thesi	 in der Regel, als allgemeinen Satz genommen
Intimation, Intimierung	A ufforderung; (gerichtliche) Ankündigung
Invigilierung	 Wachsamkeit
Inzicht	B eschuldigung	

Kapitulation	 auch: Kriegsdienstverpflichtung
katexochen	 vorzugsweise, ausschließlich
koerzitiv	 zwingend
Komputist	J ahresberechner
kondemnieren	 verurteilen, verdammen
Kongrua	U nterhalt, Amtsbezüge
Konkretalstatus	P lanstellenverzeichnis, Dienstpostenplan
kontentios	S treitsachen betreffend
Kontravenient	 Übertreter einer obrigkeitlichen Verordnung
Kontumaz	 Quarantäne, Maßnahme zum Schutz gegen Seuchen
Kontumazialverfahren	 gerichtliches Verfahren gegen einen ungehorsamen Verbrecher
Konzertation	 Übereinkunft
korroborieren	 stärken, bekräftigen
Kurrende	U mlaufschreiben
Kynosur	R ichtlinie

Lektikalgebühr	K irchensteuer
Limitosalz	 zu ermäßigtem Preis abgegebenes Salz

Manifest	 auch: Verzeichnis der Waren auf einem Schiff
Melioration	 (Boden)Verbesserung
Motion	A ntrag, Vorschlag
Munifizenz	 Freigebigkeit

non liquet	 ist nicht klar, läßt sich nicht entscheiden
Nullität	N ichtigkeit; Ungültigkeit

ob notam infidelitatis	 auf Grund von Untreue, Treulosigkeit
ob paritatem rationis	 wegen des Gleichheitsgrundsatzes
oktroyieren	 verleihen; aus höherer Macht anordnen; aufzwingen
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Parenthesis   	E inschaltung, Einschub
Parifizierung	 Gleichstellung
persolvieren	 eine Schuld begleichen
Pignoral(besitz)	P fand(besitz)	
Präklusiv(termin)	T ermin, nach dessen Ablauf Rechtsansprüche auslaufen
Präzipiz	A bgrund, Felsabhang
promulgieren	 öffentlich bekanntmachen, verkünden
Pupillar(fonds)	 Waisen-, Mündel(fonds)

quieszieren	 zeitweilig in den Ruhestand versetzen

Remontierungswesen	P ferdeergänzungswesen
reprobieren	 verwerfen; mißbilligen

Scheda	E rlaubnisschein
Schranne	 hier: Gerichtsgebäude
Sedria	 Gericht 2. Instanz	
Sequestration	B eschlagnahme, Zwangsverwaltung
Session	 auch: (Bauern)Gut
solenn	 feierlich	
spolieren	 plündern, berauben
sporco	 brutto
stante concluso	 nach dem geltenden Beschluß
Stolagebühren	 Gebühren für bestimmte Amtshandlungen des Geistlichen
Subsistenz	B estand; Lebensunterhalt
sub spe rati	 in der Hoffnung auf Annahme
sympathetisch	 hier: geheim

transenn	 vorübergehend, durchziehend
trassieren	 einen Wechsel auf jemanden ziehen oder ausstellen
Tutel	 Vormundschaft

Vexation	 Quälerei
Vicinalstraße	N achbar-, Nebenstraße
vindizieren	 verlangen, fordern
vipera	 kleines venezianisches Boot
vita anteacta	 Vorleben	
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Stadion.

I. Auszeichnung für mehrere Angestellte der Kaiser-Ferdinands-Nordbahn und der Gloggnit-
zer Bahn. II. Auszeichnung für Ignaz Hiess. III. Auszeichnung für Konrad Hermann Deni-
ke. IV. Auszeichnung für Stefan Takács. V. Auszeichnung für August Stummer. VI. Gnaden-
gabe für die Pflegerswaisen Brameshuber. VII. Vermehrung der Mannschaft des 1. Gendar-
merieregiments. VIII. Behandlung des Franz Freiherr v. Kemény. IX. Neues Strafgesetz 
(14. Beratung). X. Wiederaufnahme alter Fälle vor Einführung der neuen Strafprozeßord-
nung. X½. Auszeichnung für Josef Menghin Ritter v. Brezburg. XI. Informationen über 
mehrere politische Sträflinge in Ungarn. XII. Verstärkung des Kordons an der Grenze gegen 
die Schweiz und Piemont. XIII. Beschränkung des Wiener Gemeindezuschlages auf die 
Einkommensteuer. XIV. Keine Taxrückständeeinbringung von den Erben der Offiziere.

MRZ. 1922 – KZ. 1802

Protokoll der am 4. Juni 1851 in Wien abgehaltenen Ministerratssitzung unter dem 
Vorsitze des Ministerpräsidenten, dann Ministers des Äußern und des Hauses Fürsten 
Felix v. Schwarzenberg.

I. Der Kriegsminister Freiherr v. Csorich brachte im Einverständnisse mit dem 
Handelsminister und dem Minister des Inneren, nachdem Se. Majestät mehreren Indi-
viduen der Südbahn wegen ihrer Verdienste bei dem Transporte der Truppen und der 
Militärerfordernisse Auszeichnungen zu bewilligen geruhet haben, solche Auszeichnun-
gen wegen gleicher Verdienste auch für mehrere Oberbeamte und andere Individuen der 
Kaiser-Ferdinands-Nordbahn, dann noch einige höhere Beamte der Wien-Gloggnitzer 
Eisenbahn in Antrag, und zwar: für den Betriebsdirektor der Nordbahn Keissler das 
goldene Verdienstkreuz mit der Krone, für den Betriebskommissär Rosthorn und für den 
Oberingenieur (der Wien-Gloggnitzer Eisenbahn) Linder das goldene Verdienstkreuz; 
dann für den Betriebsdirektor der Nordbahn Köb, Inspektor Klemensiewicz, Maschinen-
direktor Bail, Sektionsingenieur Edler v. Czerny und Sektionsingenieur (der Gloggnitzer 
Eisenbahn) Berger die Bezeigung der Ah. Zufriedenheit, mit welchen an Se. Majestät zu 
richtenden Anträgen sich der Ministerrat einverstanden erklärte1.
(An der Beratung über diesen Gegenstand hat der Finanzminister Freiherr v. Krauß 
keinen Teil genommen.)

II. Der Minister des Inneren Dr. Bach fand sich nach genauerer Erwägung der 
Sache bestimmt, seinen in der Ministerratssitzung vom 28. Mai d. J., Nr. V, gestellten 
Antrag und den darnach ausgefallenen Beschluß, für den Gemeindebesorger und Haus-
besitzer der hiesigen Vorstadtgemeinde Leimgrube Ignaz Hiess das silberne Verdienst-
kreuz bei Sr. Majestät zu befürworten, der Modifikation wegen nochmals in Erwähnung 
zu bringen, daß es genügen dürfte, für den Hiess lediglich auf die Ah. Zufriedenheitsbe-

1	 Auf Vortrag Csorichs v. 10. 6. 1851 entschied der Kaiser mit Ah. E. v. 18. 6. 1851 im Sinne des Minister-
ratsbeschlusses, Ka., MKSM. 4921/1851.
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zeigung anzutragen, wogegen der Ministerrat ebenso wenig etwas zu erinnern fand2, wie 
gegen den weiteren Antrag dieses Ministers

III. für den Grundbesitzer zu Keresztúr Konrad Hermann Denike in Berücksichtigung 
seiner unter gefahrvollen Umständen an den Tag gelegten Treue und Anhänglichkeit an 
die rechtmäßige Regierung das goldene Verdienstkreuz von der Ah. Gnade Sr. Majestät 
zu erwirken3.

IV. Ebenso hat der Ministerrat den Anträgen des Ministers des Inneren beigestimmt, für 
den Ortsrichter Stefan Takács, welcher sich in den ungarischen Revolutionswirren sehr 
gut benommen hat und wegen seiner Treue und Anhänglichkeit an die rechtmäßige 
Regierung 17 Wochen im Kerker gehalten wurde, das silberne Verdienstkreuz4 und

V. für den Oberbeamten in Böhmen August Stummer, welcher seiner Verdienste wegen 
noch vor dem Jahre 1848 zur Auszeichnung mit der goldenen Medaille angetragen ward, 
welcher Antrag aber nach dem Umschwunge der Dinge im Jahre 1848 unerledigt zu-
rückgestellt wurde, das goldene Verdienstkreuz mit der Krone bei Sr. Majestät zu befür-
worten5.

VI. Der Minister des Inneren Dr. Bach brachte hierauf die zwischen ihm und den Mi-
nistern der Justiz und der Finanzen bestehende Meinungsverschiedenheit hinsichtlich des 
Betrages der Gnadengaben für drei aus dem Normalalter getretenen Töchter der Salzbur-
ger Pflegerswitwe Barbara Brameshuber zur Sprache. Für die Tochter Maria, welche einen 
Erziehungsbeitrag von 40 fr. genossen hatte, am 14. April 1851 aus dem Normalalter 
getreten ist und sich nichts erwerben kann, hat der Justizminister angetragen, daß ihr 
der Erziehungsbeitrag als Gnadengabe belassen, dagegen den zwei älteren, vollkommen 
erwerbsunfähigen Töchtern Auguste und Mathilde Brameshuber jeder eine Gnadengabe 
von 50 fr. bewilliget werden wolle. Der Finanzminister erklärte sich mit dem Antrage 
hinsichtlich der Tochter Maria Brameshuber einverstanden, glaubte sich aber wegen 
Mangels einer Ah. Aufforderung nicht für Gnadengaben an die Töchter Auguste und 
Mathilde aussprechen zu sollen. Der Minister des Inneren meint dagegen, daß nicht 
nur der Maria, sondern auch ihren Schwestern Auguste und Mathilde Brameshuber jeder 
eine Gnadengabe von 40 fr. jährlich bis zur allenfälligen Herstellung oder weiteren Ver-
sorgung zu bewilligen wäre, weil bei allen die Erwerbsunfähigkeit nachgewiesen ist und 
es einer armen Witwe schwer fallen dürfte, die nötigen Schritte wegen Erwirkung einer 
Ah. Bezeichnung ihres Gesuches zu tun.

2	 Auf den im Sinne des Ministerratsbeschlusses erstatteten Vortrag Bachs v. 31. 5. 1851 verlieh der Kaiser 
Ignaz Hiess mit Ah. E. v. 12. 6. 1851 das goldene Verdienstkreuz, Hhsta., Kab. Kanzlei, MRZ. 
1865/1851.

3	 Auf den im Sinne des Ministerratsbeschlusses gestellten Vortrag Bachs v. 28. 5. 1851 entschied der Kaiser 
mit Ah. E. v. 12. 6. 1851, Denike lediglich die Ah. Zufriedenheit mitteilen zu lassen, ebd., MRZ. 
1840/1851. 

4	 Auf Vortrag Bachs v. 5. 6. 1851 entschied der Kaiser mit Ah. E. v. 11. 6. 1851 im Sinne des Ministerrats-
beschlusses, ebd., MRZ. 1913/1851.

5	 Auf Vortrag Bachs v. 5. 6. 1851 entschied der Kaiser mit Ah. E. v. 11. 6. 1851 im Sinne des Ministerrats-
beschlusses, ebd., MRZ. 1914/1851.
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Der Ministerrat vereinigte sich diesfalls mit den Anträgen des Ministers Dr. Bach6.

VII. Der Minister des Inneren unterstützte weiter den Antrag des Gendarmeriekomman-
dos auf Vermehrung der Mannschaft des 1. Gendarmerieregimentes, welchem Niederö-
sterreich, Oberösterreich und Salzburg, somit ein sehr ausgedehntes Territorium von der 
Leitha bis an die Tiroler Grenze, zugewiesen und das in seinem gegenwärtigen Bestande 
nicht zureichend ist, seiner großen Aufgabe zu genügen. Es wird demnach für den Flügel 
in Wien eine Vermehrung von 90 Mann und für die übrigen sämtlichen Posten von 
335 Mann angetragen, wodurch das Regiment vollständig ergänzt dastünde.
Bei der gehörig nachgewiesenen Notwendigkeit dieser Vermehrung wird der Minister des 
Inneren einverständlich mit dem Kriegsminister auf die Ah. Gewährung derselben an-
tragen, womit sich der Ministerrat einverstanden erklärte7.

VIII. Hinsichtlich der Behandlung des geheimen Rates, siebenbürgischen Gubernialrates 
und Präsidenten des Konsistoriums Franz Baron Kemény, dessen Entlassung zwar ausge-
sprochen wurde, aber nicht zur Ausführung kam8, bemerkte der Minister Dr. Bach, daß 
über diesen Gegenstand hierorts eine Kommission mit Zuziehung von zwei Räten des 
Obersten Gerichtshofes abgehalten wurde, welche zwar nicht alles aufgeklärt fand, da 
viele Papiere in Hermannstadt verloren gegangen sind, aber (mit Ausnahme von zwei 
Stimmen) sich dahin aussprach, daß es von der erwähnten Entlassung abkommen und 
die normalmäßige Behandlung des Baron Kemény (welcher 31 Jahre diente) eingeleitet 
werden dürfte.
Der Minister des Inneren wird mit Zustimmung des Ministerrates bei Sr. Majestät an-
tragen, es von der Entlassung des Keménys abkommen zu lassen, worauf, wenn Se. 
Majestät diesen Antrag genehmigen, seine normalmäßige Behandlung im Einvernehmen 
mit dem Finanzministerium eingeleitet werden wird9.

IX. Der Justizminister Ritter v. Krauß bemerkte, daß, da das Avitizitätsgesetz 
nächstens erlassen werden dürfte und Se. Majestät darin auf das in Ungarn, Siebenbürgen 
etc. bestandene Konfiskationsrecht der Güter ob notam infidelitatis verzichten, aim neu-
ena, nun auch für Ungarn und Siebenbürgen etc. einzuführenden Strafgesetzbuche aber 
von einer Konfiskation keine Rede mehr ist, es notwendig erscheinen dürfte, in dem 
Einführungspatente zu dem Strafgesetzbuche folgenden Artikel aufzunehmen: „Die Be-
stimmung, ob und unter welchen Bedingungen die für das Verbrechen des Hochverrates 

6	 Auf Vortrag Bachs v. 31. 5. 1851 entschied der Kaiser mit Ah. E. v. 12. 6. 1851 im Sinne des Minister-
ratsbeschlusses, ebd., MRZ. 1874/1851.

7	 Auf Vortrag Bachs v. 27. 5. 1851 bewilligte der Kaiser mit Ah. E. v. 11. 6. 1851 die angesuchte Mann-
schaftsvermehrung, ebd., MRZ. 1928/1851. Der entsprechende Akt, Ava., IM. Allg. 10537/804 ex 1851, 
liegt nicht mehr ein.

8	 Fortsetzung des MR. v. 24. 3. 1851/V, Ömr. II/4, Nr. 475.
9	 Auf Vortrag Bachs v. 11. 6. 1851 wurde das Gesuch Keménys um Pensionierung mit Ah. E. v. 21. 6. 1851 

der vorschriftsmäßigen Behandlung unterzogen, Hhsta., Kab. Kanzlei, MRZ. 2004/1851. Auf einen 
weiteren Vortrag Bachs v. 11. 12. 1851 wurde dann Kemény mit Ah. E. v. 19. 12. 1851 normalmäßig 
pensioniert, ebd., MRZ. 4169/1851.

a–a	 Korrektur K. Krauß’ aus in unserem.
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in mehreren Kronländern gesetzlich bestehende Vermögenskonfiskation aufzuhören 
habe, wird in Verbindung mit den über die Aufhebung des Avitizitätsverhältnisses in 
diesen Kronländern zu treffenden Anordnungen erlassen werden.“10

Durch diesen Artikel will nämlich gesagt werden, daß durch die Einführung des Straf-
gesetzbuches die Vermögenskonfiskation noch nicht aufgehoben ist.
Ferner müßte in dem Paragraphe des Strafgesetzbuches über den Hochverrat gesagt 
werden: „Für den Ersatz des durch das Verbrechen des Hochverrates dem Staate oder 
Privatpersonen verursachten Schadens bleibt der Schuldige mit seinem ganzen Vermögen 
verantwortlich“11, und in das Patent über das Reichsgericht (§ 37) wäre demzufolge 
folgendes aufzunehmen: „Dem Obersten Gerichtshofe oder dem von ihm nach § 13 
delegierten Oberlandesgerichte kommt nach Maßgabe der Bestimmungen der Strafpro-
zeßordnung auch die Entscheidung über die von Seite des Staates oder von Privatperso-
nen geltend gemachten Ansprüche auf Schadenersatz zu. Zu dem aus dem Verbrechen 
entstandenen Schaden sind nicht nur alle unmittelbar oder mittelbar durch dasselbe 
herbeigeführten Beschädigungen, sondern auch alle zur Unterdrückung der verbrecheri-
schen Unternehmung oder zur Wiederherstellung der Ordnung und Sicherheit aufge-
wendeten Kosten zu rechnen. Über die Art und den Betrag der zu diesen Zwecken aus 
dem Staatsschatze bestrittenen Auslagen ist den von der kompetenten Staatsrechnungs-
behörde geprüften und richtig befundene Amtsausweisen und Rechnungen der Verwal-
tungsbehörden von dem Gerichte nach Beschaffenheit der Umstände selbst für sich allein 
volle Beweiskraft einzuräumen.“12

Der Ministerrat erklärte sich in allen drei Punkten mit dem Justizminister einverstan-
den13.

X. Bald nachdem die neue Strafprozeßordnung herausgekommen war14, wurde die Frage 
in Anregung gebracht, wie jene Strafprozesse zu behandeln seien, welche mittlerweile im 
Zuge waren, und es wurde sich Ah. dahin ausgesprochen, daß diejenigen Prozesse, bei 
denen bereits das Erkenntnis gefällt wurde, daß der Inkulpat in Untersuchung zu ziehen 
sei, nach dem alten, diejenigen aber, wo ein solches Erkenntnis noch nicht erlassen wurde, 
nach dem neuen Gesetze, nämlich der neuen Strafprozeßordnung, zu behandeln seien. 
Hierbei, bemerkte der Justizminister, wurde nicht vorgedacht, wie in solchen Fällen vor-
zugehen wäre, wenn eine Untersuchung wieder aufzunehmen ist, über welche schon ein 
Urteil erflossen ist, wie z. B., wenn einer für schuldlos erklärt werden will, dessen Unter-
suchung aus Mangel an rechtlichen Beweisen aufgehoben worden ist u. dergl.

10	 Fortsetzung des MR. v. 23. 5. 1851/IV, Ömr. II/4, Nr. 504. Zur Aufhebung der Avitizität in den Ländern 
der ungarischen Krone siehe MR. v. 25. 6. 1851/XVI. Der hier formulierte Artikel des Einführungspatentes 
zum neuen Strafgesetzbuch wurde nicht aufgenommen, Rgbl. Nr. 117/1852. Fortsetzung über das Straf-
gesetzbuch in MR. v. 18. 6. 1851/I.

11	 Dieser Satz findet sich wörtlich im § 59 des neuen Strafgesetzbuches, Rgbl. Nr. 117/1852.
12	 Das in der oktroyierten Verfassung v. 4. 3. 1849 postulierte Reichsgericht, ebd. Nr. 150/1849, XIV. Ab-

schnitt, wurde erst durch das Staatsgrundgesetz v. 21. 12. 1867, ebd. Nr. 143/1867, verwirklicht; Walter, 
Verfassungsgerichtshof 736 ff.; Hugelmann, Österreichisches Reichsgericht 464 ff. und Candido, Weg 
zum Reichsgericht 49 ff.

13	 Fortsetzung über das neue Strafgesetz in MR. v. 18. 6. 1851/I.
14	 Zur neuen Strafprozeßordnung v. 17. 1. 1850 siehe MR. v. 11. 1. 1850/V, Ömr. II/2, Nr. 252.
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Der Oberste Gerichtshof hat diesen Gegenstand in pleno beraten und mit Zustimmung 
des Generalprokurators die Meinung geäußert, daß über die Frage, ob eine Untersuchung 
einer schon früher entschiedenen Sache wieder aufzunehmen sei, nach dem alten Geset-
ze (wenn nicht das neue günstiger ist, in welchem Falle dieses zur Richtschnur zu nehmen 
wäre) vorzugehen sei, die Prozedur einer solchen wieder aufgenommenen Untersuchung 
selbst habe aber nach dem neuen Gesetze zu geschehen.
Da dieser Antrag mit dem Systeme der österreichischen Strafgesetzgebung übereinstimmt 
und die früheren Strafbehörden nicht mehr vorhanden sind, so erklärte sich der Justiz-
minister mit dem Obersten Gerichtshofe einverstanden und las den Entwurf einer dies-
falls zu erlassenden kaiserlichen Verordnung vor, gegen deren Inhalt der Ministerrat nichts 
zu erinnern fand15.

X ½. Gegen den von dem Justizminister im Einklange mit dem Präsidenten des vene-
zianischen Appellationsgerichtes Dr. Vinzenz Schrott an Se. Majestät zu stellenden au. 
Antrag, Allerhöchstdieselben wollen dem Präsidenten des Provinzialtribunales in Padua 
Josef Menghin Ritter v. Brezburg, welcher 65 Jahre alt ist, 42 Jahre 6 Monate dient und 
wegen seines Alters und seiner schwächlichen Gesundheit um die Versetzung in der 
Ruhestand eingekommen ist, diesen Ruhestand mit dem Genusse seines vollen Aktivi-
tätsgehaltes als Pension zu beiwilligen und ihm in Anerkennung seiner langjährigen, 
treuen und ausgezeichneten Dienstleistung das Ritterkreuz des österreichischen kaiserli-
chen Leopoldordens taxfrei zu verleihen geruhen, ergab sich keine Erinnerung16.

XI. Der Justizminister referierte hierauf über mehrere eingelangte Informationen wegen 
Begnadigung von politischen Sträflingen aus Ungarn und zwar:
a) über Ladislaus Bezdédy, welcher wegen des Verbrechens des Hochverrates zum Tode 
durch den Strang und zur Vermögenskonfiskation verurteilt, diese Strafe aber im Gna-
denwege auf vier Jahre Festungsarrest und Aufhebung der Vermögenskonfiskation gemil-
dert wurde. Die Militärbehörden tragen auf volle Begnadigung, der Justizminister aber, 
und mit ihm die Stimmenmehrheit des Ministerrates, auf Herabsetzung der Strafdauer 
auf zwei Jahre an, wornach derselbe mit dem 22. Februar 1852 in Freiheit zu setzen wäre. 
In diesem Sinne wird der Justizminister den au. Vortrag an Se. Majestät erstatten17.

15	 Nachdem Karl Krauß Schwarzenberg mit Schreiben v. 5. 6. 1851 ersucht hatte, den fraglichen Gesetzentwurf 
an den Reichsrat zu leiten, sandte der Ministerpräsident den Entwurf mit Schreiben (K.) v. 6. 6. 1851 an 
Kübeck, Hhsta., Kab. Kanzlei, MRZ. 1921/1851; der Entwurf (Abschrift) des Justizministers in ebd., 
RR., GA. 21/1851. Nachdem der Reichsrat den Entwurf am 17. 6. 1851 beraten und für „nicht erschöp-
fend genug“ erachtet hatte, legte er seinen eigenen Entwurf vor, ebd., GA. 40/1851. Kübeck sandte das 
Sitzungsprotokoll mit dem reichsrätlichen Entwurf mit Schreiben v. 21. 6. 1851 an Schwarzenberg, der 
alles an Karl Krauß weiterleitete, ebd., Kab. Kanzlei, MRZ. 2108/1851. Nachdem Karl Krauß einen 
neuen, nach den Vorschlägen des Reichsrates überarbeiteten Entwurf erstellt hatte, schickte Schwarzenberg 
diesen mit Schreiben (K.) v. 2. 8. 1851 an Kübeck, ebd., MRZ. 2640/1851. Fortsetzung des Gegenstandes 
in MR. v. 13. 8. 1851/IV.

16	 Auf Vortrag Karl Krauß’ v. 4. 6. 1851 entschied der Kaiser mit Ah. E. v. 19. 6. 1851 im Sinne des Mini-
sterratsbeschlusses, Hhsta., Kab. Kanzlei, MRZ. 1935/1851.

17	 Auf Vortrag Karl Krauß’ v. 18. 6. 1851 wurde Ladislaus Bezdédy mit Ah. E. v. 19. 6. 1851 die Hälfte 
seiner Strafe erlassen, ebd., MRZ. 2074/1851. 
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b) Über Alexander Buda, Advokaten und gewesenen Landtagsdeputierten des Mittel-
Szolnoker Komitates. Dieser wurde wegen Teilnahme am Hochverrat zum Tode und zur 
Vermögenskonfiskation verurteilt, diese Strafe aber im Gnadenwege auf 15 Jahre Schanz-
arbeit und später auf 15 Jahre Festungsarrest gemildert.
c) Über Georg Gál, reformierten Prediger in Ungarn, welcher wegen Hochverrates gleich-
falls zum Tode durch den Strang und zur Vermögenskonfiskation kondemniert und auf 
20-jährigen Festungsarrest in Eisen begnadigt wurde.
Bei den sub b) und c) Genannten wird nach Erwägung der erschwerenden und mildern-
den Umstände von dem Justizminister und einverständlich mit demselben vom Mini-
sterrate auf eine Strafmilderung nicht angetragen.
d) Über Stephan v. Motesiczky. Dieser wurde wegen Vorschubleistung zum Aufruhr zu 
fünfjährigem Kerker und Verlust der Kämmererswürde verurteilt. Die Behörden tragen 
bei dem Umstande, daß derselbe bereits seit November 1849 sitzt und, wenn er nicht 
im Jahre 1849 zur Aburteilung gekommen wäre, unter jene Kategorie gefallen sein wür-
de, bei welcher die Untersuchung wegen minderer Beteiligung am Verbrechen aufgelassen 
worden ist, auf die Nachlassung des ganzenb Strafrestes an.
Der Justizminister teilte diese Ansicht. Die Stimmenmehrheit des Ministerrates erklärte 
sich dagegen (mit Ausnahme des Ministers Grafen Thun und des Ministerpräsidenten, 
welche für gar keine Nachsicht stimmten) bloß für die Erlassung der Hälfte der Strafzeit, 
wornach der au. Vortrag an Se. Majestät erstattet werden wird18.
Zum Schlusse bemerkte der Justizminister noch, daß einige von den politischen Sträflin-
gen zum Festungsarreste in Eisen verurteilt worden sind. Da jedoch nach einer Ah. 
Entschließung politische Sträflinge nicht in Eisen zu halten sind19, welche Gnade den-
selben nicht vorzuenthalten wäre, so behielt sich derselbe vor, hiernach das Angemessene 
in seinem Wirkungskreise zu verfügen20.

XII. Der Finanzminister Freiherr v. Krauß brachte die Anzeige des Feldmarschalls 
Grafen Radetzky zur Kenntnis des Ministerrates, daß die Maßregeln gegen den Schleich-
handel in Vollzug gesetzt seien, deren Resultate sich bereits als günstig darstellen, wie 
auch seinen weiteren Antrag, daß, da die Grenzen gegen die Schweiz und gegen Piemont 
(am Ticino und Po) noch nicht hinlänglich besetzt seien, mit diesen Maßregeln noch 
weiter vorzugehen wäre21, und stellte an den Ministerpräsidenten die Anfrage, ob nicht 
vielleicht aus höheren politischen Rücksichten gegen einen solchen weiteren Vorgang 
etwas zu erinnern sei, was aber der Ministerpräsident verneinte.

18	 Auf Vortrag Karl Krauß’ v. 10. 6. 1851 wurde Stephan v. Motesiczky mit Ah. E. v. 18. 6. 1851 die Hälf-
te seiner Strafe erlassen, ebd., MRZ. 2009/1851.

19	 Ah. E. v. 6. 9. 1850 auf Vortrag Csorichs v. 27. 8. 1850, Ka., KM., Präs. 5239/1850.
20	 Der einzige in Frage kommende Akt, Ava., JM., Präs. 193/1850, der diese Angelegenheit behandeln könn-

te, ist nicht am Platz.
21	 Fortsetzung des MR. II v. 3. 3. 1851/I, Ömr. II/4, Nr. 462. Das Schreiben Radetzkys an Krauß v. 15. 5. 

1851 in Fa., FM., Präs. 7404/1851.

b	 Einfügung K. Krauß’.
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Der Finanzminister wird sonach diese Angelegenheit mit dem Beisatze Sr. Majestät vor-
legen, daß der Ministerrat sich mit dem diesfälligen Antrage des Feldmarschalls vollkom-
men vereinige22.

XIII. Derselbe Minister brachte hierauf zur Sprache, daß der Wiener Gemeinderat 
10 Kreuzer von jedem Gulden Steuer auf die Einkommensteuer, und zwar nicht bloß 
für das Jahr 1851, sondern auch für das bereits abgelaufenen Jahr 1850 ausgeschrieben 
habe23.
Diesen Vorgang findet der Finanzminister nicht recht, weil dieser Zuschlag, was das Jahr 
1850 betrifft, gar nicht kundgemacht worden ist, und glaubt, daß diese Ausschreibung 
nur auf das Jahr 1851 zu beschränken wäre, worin ihm der Ministerrat beistimmte24.
Der Finanzminister behielt sich übrigens vor, die allgemeine Frage, ob zur Einkommen-
steuer überhaupt ein Gemeindezuschlag gemacht werden könne, später im Ministerrate 
zum Vortrage zu bringen25.

XIV. Schließlich referierte der Finanzminister noch folgenden Fall: Der Kriegsminister 
habe aus Anlaß des Gesuches der Feldmarschalleutnantswitwe Mengen um Nachsicht des 
Taxrückstandes nach ihrem verstorbenen Gatten den Antrag gestellt, daß entweder die 
Vorschrift, wornach die Erben der Offiziere die rückständigen Taxen zu bezahlen haben, 
modifiziert oder wenigstens in diesem Falle das Gesuch der Mengen im Gnadenwege 
gewährt werden wolle.
Die darüber erflossene Ah. Entschließung sprach aus: Von nun an habe es von der Ge-
pflogenheit, wornach die Taxrückstände von den Erben der Militärparteienc einzubringen 
sind, abzukommen, und es sei der Finanzminister davon zu verständigen26.

22	 Mit Schreiben (Abschriften) v. 5. 6. 1851 an die Mailänder Finanzpräfektur, mit der Aufforderung, die 
geeigneten Maßnahmen zu ergreifen, und an Radetzky, mit der Mitteilung darüber, setzte Philipp Krauß 
den Ministerratsbeschluß um. Sein Vortrag vom selben Tag, mit dem Ersuchen, das Verfügte zu genehmigen, 
wurde mit Ah. E. v. 22. 6. 1851 mit der Bemerkung resolviert, künftighin, ehe eine so ausgedehnte 
Maßregel in Wirksamkeit gesetzt wird, Meine Genehmigung einzuholen, alles in ebd., Präs. 9229/1851. 
Der Kaiser hatte bereits einen Tag vorher, am 21. 6. 1851, die Anträge Radetzkys zur Kordonserweiterung 
genehmigt, Ka., KM., Präs. 3596/1851. Fortsetzung des Gegenstandes in MR. v. 23. 6. 1851/X.

23	 Nachdem der Wiener Gemeinderat einen Zuschlag von 10 Kreuzern für jeden Gulden Einkommenssteuer 
in der Sitzung v. 11. 12. 1849 beschlossenen hatte, Protokoll publiziert in der Wiener Zeitung (M.) v. 
21. 12. 1849, votierte er in der Sitzung v. 17. 5. 1850 dafür, den gefaßten Beschluß in Wirksamkeit treten 
zu lassen, Protokoll publiziert in der Wiener Zeitung (M.) v. 29. 5. 1850. Laut § 90 der provisorischen 
Gemeindeordnung für Wien stand dem Gemeinderat das Recht zu, zur Deckung der Gemeindebedürfnis-
se Zuschläge zu direkten oder indirekten Steuern bis zu 25 % des Steuerwertes einzuheben, Landes
gesetz- und Regierungsblatt für das Erzherzogthum Oesterreich unter der Enns 
Nr. 21/1850.

24	 Mit Weisung (K.) v. 7. 6. 1851 unterrichtete Philipp Krauß die entsprechenden Stellen vom Beschluß des 
Ministerrates, Fa., FM., VII. Abt. (Steuer), Nr. 2373/1851, Faszikulatur Einkommensteuer Nieder
österreich.

25	 Bis zum Rücktritt von Philipp Krauß als Finanzminister Ende Dezember 1851 kam diese Frage – allerdings 
in Zusammenhang mit Militärpersonen – nur einmal zur Sprache und wurde nicht entschieden, siehe dazu 
MR. v. 15. 10. 1851/V.

26	 Ah. E. v. 8. 4. 1851 auf Vortrag Csorichs v. 27. 3. 1851, Ka., MKSM. 3550/1851.

c	 Korrektur P. Krauß’ aus Offiziere.


